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Finanzi'erungspl'ohlem\l der Lanustraß\ln in Hh\linland - Pfalz 

Finanzierungsprobleme der Landstraßen 
in Rheinland-Pfalz 

Von Dr. rer. pol. Elmar Fr·e und, Mainz 1) 

1 

81 % des klassifizierten Landstraßennetzes und dn noch höherer Prozentsatz aller 
Landstr.aßen werden in der Bundesrepublik Deutschland von den Ländern und 
deren .untergeordneten Körperschaften unterhalten. Im. Rechmmgsj ahr 1951 wur" 
den rund 80 % aller Eigenausgaben auf;dem Gebiet des Straßenwesens von den 
Ländern 2) und ihren untergeordneten Körperschaften aufgebracht. Allein diese 
Fakten rechtfertigen ·es, das Landstraßenwesen der dnzelnen Bundesländer ge" 
sondert zu betrachten. . 
Hinzu kommt, daß auch die Verwaltung der Bundesfernstraßen durch die Länder 
ausgeübt wird. Auch die Lösung der überregionalen Y.erkehrsprobleme läßt sich 
nur nach Kenntnisnahme der Verhältnisse in den reinzelnen Bundesländern ge" 
winnen. 
Die folgende Darstellung be~chränkt sich im wesentlichen auf die Herausarbeitung 
der finanzwirtschaftlichen Probleme des rheinland"pfälzischen Straßenwesens, 
weil gerade der finanzwirtschaftliehe Aspekt aufs engste mit allen anderen Pro" 
blemen verbunden ist und sie widerspiegelt. Besonders ausführlich wird dabei 
auf die Probleme des speziellen Straßenlastenausgleichs Rücksicht genommen, der 
für dic Lastenträger der Landstraßen II. Ordnung; (L II 0) und Gemeindever" 
bindungsstraßen (GY) von entscheidender Bedeutung ist. I 

Aufbauend auf den Ergebnissen der regionalen Betrachtung wird zum Schluß 
jedoch auch zu den grundsätzlichen Finanzienmgs" und Y.erwaltungsproblemen 
dcs deutschen Straßen~v.esens Stellung genommen. 

Lastenträgerschaft. 
Baulastträger für die Bundesstraßen des F·ernverkehrs ist der Bund nach § 3, Abs. 1 
des Bundesfernstraßengesetzes vom 6. August 1953. Di·e Ortsdurchfahrten der 
Bunucsfernstraßell in Gemeinden über 9000 Einwohnern tragen die betreffenden 
Gemeinden. 
Die Baulastträgerschaft für die Landstraßen 1. Ordnung (L I 0) obliegt den' 
Ländern nach dem Gesdz über die ,cinstweilige Neurege1ung des Straßenwes·ens 
vom 26.3.1934; die Ortsdurchfahrten in Gcmeinden über 60'00 Einwohnern wer" 
den von den Gem.einden unterhalten. 
Die Baulastträgerschaft für die Landstraßen II. Ordnung (L II 0) fällt dcn Land" 
kreisen zu. Die Y,erteilung der Kosten 'der Ortsdurchfahrten . rentspricht &1' 
Regelung bei den L I O. : 
Die Gemeinden tragen grundsätzlich die Kosten der Gemeindestraßen, also auch 
der Gemeindeverbindungsstraßen. 

1) Der Abhanru1ung liegt ~ei1wcis'e oin Kapitel aus der Untersuchung des Verfassers "Das Straßen­
wesen in Hheinlalld-Pfalz. Ges·chiehtc - Zustand - Verkehr - Finanzi\lrung" (Sl.aats\vissensclHlft­
liehe Diss>crtaüon der Hechts- und rVirlscl13ftswisscnschaftlichen' Fakultät der Univcrsil1\t Mainz, 
WS 1955/5G) zugrunde.' . 
2) .ohne IIan~cstädtc. 
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2 Elmar Freund 

Während die persönlichen und sachlichen Verwaltungsaufgaben für die Bundes~ 
fernstraßen vom Land getragen werden müssen, entrichten die Landkreise einen 
Verwaltungskostenbeitrag in Höhe von 40,- DM je km L II O. 

Die gegenw~rtige Regdung des Finanz.ausgleichsauf dem Gebiet des Straßen' 
wesens in Rheinland.Pfalz 
Weder zwischen den einzelnen Ländern noch zwischen dem Bund und den 
Ländern findet neben dem allgemeinen Finanz.ausgleich dn besonderer, die 
Straßenbaulasfen betreffender Finanzausgleich statt. 
Dagegen lerhalten die Landkreise des Landes Rheinland"Pfalz sowie die St.,dtheise 
als Träger der Straßenbaulast für die L II 0, die Gemeinden über 6000 Einwohner 
als Lastenträger von Ortsdurchfahrten im Zug von Bundes" oder Landstraßen 
I. und II. Ordnung und die Gemeinden als Baulastträger für die Gemeinde" 
verbindungswege bestimmte zweckgebundene Zuweisungen aus allgemeinen 
Deckungsmitteln des Landes. 3) 
Die Summen der auf dies,e Wdse und aus v,erschiedenen daneben bestehenden 
f,onds 4) geleisteten zweckgebundenen Zuschüsse des Landes betrugen 5): 

Straßenbau Brückenbau Zusammen 

1949 2,74 

1950 3,03 

1951 3,51 

1952 6,75 

1953 10,18 

n Mio DM: 
3,33 6,07 
0,99 4,02 
1,18 
3,00 
2,90 

4,69 
9,75 

13,08 

3) Siehe: Gcsdz- und VcrOl'dnungshlatt der LanJ.esrcg~crung von Hhcinland-Pfalz vom 11. 7. 1!l5il 
sowie VOIll 15. April 1V55, Seile 45: 

LandcsO'csctz zur Hcgdung des Finanzausgl'Ciehs 
zwisdiCn Land "unu Gemeinden in dDr Fassung vom 15. 4. 1955 

" ... li 9: 8traßenbauiasten 
(1) Die LandkrDLsre ,erhalten als Träger der Baulast für di.e Straßen H. Ordnung jährlich yom 
Land folgende Zusohüs~e:. .,. . _. 

a) für jcden ersLen KI1?mceLer J~ 1000 E'l'I~Wohncr eH~,es I\.l'erls:es . 700,- J)l\J 
h) für jeden zWleiLcn K.llometer Je 1000 ~.mwohner e~nes KI'c~sCS . 1050,- DM 
c) für jeden dritten K~l.omolcr J? 1000 EI~nyolmer Ol.nes I~r[)~s.es . 18~0,- Di\! 
d) für jeden wciter'(m II..IlomeLer Je 1000 Elllwohner Olll?S I~rc':ses.. .21.)0,-. Dl\l 

jedoch höclL"Lens 2/ der latsäc<Michen Ullll-rhaltullgskosLen. DIe h.re.lse hahen aus ,l!es0TI.l\ht,teln 
an die krC'~sangdlö;igen Gem0rnuen mit üher GOOO Einwohr~0rn, dlle ~rts~~lrchfahrlell In:: Zug 

. von L II 0 zu unterhalten huhen, mit der glülehell Maßgahe 1);)0,- DM Je h.rlom?ler allZu[uhrell. 
(2) Dio Sla.dtkrei.srC 'erhalLDll jährlich VO~I Land für. jeden I~ilometer de·r ~on lhncn ~~l \l.n~cr­
haltenden L II 0 einen Zusclmß von 900,- DM, Jedoch meht mchr als -/3 der tatsachhcJlell 
UntcI,haltungsküstcn. '. , 
(3) Die Gemoinden mit über GOOO Einwohnern, die Or~sdur?hf~1rle~ 1m Zug ~on B,undessl;ußcn 
1100 L I 0 zu unterhalten halJr<m, eI'halLen vom Land Jwhrhch JO h.llometer Olllen Zuschub von 
1550,- DM, jedoch nicht mehr· als 2/3 deI' tatsäClhlJic'hen Un~erhaItungskost[)n. ., 
(4) Ditl Stadt- und Landkrei.soo erhalten für den Aushau und die Unterhaltung von Gemolll(le5traßcn, 
die dem Verkdlr yon Ort zu Ort dienen, jäIlrlidh yom Land foIgendD ZUSrc:!lüss,e: 

a) für jeden ersrt?n KiJ.?meter j~ 1000 Ei~woImer cil~les KI'ois.cs . 
b) für jc'<len zW:1ten K'~omcLeI' J~ 1000 EI.nwohoor O~I1CS Krc;scs . 
c) für jeden wC1Lel'C'll KilomeLer Je 1000 EHiwohner emes KreIses. . '. . 

jedooh nicht me&lr als 2/3 {\re I' taL;äcihlie'hc;l Aufwendungen. In den I:an~krcIS?n 
Kreisausschüsso die Zusdlüsso an dw Gemom(Len nadh Maßgabe der Drmgl1l:JhkC:lt 
4) GrenzlanU.fonds, Sonderzuschüsso des Landwirtschaftsminislcriums. 
6) Nach Angaben des Ministeriums für Wirtschaft unu Verkohr. 

460,- Dl\I 
700,- Dl\I 

1200,- DM 
verlDilen die 

Finanzicl'ul1gspl1oIJ10111c der Lal1.<htraßcll in Hllc,inland-Pfalz 3 

Die folgende Zusammenstellung bietet leinen Vergleich der zweckgebundenen 
Zuweisungen v,erschiedener Bundesländer an die Gemeinden und Gemeinde" 
verbände in den R,echnungsjahren 1949 bis 1951. Die Unterschiede zu den Anga" 
ben der vorstehenden Tabelle beruhen z. T. auf der T,atsache, daß einmal das 
Kalenderjahr, das andere Mal das Rechnungsj.ahr zugnmdeliegt. 
Die Höhe der zweckgebundenen Zuweisungen in den eil).zelnen Bundesländern 
ist nicht rOhne weiteres vergleichbar, weil die Lastenträgerschaft für die einzelnen 
Straßenklassen nicht immer gleich ger,egelt ist. Die hohen 'Zuweisungen des 
Staates Hessen rerklär,en sich z. B. daraus, daß die Lastenträgerschaft für einen 
Teil der L I 0 bei den Bezirksverbänden Kassrel und Wiesbaden liegt. 

Zweckgebunden.e Zuweisungen der Länder ,an, die Gemeinden und 
Gemeindeverbändeauf dem Gebiet des Stl'.lßenwesens unt::.r Abzug 
der Zuweisungen der kommunalen KörperschaHen an die Länder 

in den Rechnungsjahren 1949, 1950 und 1951 6) 

Land 1949 1949 1950 1950 1951 1951 

MioDM DM je MioDM DM je MioDM DMje 
Einw. Einw. Ei:nw. 

Schleswig~ Holstein 2,13 0,82 2,26 O,S7 5,77 2,23 

Niedersachsen 6,07 0,89 4,50 0,66 3,78 0,55 

Nordrhein,; Westfalen 12,86 0,97 12,05 0,91 20,61 1,56 

Hessen 17,02 3,94 9,78 2,26 9',72 2,25 

Württemberg"Baden 10,19 2,.60 5,15 1,30 7,25 2,50 

Bayern 10,31 ,1',13 9,80 1,07 

Rheinland"Pfalz 2,11 0,70 3,72 1,24 4,31 1,43 

Baden 
Württemberg"aohenz .. 1,56 1,32 2,11 0,79 0,26 0,22 

Erfordernisse des speziellen Finanzausgleichs ,auf dem Gebiet des Str.aßeuwes.ens 
Unter der wahrscheinlichen Vmaussetzung, daß die bisherig~ Verteilung der 
Lastenträgerschaft für die leinzeinen Straßenklassen zwischen den verschiedenen 
Gebietskörperschaften vorerst bestehen bleibt, müssen wir uns mit den Erfor~ 
dernissen ,eines solchen Ausgleichs im Rahmen des Gegebenen befass'cn. Dabei 
bleibt es dahingestellt, rObes nicht sinnvoller ist, die V,erwaltung und die Finan" 
zierung der Landstraßen zu zentralisieren. Hierauf wird noch einzugehen sein . 
Die 'erste Vmaussetzung 'einer ger,echten Lastenverteilungauf dem Gebiet des 
Straßenwesens ist die gleichmäßige Handhabung der Klassifizierung der Land~ 
straßen. 
In Rheinland"Pfalz sind insbesondere die. L II 0 und die G~meindeverbindungs" 
straßen in den verschiedenen rGebietsteilen des Landes ganz umegelmäßig ver" 
teilt. In den Regierungsbezirken Montabaur und Rheinhessen wurden fast alle 
ehemaligen Gemeindeverbindungsstraßen in Kreisstraßen umgewandelt, während 
in den Bezirken Trier, Koblenz und Pfalz noch sehr viele Gemeindeverbindungs" 
straßen vorhanden sind, die häufig der Verkehrsbedeutung der L II 0 in den 
beidenerstgenannten Bezirken entsprechen. 

6) Eigone Berechnungen aut Gruoo der Angaben des Statistisdlen Bundesamtes. 
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4 J;Jmal' Frcund 

Im Regierungsbezirk Trier z.B. sind dadurch die Gemeinden viel stärker belastet 
als etwa im Bezirk M'Üntabaur, in dem die Last~n der K'Ümmunalstraßen (o~ L II 0 
+ Gemeindeverbindungsstraßen) fast ausschließlich von den Kreisen getragen 
werden müssen. 
Die Diskrepanz wird nüch durch die unterschi~dlichen Zuschußsätz·e im spe" 
ziellen Finanzausgleich für di,e Gemeindeverbindungsstraßen und die L II 0 
verschärft. 
Die Kreise, die besonders viele Gemeindeverbindungsstraßen aufweisen, erhalten 
dadurch verhältnismäßig sehr geringe Zuweisungen vom Land. 
Nach der Regelung des § 9 des Finanzausgleichgesetz-es1953 für Rheinland"Pfalz 
erhielt der Landkreis Prüm für seine 505,8 km Kommunalstraßen (= 416,8 km 
Gemeindeverbindungsstraßen + 89 km L II 0) 254,400 DM zweckgebundene 
Zuweisungen v'Üm Land. 
Der Landkreis Oberwesterwald dagegen ,erhielt für seine 432 km Kümmunalshaß'en 
(= 392 km L II 0 + 40 km Gemeindeverbindungsstraßen) 341,600 DM; dies ·ent" 
spricht lUnd 800 DM je km Kmnmunalstraßc, während im Landkreis Prüm nur 
rund 503 DM je km K'Ommunalstraße zugcwiesen wurden. 7) 
Es muß als unbefriedigend angesehen werden, daß Straßen etwa ,gleicher Ver" 
kchrsbcdeutung dnmal vorwiegend von den Gemeinden (im Landkreis Prüm), 
das andere Mal vor allem v'On den Landkreise:l (S'O im Landkreis Oberwesterwald) 
unterhalten werden müssen; eine sü stark-e Diskrepanz in der finanziellen Aus" 
stattung der verschiedenen Bezirke muß 'erst recht als Ibedenklich bezeichnet 
werden. 
Eine Lösung dieses Pr'Oblems kann nur in einer einheitlichen Behandlung der 
beiden Straß,enkategmien liegen. S'Olangeeine bundeseinheitliche Verwaltung 
und Finanzienmg _aller Landstraßen nicht erreichbar ist. wird man ,einen grüßen 
Teil der Gemeindeverbindungsstraßen am zweckmäßigsten in L II 0 umwandeln. 
Allerdings wird man den Landkreisen, die zusätzliche Landstraßen zu übernehmen 
haben, die finanzielle Bürde nicht 'Ohne 'eine U ebergangslösung auferlegen können. 
Auch im Fallceiner gleichmäßigen Handhabung der Klassifizierung der Land" 
straßen gleieher Y,erkehrsbedeutung bleibt die Frage zu klären, weshalb neben 
dem allgemeinen Finanzausgleich ein besünderer, auf die Erfordernisse des Stra" 
ßenwesens abge'stimmter Ausgleich treten muß. 

Hierfür können fülgende Gründe angeführt werden: 

1. Die Starrheit der Straßcnküsten. 
Gebiete mit vergleichsweise geringer Wirtschaftskr.aft und ('Oft) dünner Besied" 
lung besitzen zumeist dn relativ umfängliches Str.aßennetz, 'dessen Untcrhaltung 
und Ausbau je Einwohner in der Zeiteinheit teurcr kümmt, .als in dichter besie" 
delten und daher ('Oft) wirtschaftsstärkcren Gebieten. 
Das Straßennetz in solchen verkehrsarmen . Gebieten ist aber häufig nicht nur 
relativ umfänglich, sündern auch verhältnismäßig überdimcnsioniert. Man kann 
"keine halben Straßen" bauen. Tr'Otz geringer Y,erk-ehrsbelastung entstchen in 
sülchen Fällen ,erhebliche Kosten durch Frostschäden, Schneeräumung, Wasser" 
·schädcn usw.; außerdem vermögen sch'Ün wenige schwere LKW erhebliche 
Schäden an Straßen anzurichten, deren Unterbau auf die zulässige Achslast ja 'Oft 
nicht abgestimmt ist. . 

7) Das Beispiel ist entnommen: Gc!Uci'ILdclag Hheinlallll-P.falz, Nachrichtcn Nr. 4/1953, Seile 32. 
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Während der Finanzbedarf in den meisten Yerwaltungszweigen in den dünner 
besiedelten Gebieten mehr 'Oder weniger stark abnimmt, zcigt sich inf'Olge der 
'"Starrheit" der Straßcnk'Osten eine geradezu umgekehrte Tendenz; daher wird es 
aus diesem Grund schwer sein, die Straßenbaulasten im Rahmen dnes allgemeinen 
Ausgleichs zu berücksichtigen, weil -ein allgemeiner Finanzausgleich sich auch 
stets an ,allgemeinen Bedarfstatbeständen, die keine DiHer'enzierungen zulassen, 
ausrichten muß. 
Diese Starrhcit" dcr Aufwendungen für das Straßenwesen wird darüber hinaus 
in den 'kleineren Gebieten untere'inander stärker in das Gewicht fallen als zwischen 
größeren Gebieten, bei denen dk \'\1 ahrscheinlichkeiteiner Ausgleichung "einsei" 
tiger wirtschaftlicher Bedingungen größer als bei den weniger 'umfänglichen 
Gebieten ist. Insüweit scheint dn spezielLer Ausgleich der Straßenbaulaste:n 
zwischen den Ländern weniger dringen'd als zwischen den Gebietskörperschaften 
niederer Ordnung. 

2. Unterschiedliche Verkehrsbelastung in einzelnen Bezirken. 

BisweiLenweiscn dIe Straßen eines an sich verkehrsarmen Gebietes relativ hühe 
Belastung durch "gebietsfremden" Durchgangsverkehr auf. 
Beispiele hierfür bilden die Kreis" und Gemeindeverbindungsstraßen des "Bims" 
gebietes" in Rheinland"Pfalz. Die z'erstreut li~genden kleineren Produktionsstät" 
tcn sind häufig nur über dtese Straßen niederer Ordnung zu .erreichen, wübei die 
Gemeinden oder Landkreise, deren Straßen dadurch besünders belastet werden, 
nicht nütwendig mit jenen zusammenfallen, in denen die Pr'Oduktiünsstätten 
liegen. 
Die durch den W·estwallbau besonders mitgen'Ommenen Straßen niederer Ordnung 
im westlichen Grenzgebiet v'On Rheinland"Pfalz süwie die überlasteten Kr-eis" 
und Gcmein'destraßen in den Zentr'en 'der strategischen Bauten der Alliierten, 
bes'Onders in der Pfalz, sind weitere Beispiele gebiet~fremder Y-erkehrshelastung, 
die zu -einer nüch krasseren Ausprägung "der oben aufgez'eigten unterschiedlichen 
Belastung mit Straßenbauküsten innerhalb der verschi-eden stark bevölkerten 
Gebiete führen kann. 

3. Gesteigertes Interesse des Staates am Straßenwesen. 

Es handelt sich beim Straßenwesen um Aufgaben, "die ,eigentlich Staatsaufgaben 
sind und unabhängig von den zufälligen V,erhältnissen des Unterverbandes 'er" 
füllt werden müssen ., ." 8) 
Die M'Ütive des gesteigerten staatlichen Interesses am Straßenwes-en wie am 
Verkehrswesen überhaupt - lassen sich mit Herrs,chaftswahrung nach außen 
und nach innen, Wirtschafts förderung und Notwendigkeit zu planmäßiger Ent" 
wicklung des Straßenw·es,ens bezeichnen. n) 
Die drei genannten Gründe, darunter vür allem die -progressivePrü Kopf"Be" 
lastung der wirtschaftsschwächeren Gebiete, sprechen für dne besondere Behand" 
lung des Finanzausgleichs auf dcm Gebiet des Straßenwesens. Auch -ein starr' 
durchgeführtes "Trennungssystem" auf dem Gebiet der Straßenfinanzen, bei dem 
den verschiedenen Körperschaften bestimmte Steuercinnahmen zugewiesen wür" 

8) Jessen. J., Arlikd: Finunzausglcidl, in: V/örlcrllUch der VolkswirlsohuIl, Jenu 1Dill, En;lcl' ihn,J, 
Seile 789. 
9) Vgl. Kupp-Zinn, A. F., Arlikel: Verkehrspolitik, in: vVörlerll1lch !leI' Volkswirtschafl, Jena 193:3, 
DrilleI' Bund, Seile G89. , 
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den, aus denen sie die Lasten des Straßenbaus zu bestreiten hätten, ist unzweck" 
mäßig, weil keine Steuer ohne eine' Differenzierung der Steuersätze in den ein" 
zeInen Bezirken der besonderen Struktur der Straßenkosten in den verschiedenen 
Bezirken angepaßt werden könnte. Eine so weitgehende. Differenzierung der 
Steuersätze in verschiedenen Gebietsteilen würde aber die \Virtschaftsdnheit 
-empfindlich stören und ist daher undurchführbar. 

In der Begründung zur Gesetzesvorlage über den Finanz.ausgleich unter den' Län~ 
dem 10) wird ausdrücklich von der Bundesregi'erun,g darauf hingewiesen, daß 
"im Gegensatz zum kommunalen Finanzausgleich, der naturgemäß differenzierter 
gestaltet werden muß, für den Länderfinanzausgleich dn Bedürfnis nach über" 
mäßiger Verfeinerung nicht anerkannt werden kann, weil die Ausgleichsergeb" 
nisse sich ohnehin in einem Spielraum von globalen Zahlenwerten bewegen und 
angesichts des Volumens 'c.ier hier bewegten Finanzmassen Abweichungen inner" 
halb dieser Toleranz nicht entscheidend ins Gewicht fallen können ... " 11) 

Ausdrücklich wird aus diesem Grund auch ein Sonderlastenausgleich des Straß,en" 
bauwesens zwischen den Ländern abgelehnt. 12) 

Demgegenüber kann ,aber die Notwendigkeit einer Sonderallsglcichs für die 
Gemeinden und Gemeindeverbände, infolge der bereits oben abgeleiteten grö" 
TIeren Bedeutung der Unterschiede zwischen den weniger um'fänglichen Gebieten 
nicht bestritten werden. . , 

Akzeptiert man den hier aqgesteckten ~ahmenJ der den speziellen Finanzau~~~leich 
auf dem Gebiet des Straßenwesens zu dner Angelegenheit der einzelnen Bundes" 
länder und der untergeordneten Gebietskörperschaften macht, wird man sich 
zunächst fragen müssen, welchen Umfang der Finanzbedarf des ,Landes Rhein" 
land"Pfalz und der übrigen, mit dem Land durch ein Finanzausgleichsystem ver" 
bundenen Gebietskörperschaften, die Lastenträger von Landstraßen sind (Kreise 
und Gemeinden, nicht aber der Bund), zukünftig annehmen wird. Außerdem 
muß geldärt werden, wie die 'erforderlichen Mittel für die Landstraßen des Landes 
und seiner untergeordneten Körperschaften aufzubringen und nach welchen 
Gesichtspunkten sie zu vertdlen sind. Dabei spielt auch die Wahl des Schlüssels, 
nach dem die Zuweisungen 'erfolg,en,eine Rolle. 

Auf die ,einzelnen Punkte wird nacheinander 'einzugehen sein. 
, 

Der Z.ustand der Landstraßen und der zukünftig~ Finanzbedarf zu ihrer Wieder. 
herstellung. / 

,Während die Längenentwicklung der Landstraßen in Deutschland im wesent" 
lichen als .abgeschLossen betrachtet werden kann, bleibt ihr Allsbauzustand ,erheb 

, lieh hinter den Anforderungen der Y'erkehrs,entwicklung zurück. 

Der Mindestquerschnitt der befestigten Fa h r b ahn b I' ,e i t ,e für Landstraßen 
mit schwerem V,erkehr wird mit 7,0 m bis 7,50 mangenommen,' derj'enige für Land" 
straßen mit leichtem Verkehr mit 6 m bis 6,50 m. 13) Selbst wenn man für die 
Bundesstraßen nur ,eine durchschnittliche Mindestbreite von 6,30 m fordert emd 

10) Bun(Iestag~drucksacJw ,180 vom 29, '1. 1954. 

11) BUillueslag~urucksac,ho 480, ?e,ilo 101. 
l2) Ebcnda. Seilo 102. 

1:;) Nach uen vom Bundosverkehrsminislerilllll hCl'allsgcgebelH;n HichlIinicn für uen Ausbau von 
L:lIldstraßen (HAL) 1951. 
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für L I 0 sogar nur eine solche von: 6 m, bedurften nach dem Stand vom 31. 
3.1951 11) noch mehr als 800/0 aller Bundesstraßen und L I 0 im BundesgebitCt 
einer Verbreiterung: 15) 

1. Bundesstraßen 
unter 4,5 m 4,5m bis 5,5 m bis 6,5m bis 7,5 m bis 

unt. 5,5 m unt. 6,5 m unt. 7,5 m unt.9,Om 

Bundesgebiet 4,57% 20,60% 55,34% 11,90 0/0 5,19 0/0 

Rheinland" Pfalz 1,00% 19,11 0/0 54,50% 18,80 0/0 6,00 0/0 

2. Landstr,aßen 1. Ordnung' 

Bundesgebiet 33,12°,'0 44,87 0/0 18,70°;0 2,39 0/0 0,70% 

Rheinland" Pfalz 18,26% 46,62 0/0 30,26% 3,340(0 1,47% 

3. Limdstraßen II. Ordnung 

Rheinland"Pfalz 62,0 0/0 ,0,2 % 5,8 0/0 0,5 0(0 0,0 0/0 

Deutlich sind die mit der jeweiligen Straßenklasse,variiel'enden ~usba~ver~ält" 
nisse zu 'erkennen. Rheinland"Pf.alz weist für se~ne L I 0 we.s,enthch gunshgere 
Zahleil ,aus, als dem bundesdurchschnittlichen Nivleau ,entsp1'lcht. 

Die Art und Stärke der D eck ,e n b ,e I ä g ,e bildet 'ein weiteres wichtiges EIe" 
ment des Straßenzustandes. Die Straßenbaustatistik unterschddet dabe~ "leichte 
Decken" (= 1. wassergebundene Schotterdecken, 2. S.~hotterdecken ~mt. Ober" 
flächenschutzschicht aus Teer oder Bitumen), die heute hochstens noch fur e~.zelne 
schwach befahrene Strecken auf L II 0 als ausreichend betracht~t werden durfen, 
keinenfalls aber .auf L I ~ oder gar Bundesstraßen; weiter sind dLe "mittel" 
schweren Decken" abzugr,enzen, die 'einen Belag bis zu 6 cm aufweisen. Auf 
die Dauer müssen sie besonders auf Bundesstraßen durch schwerere Decken 
ersetzt werden. Schließlich werden über 6 cm starke ~itu,~1inös~ Beläge wie a':lch 
Zementbeton" undPflasterdecken als "schwere Belage bez,elchnet. Wdchem 
der verschiedenen Typen der Vorzug zu geben ist, läßt sich nur nach' den beson" 

. deren Umständen entscheiden. 
Im Bundesgebiet ist der Anteil der völlig unzulänglicl;en leichten Decken auf 
den Bundesstraßen von 46 % im Jahre 1938 auf 35 % 1m Jahre 1951 gesunken, 
bei den LI 0 von 76,6 0/0 auf 71 0(0. ' ( 

Die besonderen Y,erhältnisse in Rheinland"Pfalz weichen dabei nur unerheblich 
von denen im ganz'en Bundesgebiet ab. 

Der erschreckend hohe Anteil der leichten Decken an den verschiedenen Decken" 
belägen illustriert den großen Finanzbedarf, der zur Instands,etzung des Straßen" 
netzes noch aufzubringen sein wird. 

11) dem Zeitpunkt der letzten straßellbaustatistisc.hcn Erhehung. . 
16) Eigene ßereohnung auf Grund von Angaben der StraßeIlYc:waltung nheUlland-~falz unu. des 
Statistisohen Bundesamtes. D~e Prozentzahlen uer ü}Xlr 9 m hrmten Slraßen wurucn Ihrer Germg­
fügigkeit wegen weggelassen. 
16) Eigene Berechnung auf Grunu u'er Angahcn des Statistischen BundcsamLcs. 
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Anteil der leichten, mittleren und schweren Decken auf Bund LI 0 
im Bundesgebiet (Reichsgebiet) am 31. 3.1938 und am 31. 3. 1951 in 0,'0 16) 

leichte mittlere schwere 
Decken Decken Decken 

B 1938 46,7 31,1 22,2 
B 1951 35 35 30 
LI 0 1938 76,6 10,3 13,.1 
L I 0 1951 71 17 12 

Bei den L II 0 liegen dte Verhältnisse noch schlechter. Man kann wohl durch" 
schnittlic~ mit einem Anteil von etwa 80 % leichter Deck'enbeläge rechnen, wobei 
der AnteIl der Schotterdeck'en ohne Schutzschicht besonders groß sein dürfte 
~m .Verhältnis zur Entwicklung des Ausbauzl1standes der Bundesstraßen ist der; 
Jemge der LI 0 und L II,O besonders stark zurückgeblieben. Diese Tatsache 
mag mitverursacht haben, daß die wünschenswerte Intensivierung des V,erkehrs 
a:lf den Nebenstr,aßen in den von der Eisenbahn nur mangdhaft bedienten Ge" 
bIeten hintangehalten wurde. 

.~!e Tra~fähigkeit ,einer Straße und ihre Anfälligkeit gegen Witterungseinflüsse 
hangt mcht nur von der Art und der Stärk,e der aufgebrachten Decke, sondern 
auch vom Vorhandensein und der Art des Unterbaus der Straße ab. DIe heute in 
'Wachsendem M,aß auftr,etenden Frostschäden haben ihre Ursache zumeist im 
mangelhaften oder fehlenden Unterbau der Straßen. Vielfach ist die Art des 
angew,andten Unterbaus bei den verschiedenen Landstraßenstr·ecken nicht mehr 
genau ~ests~ellbar!. s? daß .~adurch die rechtzeitige Sperrung gefährdeter Straßen" 
abschmtte Im Fruhphr fur d:en Schwerverkehr nicht immer möglich ist. Man 
kann annehmen, daß dwa zWIschen 3 und 10 % der klassifizierten Straßen iibcr~ 
haupt ohne Unterbau sind. ~ 

Besonders aufschlußreich für den Zustand der Landstraßen sind die folgenden 
Angaben nach dem Stand vom 31. 3.1951; 

Straßenzustand ,am 31. 3. 
Bundes1gebiet 

.1) Bundesstraßen gut 
freie Strecken 55 
Ortsdurchfahrten 18) 47 

b) LIO 

1951 in 'lio 17) 

mittel 
35 
40 

schlecht 
10 
13 

freie Strecken 31 40 29 
Ortsdurchfahrten J8) 39 46 15 

D~~ in. "mittlerem Zustand" sich befindenden Straßenstrecken bedürfen ~iner 
grundlIchen Inst~ndsetzung,die in "schlechtem Zustand" liegenden Straßen dner 
umfas~enden WIederherstellung. Der Zustand der Bundesstraßen ist du h ' 
erhe.blIch besser als derjenige der LI 0 und besonders der L II 0 d' rc B w~g 
R~emland~Pfalz. Ende 1954 noch. zu 44 % in schlechtem Zustand l~g:~, zD~r~~ 
SI?Iegelt SIch dIe nach den kleIneren Gebietskörperschaften hin abn'h . d 
Fmanzkraft. Lernen e 

in de?letzte? Jahren hat sich der Straßenzustand trotz der umfangreiche 
nvestrtlOnen 1m Straßenwes'en nicht ,erheblich g'ebessert. Vor allem der AntcÜ 

17) Eigeno Boroahnung auf GI' ld \ I d S " 
18) OrtsdurcJlfahI'tcn' G . lll]' v'?ln" ßllgoa J>Cll. es ta.tlstlSC]Wll Bund,esamtcs. 

I 1Il omCl!l( ·en u)Cr 0 0 Elllwolmern. 

l 
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der in schlechtem Zustand befindlichen Straßenstrecken ist seit 1950 bei allen 
klassifizierten Landstraßen fast gleich geblieben: 

Entwicklung des Anteils der in gutem, mittlerem und schlechtem Zustand 
befindlichen B, LI 0 und L II 0 in Rheinland"Pfalz in v. H. 10) 

B Ende 1950 Ende 1951 Ende 1952 Ende 1953 Ende 1954 
gut 62,3 50,8 51,8 54,5 51,8 

mittel 30,6 39,2 38,0 35,4 38,1 
schlecht 7,1 10,0 10,2 10,1 10,1 

LIO 
gut 31,9 23,8 24,3 32,7 37,0 

mittel 43,4 43,3 43,7 40,7 39,8 

schlecht 24,7 32,9 32,0 16,6 23,2 

LIlO 
gut 15,6 19,9 23,0 27,2 

mittel 36,0 31,4 29,6 28,8 

schlecht 48,4 48,7 47,4 44,0 

Die Beseitigung vieler höhengleicher KDeuzungen nUt .~chienenbalmen sowie die 
Anlage von Umgehungsstraßen zwecks Vermeidung enger, unübersichtlicher 
Ortsdurchfahrten bildetei:n weiteres vordr~ngliches Problem, auf das hier nur 
verwiesen sei. Für die Besei,tigung der dringendsten FäHe dieser Art allein" für 
das Land Rheinland"Pfalz - in den anderen Ländern dürften die Verhältnisse 
ähnlich liegen - sind über 150 Mio DM zusätzlich zu den lauf.enden Re" 
investittonen veranschlagt. ' 
\Velche Küsten durch die Modernisierung der Straßen 'entstehen, illustriert das 
Beispiel der Bundesstraße 9 (link'e Rheinuferstraße), deren Umbaukosten (Ver" 
breiterung, Umgehungen, Beseitigung schienengleicher Uebergänge usw.) nach 
dem Preisstand von 1953 für 140 km auf 120 Mio DM berechnet wurden. \ 
Von besonder,em Inter,esse sind die Berechnungen über den not we n d i ge n 
F in a n z be d .1 I' f, um die Landstraßen den heutigen V,erkehrserfordernissen 
anzupassen .. Für das Land Rheinland"Pfalz 'ergibt sich der folgende vordringlich 
erforderliche Finanzbedarf : 20) 

Bundesstraßen: 
1. Ausbau der berdts zu einem Drittel 

fertiggestellten Autobahn Koblenz 
Wittlich - Triel' - Landstuhl 

2. Ausbau der B 9 nördlich Maim: 
3. Ausbau der B 9 südlich Mainz 
4. Ausbau der B 42 
5. Ausbau der B 10 
6. Ausbau der B 40 
7. Ausbau sonstiger Bundesstraßen 

660 Mio DM 

120 
" 70 
" " 80 
" 20 
" " 30 
" " 50 
" " 

In) Eigen!) Berechnung auf Grund der Angahon (101' Straßcnyerwa!tung Hhcinluml- Pfalz. 
20) Der Voltständigkeit halher wiTd der BodarE für di,ü Bundesstraßen mit angegeLen. Nach An­
gaben dQS Ministeriums für vVirlschaIt und Vcrk<:hr. 
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Ohne den Autobahnausbau müßten demnach mindestens 370 Mio DM möglichst 
kurzfristig für den Ausbau des Bundesstraßennetzes v,er.ausgabt werden. Selbst 
auf 10 Jahre verteilt, bedeutet dies ,einen jährlichen Aufwand von 37 Mio DM, 
zuzüglich der laufenden Unterhaltungskosten von mindestens 7 Mio DM jährlich, 
zusammen also 44 Miü DM jährlich; 1953 wurden dagegen für Bundesstraßen 
('0hne BAB) rund 37 Mio DM verausgabt. 
Die Kosten der notwendigen Erneuerung,en im Zug vün L I 0 in Rheinland~ 
Pfalz, die im wesentlichen über den Landeshaushalt aufzubringen wären, belaufen 
sich (nach dem Stand vom 1. 6. 1952) auf fülgende Beträge: 

1. Instandsetzung der Str.aßendecken 76626000 DM 
2. Erneuerung des Unterbaus 90000000 " 
3. Verbreiterungen usw. 67054 000 
4. Ortsumgehungen, Beseitigung schienen" 

gleicher Uebergänge . 67975000 " 
301655000 DM 

5. Für Brücken im Zug vün L I 0 21 000000 " 
Um einen Anhaltspunkt für den Umfang der tatsächlich unaufschiebbaren Maß" 
nahmen zu erhalten, wird angenümmen, daß sich der Gesamtbedarfauf 10 Jahre 
verteilt; so ,ergibt sich ein jährlicher Bedarf von rund 32 Mio DM für die LI 0 
in Rheinland"Pfalz. Dazu müssen Unterhaltungsküsten vün jährlich etwa 
12 Mio DM angesetzt werden (2500 DM/km LI 0) süwie rund 6 Mieo DM per" 
sönliche Ausgaben, die das Land für di:e V1erwaltung der Bundesstraßen und der 
L I 0 aufbringen muß, während die Landkreis'.! für di,e Verwaltung der L Ir 0 
einen V,erwaltungskostenzuschuß leisten (40,- DM je km L II 0). -
Die Kosten der notwendigen V,erbesserungen an L Ir 0 in Rheilnlan~"Pfalz be" 
tragen schätzungsweise 200 Mio DM. Wiederum auf 10 Jahre verteilt, würde 
dies ,einen jährlichen Bedarf von 20 Mieo DM ausmachen, zu dem rund 9 Mio DM 
jährlich an Unterhaltungskostcn und nmd 3 Miü DM jährlich an persönlichen 
Ausgaben hinzuzur,echnen sind. Insgesamt müßten die Landkreis·e demnach ZU" 

künftig einen Mindestbetrag vün jährlich 32 Mio DM aufbringen, sollen die 
Straßenverhältniss·e nicht hoffnungslüs hinter den Verkehrsanforderungen zu" 
rückbleiben. _ 

Für die Gemeindestraßen, die der V'erb~ridung vün Ort zu Ort dienen, wurde 
der Ausbaubedarf auf 120 Mio DM angesetzt. Unter Hinzufügung der Kosten 
der laufenden Unterhaltung ·ergibt sich ,ein geschätzter jährHcher Mindestbedarf 
von 16 Mio DM, den im wesentlichen die Gemeinden zu tragen haben. 
Für Bundesstraßen, LI 0 und L Ir 0 sowie die Gemeindeverbindungsstraßen 
ergibt sich demnach ein geschätzter jährHcher Mindesthedarf von 142 lvUo DM, 
der wahrscheinlich lerheblich zu gering ist, da eine zukünftig,e VIerkehrszunahme 

. nicht berücksichtigt wurde und der notwendige Bedarf auf 10 Jahr'e verteilt wurde. 
Berücksichtigt man, daß die Finanzierung der Bundesstraßen gegenwärtig Un" 
abhängig von· derjenigen der Landesstraßen (L I 0, L Ir 0 und Gemeindever", 
bindungsstraßen) erfolgt, so muß man einen jährlichen Milndestgesamtbedarfl 
von 98 Mio DM für das rheinland"pfälzische Landstraßenwesen annehmen. . 
Die Eigenausgaben der Landkreise und des Landes Rheinland"Pfalz lagen im bis" 
her günstigsten Rechnungsjahr 1954 noch um rund 22 Mio unter dem als Minimum 
anzusehenden Betrag. Er wird im wesentlichen v'0m Land selbst aufzubringen 
sein, da die Landkreise den Differenzbetrag nur über di'e speziellen Finanzzuwei" 
sungen des Landes zudecken vermögen. 
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Für die kommenden zehn Jahre wird man in folge der zunehmenden Motori;" 
sierungeinen durchschnittlichen Mehrertrag v,?ne.twa 10 Mio D~ aus ~~r Kr~ft" 
fahrzeugsteuer ansetzen dürfen, so daß noch Jahrhch dwa 12 MlO DM uber ,eme 
Erhöhung der Steuersätze 21) oder einen eventuell einzufül~,renden .spe~~eUen 
Länderfinanzausgleich für das Straßenbauwesen zu decken waren. Dte Losung 
der dringendsten Schwierigkeiten liegt also durchaus im Bel'eich des Möglichen. 
Es sei ausdrücklich festgestellt, daß die jährlich dem Kraftverkehr an~ureclmenden 
Zinskosten der L I 0 und L II 0 in Rheinland"Pfalz von rund 40 MlO DM unbe" 
rücksichtigt bleiben. Es ist offensichtlich, daß die Ausgaben für Neu", Um" und 
Ausbauten an Landstraßen dem Kraftv·erkehr keinen falls im Jahr ihrer V,eraus", 
gabung, sondern immer nach Maßgabe der tatsächlic~1en Abnutzung dies~r An" 
lagen zugelastet werden dürfen, auch dann, wenn d.~e ?ec~ung der "penoden" 
fremden" Ausgaben nicht auf dem, Kapitalmarkt moghch 1st, sondern auf den 
öffentlichen Haushalt übernommen werden muß. (Entgegen der im "Wegekosten" 
gutachten" S. 9, Punkt 13 dargestellten Ansicht). -
Inwieweit langlebige Straßeninvestitionen, die auch dein zukün~tigen Bedarf 
zugute kommen, durch Schuldenaufnahme 'Oder ~us la'llfen~en Mlttdn gedeckt 
werden sollen läßt sich nur aus gesamtwirtschaftltchen Erwagungen heraus cnt" 
scheiden. Di:~ vielfach geäußerte Ansicht, langlebige Investitionsgüter müß~en 
aus Anleiheaufnahme gedeckt werden, weil nur di!e Schuldenaufna~1me iCme 
gerechte Verteilung der Lasten auf Gegenwart unq •. Zukunft erlaube, 1st lIl1ZU" 

treffend. 
Demgegenüber muß f,estgestellt werden, daß auf dem Geb~et ~es Straßenwesens 
langlebige Inv,estitionen in den letzten Jahren fast ausschheßhch aus ~aufenden 
Mitteln getätigt wurden. Auch durch die Aufnahm~.v~on Schulden .ware volks,: 
wirtschaftlich gesehen keine Entlastung der gegenwarhgen Generatton zulasten 
der zukünftigen ,erfolgt; denn, gleichgültig, ob dte Investitiüner; ~us laufenden 
Einnahmen oder aus Schuldenaufnahmen getätigt werden, " ... tt lS the pres,ent 
generation that pays ... " (Pigou). Die SchuldendLenst" und Tilgungsste'll~rn, 
die dem Kraftverkehr im Fall dner umfangrei'chen Schuldenaufnahme spater 
hätten auf,erlegt werden müssen, steHen volkswirtschaft,~ich gesehen nur dne 
Einkommensumschichtung, dnen bloßen "Händewechsel (Neumark) dar. 
Der Entscheid über die eine '0der andere Finanzierungsart läßt sich nur unter 
Beachtung aller sozialwirtschaftlichen Aspekte, insbesondere der k:?njunkturdl~n 
Lage, fällen: Als ganz grobe R'egel wird man gelten lass'en .k.onnen, .. daß 111 

Zeiten guter Wirtschaftskonjunktur die Beschaffung. der It:,ves~lhonen fur la,ng" 
lebige Anlagewerte aus laufenden Mitteln im allg~mell1en ~unsttger zu beu~tellen 
sein wird als in Zeiten flauer Wirtschaftslag,e, wie z. B. die. Erfahrungen 111 der 
Finanzierung des Straßenbaus in den allerletzten Jahren b~.stätigen; umge,kehrt 
bildet die außerordentliche hohe Verschuldung der Lastentrager der Landstraßen 
Olm Ende der 192C1er Jahre ,ein Beispiel für dite Gefahr'en, die durch .. übermäß~g 
forcierte Anleihenaufnahme bei lebhaft.er Konjunktur. 'entstehen konnen. . 
Ein Vergleich der vom Land für LI 0 und .von den Landkreisen. in Rheinland" 
Pfalz für L II 0 bis h ,e r g e t ä t i g t ,e n E 1 ge n .1 u s ga b ·e n mtf den 0 hen als 
'notwendig bezeichneten jährlichen Investitio?en läßt d~n Rück~tand e~kennen, 
mit dem die Finanzierung der Landstraßen lunter den Erfürdermssen ell1es ver" 
kehrsgerechten Ausbaus bleibt. 

21) Etwa ein Viertel der Summe dürfto durch di·c Nourcgdung der Stcurrsätzo durch das Verkehrs­
finanzgesetz einkommen. 
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Es muß ausdrücklich bemerkt werden, daß di,e Verhältnisse in Rheinland"Pfalz 
dabei gegenüber den anderen Bundesländern noch relativ günstig liegen: 

Die Eigenausgaben des Landes Rheinland"Pfalz und seiner Landkreise 
auf dem Gebiet des Straßenwesens 1949 bis 1954 23) 

Rj Land Landkreise 
DM DM 

1949 21395000 8448000 
1950 19470000 8619000 
1951 18578000 9557000 
1952 30838000 11 803000 
1953 452800002:3) 12 900 000 23) 
1954 40 000 000 23) 19900000 2:1) 

zukünftig 50000000 32000000 

\Venn auch das bisher Geleistete weit hinter dem Maß des Notwendigen zurücb 
bleibt, bedürfen doch die außerordentlichen Anstrengungen des Landes Rhein" 
land"Pfalz auf dem Gebiet des Sh)aßenwes:ens hesonderer Anerkennung. : Ev 
schwerend kommen die weit überdurchschnittlichen Kriegsschäden an den Straßen 
im Gebiet des L'mdes hinzu. 

Ein zutreffendes Bild liefert dn Vergleich der Ausgaben für die einzelnen Straßen" 
kategorien je km in Rheinland"Pfalz und im gesamt,en Bundesgebiet. Di,e Unter" 
schiede in den Aufwendungen für die Bundesstr.'lßen in den v'erschiedenen Bun" 
de~ländern sind dabei unerheblich; dagegen -ergeben sich merkliche Differenz-en 
bel Betrachtung der Verhältnisse der L 1 0 und L Il 0: 

Rj Land Rheinland"Pfalz alle Bundesländer Landkreise alle Landkreise 

1949 
1950 
1951 
1952 

DMjekm 
LIO 

(ohne Hansestädte) Rh 1.", Pf. im Bund 
DM je km DM Je km DMjekm 

LIO LIlO LIlO 
4460 4013 
2850 3460 
2550 4280 
4770 4700 

1650 
1 700 
1873 
2407 

1930 
2200 
2500 

1953 ' 7 000 23) 5 700 23) 

'Während Rhei~land"Pfalz 1949 einen höheren Satz Je km Hil' seine L;ndstraßen 
aufwendet als. dIe Bund~sländer im Durchschnitt, fällt .es in den beiden folgenden 
Jahren m:rk~lch ab, um 1952 wieder knapp, 1953 .erheblich über dem bundes" 
durchschmtthchen Satz zu liegen. 

Der Effekt der Ausgaben in Rheinland"Pfalz wird allerdi.ngs durch die fiber", 
bun~edsdurchschnittlichen Kriegsschäden an Brück,en und Straßen des Landes gemmert. 

pie Aufwendungen der Landheis,e des' Landes Rheinland",Pfalz li~gen bis 1953 
napp unter dem Bundesdurchschnitt 1954 wahrscheinlich ·erheblich darüber. 

Das Gewicht der fin . 11 A f' A b f" d' H h 1 d L I anZLe en norderungen diesel' usga en ur le aus a te 
es anc es und der Landkreise wird durch den f'Olgenden Vergleich, der die 

22) Nach An Nahen de~ Sl l' 'l' '1 .., .. "V' I f ! 
von nliC'inlal~I-Pfalz.' a l' ISO I'OIl Lant1esamLes UIHI ,los 1\[llllSlcrlllIns fur f lrlsc ra I Ull( Vel'kehr 
2.1) GC6dläl7Jle \Vertc. 
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Straßenausgaben je Einwohner in den verschiedenen Ländern zdgt, besonders 
deutlich: 

Ausgaben auf dem Gebiet des StraJ~enwesens21) in DM je Einwohner im Rj 

Rheinland"Pfalz 
Schleswig" H 0 ls tein 
N iedersachs,en 
Nordrhein" Westfalen 

1950 1951 1952 1953 

19,02 \20,67 29,69 38,97 

15,83 20,28 27,35 34,25 

13,79 

19,21 

18,26 

23,11 

21,72 

26,10 

28,06 

30,86 

Hessen 21,66 21,82 25,15 27,02 

Baden,,\'{TürUemberg 23,48 27,11 32,81 36,30 

Bayern 17,16 21,10 23,43 28,30 

Die' großen Anforderungen, die das Larid und die Landheise i~"Rhei~land"Pfalz 
für das Straßenwesenerfüllen müssen, können nm unt.er Zuruckdrangung der 
Ausgaben für andere Y,erwaltungszweckeerfüllt werden, wie die unten stehende 
Zus'ammenstellung verdeutlicht: 

Anteilsätze der Eigenausgaben für das Straßenwesen an den Eigenausgahen 
aller Yerwaltungszweige 25) 

1929 1930 1931 1932 1938 1948 1949; 1950 ,1951 1952 

Alle Länder 
Rheinland"Pfalz 
Alle Landkreise 
Landkr. Rhld.~Pfalz 

3,1 2,9 2,4 2,4 3,8 2;8 

25,3 22,2 18,2 22,3 

5,1 

7,3 

2,5 

3,9 

9,1 

19,6 

3,2 

4,6 

11,3 

17,9 

3,9 

4,5 

19,3 

6,5 

'12,0 

20,5 

Problematik des Zuweisungsschlüssels der speziellen Ausgleichsleistungen des 
Lan,desan die Landkreise 

Auf die U nzuträglichkeiten inf'Olge der unterschiedlichen Handhabu?g der Klassi~ 
fizierung der Bezirksstraßen und dite sich für die kommun.alen. Korp~erschaften 
daraus ergcbenden finanziellen Schwierigkeiten wurde bereIts hmgewlcsen. 

:Aber auch der Schlü'ssel der speziellen Zuweisungen an die Landkreise, der in 
seinem Grundgedanken der' Regelung in Hessen, Niedersachsen, Bayern und 
Schleswig~Holstein ,entsprichp6), zeigt ,erhebliche Mängel. 

Der in Rheinlan'd~Pfalz verwendete Schlüssel ist s'O angelegt, daß der ZuschlUß" 
betrag für die L II 0 je km um so höher list, je größer die auf diie Einwo.?nerzahl 
entfallende Länge der L II 0 des betr'effenden Kreis.es iSt,i und zwar w~chst der 
Straßenbauzuschuß in den Landkreisen mit regelmäßig wachsender Ktlometer:, 
länge der L II 0 je Einwohner u n r le geI m ä ß i g pl'Ogressiv, was durch den 
gestaffelten Zuschußsatz 'erreicht wird. 27) 

21) Wirts~haH unu Statistik, 1I0It 7/1955, Serte 374. 
25) Adamck-Saake, Die· Straß.cnkos'L<m und ihre Finanz:üerung, I3iclefehl 1952, SeiLe 8G, sowie 
cigene Berechnung des VerJ'assCirs. . ,.' 
26) In Nordrhein-vVestfulen werden dagegen feslt.c KiIometersätze, unahhängig VOll der I~!I1wohner­
zahl der Kreise, zugcschoss:en. 
27) V gl. deI! in Fußnote 3 heigefügten Text u.el; § 9, Absatz 1, des Finanzausgleichsgesdlc'S. 
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Ein stark vereinfachtes Beispi(e!, bei dem wir von einer angen'Ümmenen festen 
Einw'Ühnerzahl v'Ün 1 000 Einwohnern ausgehen, mag diese Zusammenhänge ver" 
deutlichen: ~8) 

km L II 0 Zuschuß Zuschuß je das sind Zuschuß je 
-' je 1 000 Einw. insgesamt km L II 0 DM/km Einwohner 

DM DM mehr DM 
0,2 140 .700 0,14 
0,4 280 700 0,28 
0,6 420 700 0,42 
0,8 560 700 0.,56 
1,0 700 700 0,70 
1,2 910 758 58 0,91 
1,4 1120 800 42 1,12 
1,6 1330 831 31 1,33 
1,8 1540 855 24 1,54, 
2,0 1750 875 20 1,75 
2,2 2110 959 84 2,11 
2,4 2470 1029 70 2,47 

Zunächst muß beachtet werden, daß die Zuschüsse je km ungleichmäßig zunel1" 
men, wie aus Spalte 4 der vürHegenden Tabelle entnommen werden kann. Dem" 
gegenüber verlangt aber eine gerechte Behandlung aller Gebietskörperschaften 
daß die v'Ürgesehene Prügression der Zuschußsätz.e je km L II 0, wenn s1e über; 
haupt sinnvüll ist, allen beteiligten Krdsen in gleicher Weise zugutekümmen muß. 
Praktisch handelt ,es sich bei den si(ch durch diese unregelmäßige Progression 
ergebenden U nterschiedlichkeiten um 'erhebliche Beträge. Besonders kraß sind 
die Unterschiede vor einem "Sprung" in der Pmgression, wie im Fall eines 
Kreises in unserem Tabellenschema, der 2 km L II 0 auf seine 1000 Etnw'Ohncr 

,aufweist und dafür 20 DM je km mehr 'enthält als der Kreis mit 1,8 km je 1 000 
Einwohner, während der Krds mit 2,2 km je 1 000 Einwohner 84 DM je km 
mehr ,enthält als derjenige mit 2 km je 1000 Einwohner I 

Eine weitere U;nzulänglichkeit des verWlendeten Schlüssels' ,ergibt sich aus fol" 
g.endem: pem Schl.üsselliegt der Gedanke zugrunde; daß jene Kreise, in denen 
eme relativ hohe Emwohnerzahl auf den km L II 0 lentfällt, dne größere Wirt" 
schafts" und Finanzkraft aufweis1en als jene, bei denen nür wenige Einwohner 
je km L II 0 vorhanden sind. . 

E~stere lerhalte~ d?her je km dnen geringel'en Zuschußbetrag als die letzteren. 
DIe Pr~blemahk dleser Annahme liegt nun darin, daß hühe Einwohnerzahl je km 
LI! 0 m ~en Landkreisen in vielen Fällen .geradezuauf iCine verhältnismäßig 
germge .Wlrtschafts" und Finanzkraft schHeßen läßt. ' 
So ergibt sich für' Rheinland"Pfalz, daß zwar dIe schwach bevölkerten Kr.eise 
der sogenannten "rüten Z.one" zumeist Wühl dne g,eringe Finanzkraft aufweisen 
d<:~ abe~ auch die dichtbevölkerten Kr,eise, besonders in der Umgebung größere; 
S.tadte,. mfolge des hohen Anteils an Evakuiert<en oder Flüchtlingen, .ebenfalls 
fmanzlell schlecht gestellt sein können. 

'Eine ganze R'eihe v'On K:neisren, deren Gemeinden eine übel1durchschnittliche 
Realsteuerkraft und verhältnismäßig geringe Belastung durch Ausgaben für Für" 

28) Unter Zugrulldelegung der im Finallzuusglci-chsgcS00lz 1955 vorgesehenen Zuschußsälzc. 
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sorge usw. aufweisen,erhalt'en nach der jetzigen Reg~lung :der Zuschußsätz,e 
r~8tiv hühe Zuschüsse je km L II 0 geglenüber jenen K:reisen, die zwar dicht 
bevölkert sind, und daher verhältnismäßig geringe Zuschüsse Je ,km L II 0 erhal" 
ten, aber dne unterdurchschnittliche R'calsteuerkraft der Gemeinden und verhält" 
nismäßig hohe Ausgabenbelastungen für Fürsorge usw. aufweislen. 
Insoweit als'Ü die tatsächlichen V,erhältnisse in den Landheisen v'On 'den V'oraus" 
setzungen abweichen, von denen man beim Entwurf des Schlüssels ausgi,ng, 
wirkt die Progr,ession der Zuschußsätze im Sinne ,einer V,erschärfung der wirt,,·' 
schaftlichen und finanziellen Unterschiede zwischen den <einzelnen Kreisen. 
Die beiden aufgezeigten Mängel der. gegenwärtigen R~ge1ung lassen es empfeh" 
lenswert lerscheinen, die Zuschüsse für dLe L II 0 (und für die Gemeincteverbin" 
dungsstraßen, für die diese Folgerungen ·ebenfalls zutreffen), grundsätzlich nach 
der Länge der Straßen zu bestimmen, als'O einen einheitlichen Kilometersatz fest" 
zusetzen, 'Ohne die Bevölkerungsdichte mit zu berücksichtigen. 
Nach dieser Regelung würden die dichtbevölkerten Gegenden je Einwohner 
nach wie vor im allgemeinen dnen niedriger,en Zuschußsatz erhalten als die 
dünnbevölk'erten Gebiete; die Progr1ession der Sätze je Einwohner würde aber 
erheblich gemindert. Gleiche Zuschußsätze je km landstraße würden überdies 
eine 'einfachere Err.echnung der Zuweisungen gestatt~n, 2~) 
Eine noch 'engere Anpassung an die wirtschaftlichen und finanzielLen Verhält" 
nisse in den -einzelnen Kreisen ließe sich 'erreichen, indem die Kilometerlänge 
der Kreisstraßen mit ,einem variablen Faktor multipliziert würden, süweit beso,n" 
dere für das Straßenwesen relevante Verhältnisse berücksichtigt werden sollen. 
Dabei könnte z. B. die unterschiedliche Belastung der Kl'eisstraßen (z. B. des 
Bimsgebietes), die unterschiedliche Tüpographl.e (z. I:3. Wint'erschäden im Eifcl" 
Hunsrückgebiet) 'Oder ander,e Umstände berücksichtigt werden. 
Diese Regelung wird in ähnlicher W,eisle in einigen schweizer Kantonen durch" 
geführt. 30) 
Unter Berücksichtigung des oben dargestellten Straßenzustands in den einzdnen 
Bezirken, ergibt sich noch dn weiterer Mangel der gegenwärtigen Regelung des 
Finanz.ausgleichs: Es zeigte sich, daß die Ortsdurchfahrten ,:,on Bundesstraßen 
in Gemeinden mit über 6000 Ei:nwohnern g,egenüber den freien Strecken der 
Bundesstraßen in relativ schlechtem Zustand liegen, währ,end diJe Ortsdurcb;:: 
fahrten in Gemeinden über 6000 Einwohnern bei den L I 0 in <einem durchweg 
besseren Zustand :als die ,entsprechenden freien Strecken sind. Für Orts durch" \ 
fahrten beider Straßenklassen sicht das Finanzausglei,chsgesetz ,aber gleiche 
Zuschüsse von 1550,- DM je km Ortsdurchfahrt vür. Da nun die Ortsdurch" 
fahrten im Zug der vürwiegend dem Fernverkehr di:enenden Bundesstraß1en' 
'Ohnehin besondere Engpässe darstellen, wäre dne Differenzierung der Zuschrisse 
für L I 0 und Bundesstraßen angebracht. 

Folgerungen 
Schon die Skizzierung der bestehenden V,erhältnisse macht klar,· daß erhebliche 
Aenderungen auf dem Gebiet der Straßenfinanzierung notwendig sind, soll das 
Straßenwesen nicht weit hinter den VIerkehrsanforderungen zurückbleiben. Die 

29) Diese Hegelung cntsprJcht derjenigen in Nordrhein-WcsHulen, Vg!. Gesctz- und Verordnungs. 
blutt 1955. Seile 103, 
30) Abcgg, Hans, Verbcilungsschlüssd hei Subventionen und Anteilen, Dorn 1948, inshc~()lldcre 
Seite 170 bis 172. 
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nach meiner Ansicht anzustrebende Entwicklung sei im Folgenden kurz UI11" 
rissen: 
1. " .. '. Die beste Gewähr für dne sparsame V,erkehrswirtschaft ... bietet dh: 
Befolgung des Grundsatzes, wonach jedes Verkehrsmittel mit Einschluß der VOl) 

ihm benützten V,erkehrsanlagen für seine Kosten selbst aufkommen sollte .. " 31) 
Diese Forderung hat nicht nur im Rahmen diner \Vetthewerbsordnung ihren. 
Platz, sondern sie ist Grundlage jeder \Virtschaftsordnung. "Ohne den Grund= 
satz der Eigenwirtschaftlichkeit zwangsläufig Vergeudung in der Verkehrswirt= 

h ft "3") , sc a ... " 
Man muß allerdings beachten, daß es im ~esen der allgemeinen "Sondersteuern" 
des Kraftverkehrs (Mineralölsteuer und Kraftfahrzeugsteuer) liegt, daß alle Stra= 
ßenbenutz,er ohne Rücksicht auf die Kosten der jeweils 'benutzten Verkehrs" 
anlage gleich behandelt werden. Insoweit ist es gerechtfertigt, von ,einer mo cl i F 

f i 'z ;i ,e !r t le tn E i g ,e n tw ir t s c h a f tl i IC h ke i t zu spr'echen. 
Aus dem Grundsatz der Eigenwirtschaftlichkeit ergeben sich für unser ProbleI11 
zwei wichtige Folgerungen: ' 
.1) Die steuerlichen Sonderlasten des Straßenverkehrs stellen ,ökonomisch gesehen 
Entgelt für die anteilmäßige Abnutzupg der Straßen und ihrer Nebenanlagen 
durch die Benutzer der Straßen dar. Ob dieeiOie oder die andere Sondersteuer 
rechtlich gesehen, etwa im Hinblilck auf die ursprüngliche Intention des Gesetz,:: 
gebers, Entgdtcharakter besitzt oder nicht, ist für unsel1e /Feststellung glekh,:: 
gültig. Die verkehrswirtschaftliche Situation hat den Sondersteuern dieökono,:: 
mische Funktion eines Entgelts für di,e Straßenabnutzung sozusagen :erinEac:h 
"zugespielt". Am Gesetzgeber liegt ,es, hieraus die Folgerungen zu ziehen. Zwei 

. Probleme stehen dabei im Vordergrund: 1. Die Bestimmung des dem Kraftver,:: 
kehr zulastbaren Anteils an den gesamten anfallenden W,egekosten. 2. Die kosten,:: 
gerechte Zulastung der "Sondersteuern" auf die verschiedenen Fahrzeugkategorien, 
wobei, wie schon bemerkt, dne "egalisierende Behandlung" bis zu dnem gewissen 
Grad unvermeidlich ist. Der Kraftfahrzeugsteuer muß gerade im Hinblick auf 
dieses Problem nach Meinung des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundes" 
verkehrsministerium zukünftig mehr und mehr der Charakter einer "Ergänzungs" 
steuer zur Treibstoffsteuer" beigelegt werden, da der Erhebungsmodus der KFZ" 
Steuer nicht in ausreichenden Zusammenhang mit den auszugleichenden :rat" 
beständen gebracht werden, kann. Diese Forderung ist allerdings solange nicht 
streng durchführbar, ja nicht dnmal 'empfehlenswert, als die KFZ"Steuer den 
Ländern zufließt und einen wesentlichen Rückhalt der Straßenfinanzierung der 
Länder und untergeordeneten Körperschaften bildet. 
b) Die Eigenwirtschaftlichkeit des Straßenverkehrs verlangt weiter, daß die Er" 
träge der Sonderbesteuerung des Straßenv,erkehrs auch tatsächlich der Unterhai" 
tung und dem Ausbau der Landstraßen zugute kommen. ,Dem 'lI~ter Punkt a 
erwähnten Problem einer kostengerechten Zulastung der Kraftfahrzeugsonder" 
steuern auf die verschiedenen Fahrz,eugkategorienentsprLcht mit Hinblick auf 
die Erträge dieser Sondersteuern die gerechte Zuteilung auf die verschiedenen 
Lastenträger der einzelnen Straßenkategorien. Solange die Lastenträgerschaft für 
die Landstraßen auf Bund, Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) verteilt 

~l) 'Wis!;cnschaftlichcr Düimt hoim DuntJ.csvürkehrsrninistOl~urn, Grundsätze für die Aufbrinn-ung 
der Kos,tcn der Vürkdlrswcgc, Dielcfcld 1954, Seile G. 0 

~2) Napp-Zinn, A, F.,. Zur Verzi:nsung des VürkC'hrs\Vegekapitals, in: Zeitschrift für Vet'kehr;;­
wissenschaft 1/1955, Se~tc G. 
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blcibt, wird dicses Finanzausgleichsproblem die größt,en Schwi,erigkeiten berei" 
ten Das sachgerechteste Verfahren der Finanzierung des Baues und der Unter" 
haltu~g aller Straßen, die dem überörtlichen Verkehr dIenen, wäre ein besonderer 
Finanzausgleich für diese Straßen ... " 33) Nach Meinung dieses Autors wär,e 
aus dem Aufkommen an Mineralölsteuer und der an den Bund zu überführenden 
KFZ"Steuer " .. dne Gesamtfinanzmasse zu bilden, aus dcr alle Straßenbaulast" 
träger nach den durchschnittlichen l<!osten für Bal.~, und Unterhaltut;,g der ICin" 
zclnen Straßenklasscn die (entspr'echenden) Zuschussc erhalten ... 
Es erscheint grotesk, wenn man bedenkt, daß dne solche einheitliche Straßenbau" 
finanzmasse der Dispositon von vielen Hundert voneinander unabhängige? han" 
dclnden Lastenträgern überlassen wird; als üb nicht dkselben Gründe, die zu 
einer Zusammenfassung der Finanzmasse führten, nicht auch der'en 'einheitliche 
Disposiüon bedingten. 
Dennoch werden sich die in nächster Zukunft mögHchen Lösungcn im Rahmen 
dieses Vorschlages bewegen, da eine A'enderung der Lastenv'erteil~1l1g nicht zu 
verwirklichen sein wird. Die Länder werden sich auch kaum zU emer Neuauf" 
teilung der KFZ"Steuer bereit finden . 
2. Das oben Gesagte läßt bereits die Notwendigkeit der .. Zen t;r a 1 i s ie ~ u n g 
der S traß 'e n v ,e r wal tun g 1.1 n d der L ,:\5 te n t r .1 ge r s eh a f t fur alle 
Landstraßen deutlich werden. Daneben sind aber noch dne Reihe anderer 
Gründe hcrauszustellen: .~ 

a) Das Straßenwesen verschiedener Gebietskörperschaften;gleicher Ordnung zeigt 
große Unterschiede. Es sd nur an die KrLegsschäden in ~hei~}and"Pfalz eri.n" 
nert die den Straßenhaushalt des Landes und seiner Gebtetskorperschaften lIl1 

Verhältnis zu anderen Ländern schwer belasten; oder die oben dargestellte unten< 
schiedliche Straßennetz dichte sow1e die verschiedene Straßenv,erkehrsfrequenz 
verschiedener l<!örperschaften. 
Dies alles sind Tatbestände 'von so schwerwiegenden HnanzieUeri ,Wirkungen 
für die betroffenen Körperschaften, daß auf ih])en Ausgleich nicht ,verzichtet 
werden kann. Die Vielzahl der auszugleichenden Tatbestäx:de verlangt überdies 
einen komplizierten Ausgleichschlüssel. Anderersdts aber ~eldet schon der geg~n" 
wärtige Finanzausgleich " ... unter dem Bestr,eben, allzuv~elen Bedarfstatbe~tan,:: 
Iden Geltung zu verschaffen ... " (Bundestagsdrncksache 480 vom 29.4. 195~" 
S. 102). Das Prinzip der methodischen Einfachheit v,erlangt außerdem ". '.: dl'c 
Ausgleichstatbestände auf wenige, finanzwirtschaftlich bedeutsame und r,eprasen" 
tative Faktoren zu beschränken ... " (Bundestagsdrucksache a. a. 0. S.101), was 
aber bei den sehr differenzieden Verhältnissen auf dem Gebiet des Straßenwesens 
kaum durchführbar ist. 
Diediverg1er1enden Tatbestände auf dem Gebi~t de~ Stra0en~esens we~.den. im 
Gegenteil durch den bestehenden FinanzausgleIch mch~ hmrel~hend b~uckslch" 
tigt. Dies führt z. B. zur Bildung von Sonderfonds,. d~e lctzhc.h zu .'emer noch 
unübersichtlicheren Gestaltung der Ausgaben auf dIesem Geblct bcItragen. So 
flossen z. B. den Gemeinden des Landes Rheinland"Pfalz im Jahre '1952 für Orts" 
durchfahrten und sonstige Straßcn rund 9,1 Mio DM zu, die aus mindestens 5 
verschiedenen Quellen stammten. 31) 

33) HiUel, Straßcnhaupl'oLlcme der Städte und Gemc~lldon, in: Tagullgshcricht Deutscher Straßcn-
tag 1955, Donn 1955, Seite 51. ' _, 
31) V gl. Staa:lszeitung für lUlC~lllantl- Pfalz vorn 1. 3. 19<.>3. 
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. I' aus diesen Sachverhalten kann nur die Schaffung ,einer zentralen 
DIe FO

l 
gerung d' Finanzierung der Landstraßen sein. 

Yerwa tung un . d 
. t hiedliche Entwi.cklung er Ausstattung und des Straßenzustandes 

b) ?he ~l ersC in den v.erschiedenen Gebietskörperschaften und die Y·erschieden" 
gl~lcer stSitenzustandes der Straßen v.erschiedener Klasse innerhalb derselben 
h~~t des 1 f~ wie sie bereits dargestellt wurden, illustrieren die Folgen einer par" 
~orfersc 1~ 'ßenbaupolitik. Eine schätzende Berechnung der Aufwendungen der 
ttku ar er: rj Landes Rheinland"Pfalz in den verschiedenen Regierungsbczir" 
Lan~krkelse L Ie~ 0 im Jahre 1951 gibt ein treffendes Beispiel für die unterschied" 
ken Je m . ß b . 
liehe Entwicklung 1m Stra en au. . 

Landkreise Durchschnittliche 
des Aufwendungen 

Regierungsbezirks je km L II 0 
Pfalz 956 DM 
Rheinhessen 930 " 
Koblenz 812 " 
Triel', 583 
Montabaur 192 " 

c) Trotz der Uebertragung .einehs TlteilSd~erLVedrwl al~ungs~efugnlis de~"tLl~IhO a? die 
L d t ßenverwaltung unter aen· le an aelse melSt noc 1 zusa z lce eIgene 

anßess ra ..,ltungen da z. B. der Entscheid über Art und R·eihenfolge der Bau" 
Stra enverw.. 'd Y lt d F' b . d L dk' I' . ß h n aber auch· ieerwa ung· ·er <manz,en et· ,en an r·elsen legen. 
~a ;? mt~ Verwaltungsküsten, Y,erlust der Vorteile zentraler Beschaffung der 

Mest el·gll~en und der Y,ergabe der Arbeiten sind die Folgen eines sülchen ZU" 
a erta I "1 . d L" d t' d d . d . t d die sich im V:er 1a tnlS' er an er uneremaner, von ·enen Je es seme 

s.an eS'Landesstraßenv,erwaltung besitzt, wiederholen. Ei.ne besondere Gefahr 
f~e,d~n Kraftverkehr ergibt sich aus der dadurch häufig bedi:ngten unt.er~chied" . 
lichen technischen Ausgest~ltung der Straßen, z. B. des DeckenbeIags, m den 
einzelnen ZuständigkeitsbeZIrken. 
Die dargestellten Argumente begründen hinr~icher:d die N otwend~gkeit der 
Zentralisierung der Verwaltun~ und Str.aßenfmanzterung. .Der. M,:mung des 
deutschen Landkreistages, daß dIe Verwaltung der L II 0 " ... seIt vleIen J al11''' 
z.ehnten dne klassische SeIbstverwaltungsaufgabc ... " der Landkreise darstellt, 
die auch weiterhin in ihrer Hand bleiben müsse, " ... 'weil Sachnähe und Sacb 
kunde des 'enger,cn Y·erbarides den raschesten und wirksamsten Vollzug von Ver" 
waltungsaufgaben ... " ~5). sichern, ist keineswegs zuzustimmen. ~lle Lands~raßen 
müssen heute alseinhetthches Straßennetz betrachtet werden. Selt der techmschen 
Y.ervollkümmnung des Mütorfahrzeugs und seiner wirtschaftlichen Emanzipation 
sind auch die Kreisstraßen aus ihrer begr'enzfen örtlichen (Bedeutung 'heraus" 
gewachsen. 
Folgende Entwicklungen müssen langfristig angestrebt werden, wenn die Möglich" 
keit ,einer Koordinierung des Straßenbaus und des Straßenv,erkehrs voll aus" 
geschöpft werden soUen: 
1. Ueberleitung der Erträge der Kraftfahrzeugsteuer an den Bund. 
2. Y,erwaltung der Kraftfahrzeugsteuer und der Mineralölsteuer durch dn·e 

zentrale Finanzienmgskörperschaft, die zugleich die zentrale StraßenverwaI" 
tungsbehörde sein würde. Erst die Bildung eines solchen, aus dem allgemeinen 

35). Entschließung dos IIaup:taussohuss'Üs des Dwtschon LanJkreistagos vom 31. Mai 1954. 
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Bundeshaushalt herausgenommenen Sonderfonds, der seinem rechtlichen Status 
zuf,olgeetwa ähnlich der Deutschen Bundesbahn ausgebildet s,ein könnte, 
würden volle Ausschöpfung der durch die Zweckbindung der Sondersteuern 
des Kraftv.erkehrs gebotenen Möglichkeiten bedeuten. Auch die Kr,editwürdig" 
keit dner solchen Eigenverwaltungs" und Finanzierungsgesellschaft würde zw 
sätzliche Möglichkeiten der Finanzierung, <etwa durch Auflegung von Straßen" 
anleihen, ,ergehen. r 

Die Straßenverwaltungs" und Finanzienmgskörperschaft sollte grundsätzlich der 
Aufsicht dcs Bundesverkehrsministeriums unterstellt bleiben, also nicht der 
Stellung des .ehemaligen Generalinspektors für das Deutsche Straßenwesen ent" 
sprechen, da nur auf diese W,eis,e die Koordination der verschiedenen verkehrs" 
wirtschaftlichen Belange möglich erscheint. Dic von Wah1 36) als Musterbeispiel 
genannte italienische Straßcnv,erwaltung könnte dahei Beachtung finden. 
Solange diese Ziele noch nicht ,erreichbar sind, wäre die 'Schaffung eines z·entralen 
Straßenfinanzierungsfonds, der den ,einzelnen StraßenbauIastträgern die Mittel 
nach dnem bestimmten Schlüssel zuteilt - ·entspl1echend dem berdts 'zitierten 
Vorschlag von Rittel und anderen - wünschcnsw.ert. 
Zusammenfassend kann f,estgestellt werden: 
1. Zentralisierung der Verwaltung und . Finanzierung aller Landstraßen steIlt di,e 

verkehrsgerechte Lösung der unzulänglichen Yerhältniss,e auf dem Gebiet des 
Straßenwesens dar. I 

. 2. Solange die verkehrsgerechte Lösung infolge der politischen Verhältnisse nicht 
durchführhaI' ist, muß die an sich unzulängliche, aber notwendige Ausgleichs" 
apparatur in Form des speziellen Straßenlastenausgleichs möglichst sinnvoll 
ausgestaltet werden. 

3. Die Schaffung 'eines zentralen Finanzienmgsfonds, der zugLeich den speziellen 
Finanz.ausgleich für das Straßenwesen auf die .Länder ausdehnen würde, muß 
als dringendes Erfordernis betrachtet werden. Eine stärkere Beteilig~ng der 
Kreise und Gerne.inden am Ertrag der Kraftfa'hrz,eugsteuer sowie eine 
Aenderung des angewandten Schlüssels ,erscheinen ·ebenfalls unumgänglich. 

4. Sölange die Kraftfahrzeugsteuer ,einen wesentlichen Rückhalt I der Straßen" 
finanzierung der Länder bildet, werden die 'entstehenden laufenden Kosten 
der LI 0, L II 0 und Gemeindeverbindungsstraßen daraus gedeckt werden 
müssen, was u. U. zu einer Erhöhung der Steuersätze zwingen wird. 

5. Langlebige InvestiUoncn müssen nicht aus Schulden gedeckt werden. Die 
Finanzienmg aus laufenden Mitteln kann sogar volkswirtschaftlich notwendig 
werden. Dem' Kraftvcrkehr allerdings dürfen Straßenbauausgaben nur nach 
Maßgabe ihrer Abnutzung zugelastet werdcn. 

6. Die Klassifizierung der Landstraßcn muß nachgeprüft und 'eventuell neu ge" 
staltet werden. Grundsätzlich sollten dii! Gemeindeverbindungsstraßen den 
L II 0 glcichgestellt werden. 

36) vVa!!l, E. F., Vortrag üher das, Straßcnwcson in HJwinland-Pfal7., in: Gerncindclag Hheinlancl­
Pfalz NI'. 8/1952, Seite 75 H. 
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Zur Rationalisierung des Personenverkehrs 
der Deutschen Bundesbahn 

Von Bundesbahndirektor Dr. jur. Ferdinand Nie h s.e n, Köln 

I. Rationalisierung in Wirtschaft und V,erkehr 

R f alisieruncrsfragen sind ganz allgemein, d. h. sowohl in der Privatwirtschaft t IOn h im B:reich der öffentlichen Di,enste, hier vor allem in dem der aus~ 
.1 s aUo~henen Bctriebsverwaltungen, aufs höchste aktuell. Die deutsche Wirtschaft 
gespr .. I t 1 f d 't R 1 t d' 'R t' 1" 1 ewichtiger Kostentrager ver ang au en ml lec 1 l,e' .1 IOna ISl,erung 
.1 s ~e der ,öffentlichen Träger des deutschen Verkehrs. Diese notwendige Zi,el~ 
g;rzaUng die allerdings die in der V'erkehrspolitik überfälligen Ordnungsmaß~ 
~ahmen' keinesfalls lersetzen kann, wird von den angesprochenen Verkehrs~ 
trägern selbst in vollem Umfang anerkannt und mit aUen 'Kräften an~estrebt. 
Sie hat in den letzten Jahren bereits beachtliche Erfolge "erzielt. Die noch aus~ 
stehenden verkehrspolitischen Lenkungsmaßnahmen, in ,erster Linie diejenigen, 
welche eine gerechtere Kosf.enverteilung ~lllter den Verkehrsträgern und Verkehrs~ 
mitteln herbeiführen müssen, werden di'e Grundlage für weitere erfolgr'eiche 
Rationalisierung schaffen. 

11. Rationalisierung bei der Deutschen Bundesbahn 
Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat seit langem die Notwendigkeit erkannt, 
ihren gesamten Apparat zu rationalisieren. Die Feststellung ihrier schwierigen 
Wirtschaftslage und die Erkenntnis, daß es bei der gegebenen verkehrspolitischen 
Lage in absehbarer Zeit unmöglich sdn wird, die Einnahmen sowohl des P.er~ 
sonen~ als auch des' Güterverkdus wesentlich zu steigern, zwingen schon sdt 
Jahren die Leitung der DB, die Anstr,engungen dahin zu konz'entrieren, auf der 
Ausgabenseite zu 'entscheidenden Kürzungen zu kommen. Nachdem in diesen 
Bemühungen ein gewisser Abschluß oder wenigstens Abschnitt ,erreicht ist, 
zumindest bei den Rationalisierungsmaßnahmen, die ohne Investienlllgerheb~ 
licher, bisher nicht vierfügbarer Fremdmittel möglich sind, kann mit Befriedigung 
festgestellt werden, daß die bisher aus dgenen Kräften dngeleiteteund durch" 
geführte Rationalisierung die wesentlichste Hilfe darstellt, die der DB seit Beginn 
des Wiederaufbaues nach Kriegsende zuteil geworden ist. Diese Selbsthilfe war 
wirksamer als alle verkehrsp'olitischen und finanziellen Ordnungs" und Hilfsmaß" 
nahmen, die zu Gunsten des Unt'ernehmens von außen her getroffen wurden. 
Die Hauszeitschrift der Hauptverwaltung der OB, di.e "Deutsche Bundesbahn", 
hat Ende 1954 dne Folge von Sonderheften herausgebracht, die den damaligen 
Stand der Rationalisierung darstellen. In den Heften 18-24 sind die Sachgebiete 
der Verwaltung, des Baudienstes, des p.ersonaldienstes, des Maschinendi.enstes, 
des Stoffdienstes, des Verkehrsdienstes und des Betriebsdienstes in zahlreichen 
aufschlußreichen Einzelaufsätzen behandelt. Die Arbeiten geben insgesamt einen 
ausgezeichneten Ueberblick, wenn sie auch nicht ,erschöpfend sein und viele 
Einzelfragen überhaupt nicht erwähnen oder nur kurz andeuten können. 

-I 
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In dem Sonderheft "V,erkehrsdienst" (Hdt 23, S.'1098 ff) stellt der damalige Leiter 
der Verkehrsabteilung der Hauptv'erwaltung der DB (Dr. Pischel) 'fest, daß 
sowohl im Bereich des Güterverkehrs wie des Personenverkehrs ·erhebliche Fort" 
schritte ,erzielt worden sind. Im Bereich des Personenverkehrs und "tarifs seien 
vor allem die Einführung der Rückfahrkarte, der Halb~Blankokarte und des 
Zonentarifs, die Vereinfachung der Zuschläge für schnellfahrlende Züge"und die 
Reform der Entfernungsbildung durch die Raumbegrenzung hervorzuheben. 
Diese tarifarischen Maßnahmen .ermöglichten in V,erbindung mit der verstärkten 
Beschaffung von automatischen Fahrkartendruckerneine beachtenswerte V>Cr" 
einfachung des Abfertigungsdienstes, nicht zuletzt auch im Inter,ess,e der Reisen" 
den. \Veiterhin werden ,erwähnt die Einführung automatischer Gepäckaufbe" 
wahrung und die bahnseitige Abholtmg des Reisegepäcks in der Wohnung des 
Kunden, die Vereinheitlichung der Zeitkarten für den Berufsverk·ehr und die 
Verringerung der \Vagenklassen von drei auf zwei . 
In ·einem nachfolgenden Aufsatz (Heft 23, S. 1109 fi) gibt der zuständige' Pier" 
s,onentarif" und "verkehrsrefer'ent der HYB (Huber) unter dem Thema "V,erdn" 
fachung des T,arifs und der Abfertigung im Personenverk,ehr" zunächst dnen 
Ueberblick über die Fortbildung des Eisenbahn"Personentarifs seit Kriegsende, 
stellt die weiter vlÜrgesehenen Maßnahmen zur V,ereinfac1mng di,eses Tarifs und 
der zugehörigen Abfertigung dar und gibt abschHeßend ,einen Ueberblick über 
sich zusätzlich abz·eichnende Möglichkeiten der Rationalisierung in diesem Bereich. 
Hierbei behandelter insbesondere die für den Sommerfahrplan 1956 vorgesehene 
Verringerung der Zahl der Wagenklassen in den Reisezügen, die Arbeiten für den 
einheitlichen Tarif im internationalen Personen" und Gepäckverkehr und die 
Schaffung einheitlicher Zdtkarten für den Berufsv,erkehr. 

.> 

. III. Einzelfr,agen der Rationalisierung im p.ersonenverkehr 
Es ist auch im Rahmen dieses Aufsatz·es wegen des 'außerordentlich umfang" 
reichen und vielschichtigen Themas nicht möglich, mit einer vollständigen Dar" 
stellung lÜder auch nur Aufzählung der 'einschlägigen Einzelprobleme aufzuwarten. 
Der Verfasser beschränkt sich daher auf die Erörterung ,einiger weniger, besonders 
wichtiger und interessanter Spezialfragen. Diese sind im Schrifttum ,entweder noch" 
nicht ausführlicher behandelt worden lÜder konnten, soweit dies geschehen ist, 
inzwischen ·entscheidend weiterentwickelt werden. 
Demgemäß soll in diesem Zusammenhang nur a1.ifdie Fragen dngegangen werden, 
1. lob, ggf. wann und in welchem Umfange die Bahnsteigsperren bei der OB 

beseitigt werden sollen, 
2. 'ob und .inwieweit durch ·erweiterten Einsatz VlÜn Schalterdruckern der Dienst 

in den Fahrkartenausgaben der DB rationalisiert werden kann, 
3. wie das in Vorber,eitung befindliche neue Platzkadenv·erfahren der OB allS" 

sehen, vor allem ob und welche Rationalisienmgsgcwinne es bringen soll. 
zu 1.: A'ufltebung; der Bahnsteigsperr,en? 
Die Frage, lOb die OB dem Beisp~el anderer Länder (insbesondere Schweiz und 
Oesterrdch) flÜlgend, ihr,e Bahnsteigsperren teilweise lÜder ganz aufheben soll, 
ist in den letzten Jahren wiederholt ni,d1t nur in 'der Fachpresse, sondern auch 
in der breiteren Oeffentlichkeit lerörtert worden. Auch politische Stellen haben 
sidl mit diesem Problem beschäftigt und ,entsprechende F'Ül'derungen angemeldet. 
Der V'erfasser. hat in der "Zeitschrift für Y,erkd1l'swissenschaft" 1951, Heft 3/4, 
Seite 139 ff, aus dem umfangreichen KlÜmplexvon T1eilfragen di~e wichtigsten 
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Auswü'k~ngen der gefordertcJ? Regelung auf die kundendienstlichen Belange der 
DB, .auf Ihre Einnahmengestaltung, auf die Persona1wirtschaft sowie den Tarif", 
und Abfertigungsdienst dargestellt. Er ist schon damals zu der Ansicht gelangt, 
daß die Abschaffung der Bahnsteigsperren der DB zwar auf wette Sicht zur 
Y'ereinfachung der Abfertigung wünschenswert sei; sie sei aber vom kunden;: 
dienstlichen Standpunkt aus nicht dringlich und bringe durch Einnahmeausfälle 
und vor allem durch zusätzlichen personellen Aufwand der DB dnc ·erhebliche 
Mehrbelastung; 'die Neuordnung solHe daher nur'bei dner z. Zt. noch unabsell'" 
baren Verbesserung der Finanzlage der DB in Erwägung .'gezogen werden' es 
müßten also hierfür entsprechende Zuschüsse verfügbar gemacht werden;' die 
,Umstellung könnte dann zweckmäßigerweise dwa anstelle einer sonst für den 
Per~onenv,erkehr fälligen Tarifermäßigung durchgeführt werden; die Aufhebung 
der Sperren könnte in jedem Falle .erst angeordnet werden, nachdem das zusätz;: 
liche, insbesondere im Zugbegleitdienst 'erforderliche P,ersonal verfügbar gemacht 
und ausgebildet wäre; die Neuordnung müßte möglichst auch solange zurück", 
gestellt werden, bis die Arbeiten zur organischen Tarifreform im wesentlichen 
zum Abschluß gebracht wär·en; dementsprechend könnte dann auch ein v,erein", 
fachtes Abfertigungsv·erfahren ausgebildet werden; bei der anlaufenden Erneue;: 
rung des Wagenparks sollte zur Y,erminderung des Zugbegleitpersonals 'auf 
Durchgangswagen 'Wert gelegt werden; im übrigen müßten bei 'der Entscheidung 
die im Ausland gemachten Erfahrungen gründlichst ausgeschöpft werden. 

Später hat noch Dr. Kuntzemüller ("Die Bahnsteigsperre" im Jahresbuch des 
Eisenbahnwesens 1954 S. 147 'if) das Für und \\7ider in den bisherigen Erörte", 
rungen gegenübergestellt, ohne allerdings zu dnem konkreten Vorschlag über die 
weitere Behandlung zu gelangen. 
Dr. Staks (Internationales Archiv für Eisenbahnwesen 1954 Nr. 6) hat un~er 
Verwertung neuerer Erhebungen .ebenfallseingehend zum Thema Stellung g,e", 
nommen. 
Die Hauptverwaltung der DB hat im Rahmen ihr·er \Bestrebungen, einerseits. 
durch dne Y,erstärkung der kundendienstlichen Bemühungen Rds,eerleichterun;: 
,gen zu bieten, auf der anderen Seite aber auch .den Gesamtbetrieb in dner Isach", 
dienlichen Weise zu rationalisier,en, im F,ebruar 1954 einen Arbeitsheis mit der 
Prüfung aller im Zusammenhang mit der ev:entueUen Aufhebung der I}ahnsteig", 
sperren stehenden Fragen beauftragt. Sie hat darüber hinaus am 1.5. 1954 im Bezirk 
des Y,erkehrsamtes Rosenheim ,einen umfass·enden praktischen Y,ersuch durch", 
führen lassen. Dieser ist bis August 1954 ·einschli·eßlich uneingeschränkt gelaufen 
und seit 1.9.1954 mit gewissen tarifarischen Modifikationen (z. B. Abstemplung 
der Sechserkarten vor Fahrtantritt, 'eintägige statt vi,ertägige Gültigkeit bestimm;: 
ter Fahrkarten) noch kurze Zeit fortgeführt wmden. 

Der Arbeitskrds (Leiter: 'Dr. Staks) hat inzwischen eine eingehende Studie Vor", 
gelegt, die auch die Auswertung des Rosenheimer Versuchs enthält. 

Die Untersuchungsergebnisse haben die Stellungsnahme des Verfassers (vgl. die 
oben her,eits angegebene "Zeitschrift für Verkehrswissenschaft" 1951, S. 139 ff) in 
allen grundsätzlichen Fragen bestätigt. Nach den abschließenden Feststellungen 
der DB kann die a11 ge m ein 'e Besdtigung der Bahnsteigsperren noch nicht 
in Betracht gezogen werden. Sowohl die durch den Arbeitskreis vorgenommene 
theordische Prüfung wie auch d1e durch ihn durchgeführte Befragung aller 
Bundesbahndirektionen, das Studium des ProbLems in den Nachbarländern 

. Schweiz und Oesterreich, f'erner auch die aus dem Rosenheimer Versuch gewon", 
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nenen praktischen Erkenntnisse haben bestätigt, daß die Beseitigung aller Bahn;: 
steigsperr.eneine Vermehrung des Zugbegldtpersonals ~owohl im Regeldienst wie 
auch in der Form von Prüf trupps zur Folge haben müßte. Die Y,ennehrung des 
Zugbegleitpersonals würde in den ,ersten Jahren, d. h, solange die z. Zt. im Bahn'" 
hofsschaffnerdienst .eingesetzten Bediensteten - die größtenteils anderweitig nicht 
verwendbar sind - den Personalhaushalt der DB noch belasten, beträchtliche 
zusätzliche Aufwendungen verursachen. Deren Uebernahme könnte bei der der'" 
zeitigen Finanzlage der DB schon deshalb nicht vertrden werden, weil diese 
Kosten in der zu ·erwartenden Größenordnung in kdnem angemessenen Y'erhältnis 
zu dem aus der allgemeinen Beseitigung der Sperren 'lerhofften,W,erbeerfolg 
stehen werden. Darüber hinaus hat der Rosenheimer Y'ersuch ergeben, daß Ein;: 
nahmeausfälle aus Schwarzfahrten sowie aus mißbräuchlicher, insbesondere mehr" 
facher Benutzung von Fahrausweisen in beträchtlichem Umfang eintreten würden, 
wenn die Bahnsteigsperr,en allgemein aufgelassen würden. 

Dabei wird ,allerdings im Prinzip anerkannt, .qaß siO,h aus der Aufhebung von 
Bahnsteigsperren in ge 'e i g ne t·e h F ä 11 'e n positi~e M'Ümente im .Sinn.e des 
Kundendienstes ,ergeben können. Demgemäß sind dle Bundesbahndmekhonen 
beauftragt worden, innerhalb ihres Bezirks zu prüfen, wo die praktischen Bedürf", 
nisse und Möglichkeiten dne Lockerung der Sperrenkontr'Ülle zulassen, 'Ohne daß 
zusätzlicher Pers·onalbedarf im Zugbeg1eitdienst eintritt und mit Einnahmeaus;: 
fällen und Fahrgeldhinrerziehungen über das bisherige Maß hinaus 'gerechnet 
werden muß. Demgemäß sind von allen Bundesbahndir'ekti'Ünen des Bundes,,: 
gebiets Prüfungeneingeleitd worden, ob über den.sc~on ~isher .üblichen Umfa~g 
hinaus die Beseitigung der Sperren auf 'Cinzelnen B~nnhofen entweder allgemem 
'Oder zu dnzdnen Tageszdten durchgeführt weDden kann. Die Sperren sollen 
demgemäß aufg,ehoben werden, wo und sobald eine einigermaßen vollständige 
K'OntDOUe und Entwertung der Fahrau~weise und deren Abnahme im Zuge, auch 
lind ger.ade im Nahverkehr möglich ist. In diesem Sinne wer~en alle wirklich 
echten Rationalisierungsmöglichkeit.en ausgeschöpft werden. DIese Maßnahmen 
bedeuten zweifdlos nur einen 'ersten Anfang. Von den Erfahrungen, die hieraus 
zu gewinnen sein werden, wird es abhängen, ,,:tITche W:ege . weiter ?eschritten 
werden können und mit welchen Z'Citmaßen bel der welteren 'Entwlcklung zu 
rechnen ist. 

Die Bahnsteigspe:rren im BD~Bezirk Köln 
Für den Bezirk der BD K'öln konnten die Ergebnisse 'der einschlägigen Ueber", 
prüfungen berdts zusammengetragen werden. Die danach notwendigen und 
zweckmäßigen Maßnahmen wurden inzwischen zum größten T.eil auch' schon 
durchgeführt üder stehen vor dem Abschluß. Es ergibt sich folg.endes Bild: 
Der Kölner Bezirk hat nach dem Stande vom 1.1.1956 insgesamt 350 dem Per", 
sonenverkehr dienende Bahnhöf,e, HaHcpunkte und Haltestellen. Davon liegen an 

. Hauptbahnen 
a) ohne Bahnsteigsperren 9 

(davon unbesetzt 8) 
b) mit Bahnsteigsperren 162 

Nebenbahnen' 
, a) ühne Bahnsteigsperren 101 

(davon unbesetzt 44) 

b) mit .Bahnsteigspenen 78 
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Bei der Durchprüfung wurden alle Möglichkeiten 'einbezogen, auch ohne völlige 
Beseitigung der Sperr.en zu Vereinfachungen und Einsparungen zu gelangen. Die 
in den letzten 3 Jahren getroffenen Maßnahmen gliedern sich demgemäß in 

a) die Aufhebung von Sperren 
auf Nebenbahnen bei 7 Stellen 

b) die Zurückziehung des gesamten PCTsonals von der 
. Dienststelle (Umwandlung in unbes·etzte Haltepunkte) 

auf Hauptbahnen bei 6 Stellen 
auf Nebenbahnen bei 7 SteUen 

c) die Zusammenlegung des Sperrendienstes mit dem 
Fahrkartelldienst 

auf Haupt~ und Nebenbahnen bei 25 Stellen 

Darüberhinaus wurden bei dnzelnen St'ellen unter Beibehaltung der Sperren der 
Fortfall der Nachtschichtbesctzung (Uebernahme der Aufgaben durch anderes 
örtliches Personal) oder die Zurückziehung von einzelnen ständigen Kräften 
(W.ahrnehmung dieses Dienstes durch das Zugbegleitpersonal der auf dem Bahn~ 
hof haltenden Züge) verfügt. 

Bei aUen Maßnahmen wurde von Fall zu Fall das beteiligte Zugbegleitpers10nal 
frühz,eitig verständigt und zu ,erhöhter Wachsamkeit angehalten. Weiter wurden 
die Zugrevisoren und die Prüf trupps zunächst verstärkt anges'etzt, um Fahrgeld~ 
hinterziehungen von vornherdn niederzuhalten. Nennenswerte Unregelmäßig~ 
keiten zum Nachteile der DB haben sich demgemäß auch nicht ergeben. Auch sind 
Beschwerden der R,eis,enden über eine verschlechterte Abfertigung nicht auf~ 
getl'eten. 

Tarifarische und abfertigungsdienstliche Anordnungen außergewöhnlicher Art 
brauchten nicht getroffen zu werden. \Vohl werden seither auf 3 Strecken .ohne 
Sperren, bei denen die Haltestellen eng beieinander liegen, die ·Fahrtaus,weis'e 

'sofort bei der Ausgabe gelocht. Außerdem wurde auf 2 'dieser Strecken die Gül~ 
tigkeit der Fahrtausweise für 'einfache Fahrt nach Zi'elbahnhöfen dieser Strecken 
auf einen Tag begrenzt. Anfangs festgestellte Versuche zur Mehrfachbenutzung 
von Fahrkarten sind hierauf fast gänzlich zurückgegangen. 

Bei 'einem Bahnhof konnte wegen des überaus starken Berufsverkehrs an Wochen~ 
tagen die Besetzung der, Sperren nur für Sonn~ und Feiertage aufgehoben werden. 
Die Zusammenlegung von Sperren~ und Fahrkartenausgabedienst wurde je nach 
dem Y,erkehrsaufkommen teils völlig, teils nur für bestimmte Zeit angeordnet. 
Weitere 4 vorgelegene Zusammenlegung,en hängen noch von der Fertigstellung 
kleinerer Umbauten ab. Die zugehörigen Baukosten sind im Verhältnis zu den 
einzusparenden Personalkosten allgemein sehr gering. 

Bei der derzeitigen Y,erkehrs~, Tarif~ und Abfertigungslage und Besetzung der 
Reisezüge mit Begleitpersonal läßt si,ch im Sperrendienst des Kölner Bezirks 
eine weitere Rationalisierung nicht durchführ,en. 

Immerhin wird die gesamte Aktion, so6ald sie auch in den Bezirken der anderen 
Bundesbahndirektionen durchgeführt ist, der DB dnen nicht unbeachtlichen 
Gewinn bringen. So meldet die Bundesbahndi,r,ekHon Wuppertal eine jährliche 
Personalersparnis seit 1953 von fast 23 Köpfen. Dies,er Bezi,rk hat heute über" 
haupt nur noch wenig mehr als lV3 aUer für den P,ersonenv1erkehr eingerichteten 
Stellen ständig abgesperrt, nämlich 169 von insgesamt 465 Stellen. 
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zu 2. : Eins,atz der Schalte~druckel.' bei ,der DB 
In der "Zeitschrift für Y,erkehrswiss,enschaft" 1952, S.61 ff hat der Verfasser 
neben anderen Fahrkartenproblemen der DB bel'eitseingehend den damaligen 
Stand des Einsatzes von Schalterdruckern als !fines wichtigen Mittels für die 
Mechanisierung und Rationalisierung des Fahrkarf.enverkaufs hehandelt. Heute 
sind - darin liegt dne bemerkenswlerte Steigerung - insgesamt 1 567 (1 40Cl) 
Schalterdruckereingesetzt; nach Systemen entfallen auf AEG mit 1 370 (1 200), 
auf Pautze mit 166 (130) und auf Siemens mit 31 (40) Stück (Die früheren Zahlen 
sind in Klammern vermerkt). Die Drucker sind vorwiegend bei größeren Abfer~ 
tigungsstellen konzentriert. Von den 6 500 Fahrkartenausgahen der DB sind 
demgemäß nur 760 (= 12 0/0) mit Schalterdmckern ausgestattet. 
Aus diesen Dmck,ern wurden 1953 rund 137 Millionen Fahrkarten verkauft. Das 
sind 37% der etwa 350 Millionen Fahrkarten, die von insgesamt 466 MilJi.onen, 
ausgegebenen Fahrkarten für den Schaherdruck überhaupt in Frage kamen (aus~ 
geschlossen wurden dabei z. B. die Netz::: und Bezirkskar~en, die Sechserkarten, 
die Zugführerkarten, die aus Schalterdruckern nicht ausgegeben werden können). 
Danach ist also erst eine Teilmechanisierung dieses wichtigen Arbeitsbereiches 
bei der DB gegeben, die sogar geringer i,st, als selbst mancher Fachmann vor 
Ermittlung der genauen Zahlen angenommen hatte. 
Um dne Grundlage für ihre EntschlÜSSle bei der wd,teren Mechanisierung des 
Schalterverkaufs zu gewinnen, hat di.e Hauptverwaltung der DB im März 1954 
einen Arbeitskrds dngesetzt und ihm die Aufgabe gftstellt, die Grenzen des wirt~ 
schaftlichen Einsatzes von Schalterdruckern zu ,ermitteln. Di:eser Arbeitskreis, 
dem auch der Verfasser angehörte (L,eiter: Dr. Preis er), hat im November 1955 
seinen Abschlußbericht vorgelegt. Einer .lusführHchen Y'eröffentlichung des 
umfangreichen und interessanten Materials durch den Ldter des Arbeitskreises, 
die wohl demnächst erfolgen wird, soll hier nicht vorgegriHen w,erden. Sie wird 
nicht nur die Lage beim Schalterdruck im Ber,eich der DB behandeln, sondern 
auch die wichtigen Schalterdrucker der benachbarten ''Auslandsbahnen einbe~ 
ziehen. Hier mag nur kurz angedeutet werden, 
a) daß die W'irtschaftlichkei,t des bisherigen Einsatzes von Schalterdruckern bei 

der DB 'eindeutig hestätigt w,erden konnte; 
b) daß darüber hinaus ziemlich sichere Grenzwerte für den weiteren wirtschaft~ 

lichen Einsatz der bisher bei der DBeingeführf.en Schalterdrucker gefunden 
werden konnten; 

c) daß dn 'entscheidender Vorsprung ,einem der beiden hauptsächlich verwlendeten 
Systeme AEG und Pautze, vor allem hinsichtlich der Kassensicherheit und der 
Wirtschaftlichkeit, nicht zuerkannt werden konnte; 

d) daß nur noch ein beschränkter Bedarf bei den bisher dngesetzten Typen, vor 
allem den sog. Groß druckern, wegen ·ihrer hohen Kosten in Frage kommen 
kann; 

e) daß ,eine Yollmechanisierung des Schalterdmcks bei der D B, d. h. die Einbc" 
ziehung der bisher noch nicht mit Schalterdruck'ern ausg'erüsteten zahlreichen 
mittleren und kleiner,en AbfertigungssteUen, nur in Betracht gezogen werden 
kann, wenn dn wesentlich billigerer Dmckapparat neu entwickelt und ver~ 
fügbar gemacht wird. 

Gerade zu dem letzten Punkte konnte nach Abschluß der Arbeiten des Arbeits~ 
kreises :ein 'erfr,eulicher Fortschritt ,erzidt werden. Die von Dr. Schmitz (vgl. den 
Hinweis des Y,erfassers in der "Z'eitschrift für Verkehrswissenschaft" 1952, S. 73/74) 
schon seit Jahr,en angestellten Ueberlegungen, zu einem wesentlich verdnfachten 
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und damit entsprechend verbilligten Schalterdruck'er zu gelangen, haben iM 
zwischen konkrde Formen angenommen. Die zugehörigen Entwürfe sind zur 
urheberrechtlichen Sicherung dngereicht und auch schon im dienstlichen Bereich 
den geschäftsführenden Stellen überwiesen worden, um auf ihre praktische Ver:, 
wendbarkeit überprüft zu werden. Das Ergebnis dieser Prüfung kann allerdings 
noch nicht mitgeteilt werden. Für die Ausrüstung der bisher noch nicht mechani:, 
sierten5740 fahrkartenausgaben der DB mit Schalterdruck'ern sind immerhin nicht 
ungünstige Perspektiven gegeben. W'enn die Hoffnung hinsichtlich der Preis" 
gestaltung bei dem neuen Drucker annähernd in Erfüllung geht, liegt dn realisier" 
barer Bedarf für eine Stückzahl von Druckern vor, die die Zahl der auszurüstenden 
Stellen sogar noch fühlbar übersteigen kann. 

Die ,,5,atellierung" heim Schalterdruck 
Das AusLand hat unterdessen einen inter'essanten Beitrag für d~e rationelle Aus" 
nutzung der bereits vorhandenen Schalterdrucker geliefert. Nach der Nieder" 
schrift der Tagung des 3. Ausschuss,es des Internationalen Eisenbahnv,erbandes 
in Amsterdam vom 3./4. Juni 1955 haben die Belgischen Bahnen weniger wichtige 
Bahnhöfe, das sind die, die nicht mehr als 2000 Fahrkarten im Monat verkauEen, 
nicht mit Schalterdruckern ausgerüstet. "Diese Bahnhöfe" - so heißt es in der 
Niederschrift - "genannt ,Satellitenbahnhöfe', 'erhalten einen Fahrkartenbestand, 
der leicht über dem höchsten Monatsbedarf des Jahr,es Hegt. Dieser Bestand wird 
jeden Monat nach ,Standardmethode' durch einen mit Schalterdruckern aus:, 
gerüsteten Nachbarbahnhof, sogenannten ,gare centre', wieder aufgefüllt. Durch 
diese Satellierung war es möglich, dLe für dne integrale Mechanisierung des Fahr" 
kartenverkaufs ,erforderliche Anzahl an Schalterdruckern merklich herunter" 
zudrücken. Es' wurden ausgezeichnete R,esultate erzielt. Die vollständige Aus" 
rüstung des Str,eckennetzes der SNCB umfaßt 514 Schalterdrucker, die auf 234 
,gares centres' verteilt sind, die ihr,erseits 1155 SateIlitenbahnhöfe versorgen. Die 
Fahrkartendruckerei, die die Fahrkarten für den B~nnenverkehr herstellte, ist 
aufgehoben worden. Nach einer genau aufgestellten Bilanz ergibt sich eine jähu 
liehe Ersparnis von rund 8 Milli,onen bfrs, abgesehen von den sonstigen, nicht 
erfaßbaren Vmteilen". ' 
Wenn man dabei bedenkt, daß die SNCB als Schalterdrucker bisher ganz über" 
wiegend den sog.' Ormegraphen (auch "Schuster""Drucker genannt) einsetzte, 
der in ,eigenen W,erkstätten gebaut wird und nur <etwa um 2000,- DM kosten soll, 
so müßte bei einer Uebertragung der belgischen Erfahrungen auf die Verhältnisse 
der DB mit der "Satellisation" noch ,eLn ,erheblich größerer Rationalisierungs" 
erfolg zu 'erzielen sein; denn die von der DB verwendeten Groß drucker der 
Systeme AEG und Pautze kosten bei einer durchschnittlichen Ausrüstung rund 
24000,- DM und auch die bisher 'entwickelten sog. Kleindruck,er liegen noch, 
bei Preisen zwischen 10000,- und 12000,- DM. 
Die BD Köln bereitet im übrig,en z. Z. praktische Versuche mit einer Satellierung 
an mehreren Stellen ihres Bezirkes vor. 
Zu 3.: Ein neues Platzkart·enverfah~en der DB 
Platzkarten haben bisher im Personenverkehr der DB keine besonders gewichtige 
Rolle gespielt. Schon bei der frUheren Deutschen Rdchsbahn waren die Umsätze 
an Platzkarten im Ve'rhältnis zu den Zahlen der v,erkauften Fahrkarten, selbst 
wenn man nur die des Fernverkehrs in Vergleich setzt, recht gering., Es waren 
relativ kleine Kreise von Reis,enden, die mit einer gewissen Regelmäßigkeit Platz" 
karten kauften. Einmal gehörten hierzu die "gepflegten" Reisenden, die es sich 
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ständig leisten konnten, die "volle Bedienung" mit Platzkarten, Gepäckaufgabe, 
Versicherung, Gepäckträger, Speisewagen und allen sonstigen die Rds'e erleich" 
ternden, wenn auch verteuernden Nebenleistungen in Anspruch zu nehmen. 
Daneben nahm dn größerer Krds von ,erfahrenen Reisenden Platzkarten dann, 
wenn trotz des großen \Vagenangebotes während der Verkehrsspitz.en, vor allem 
im Urlaubs" und Festtagsverkehr, sonstein Sitzplatz auch dem FernrCisenden 
nicht mit Sicherheit gewährleistet werden konnte. 

Die Entwicklung beim Flugzeug und Fernreisebus verlief von Anfang an anders. 
Die dort nur verfügbare geringe Platzzahl ermöglichte es ni.cht, Flug" lmd Fahr:, 
karten allgemein für bestimmte Rds1estrecken zu verkaufen, sondern erzwang 
von vornherein die feste Bindung von Flug" oder Fahrkarte an dnen bestimmten 

, Termin und den Platz in ,einem bestimmten Fahrz,eug. Die Eisenbahnen blieben, 
solange genügende Wag,en" und damit Platzr·eserv,en vorhanden waren, bewußt 
bei .dem V'erfahren, ,es dem Rdsenden auch nach Erwerb seiner Fahrkarte frei" 
zustellen, an welchem Tage und mit ",:elchem Zuge 'er reisen, lOb ,er unterwegs 
nochmals, u. U. sogar mehrmals unterb'r,echen wollte. Eing,ewiss'er Hundertsatz 
von Reisenden wird auch in Zukunft auf diese weitgehende Freizügigkeit nicht 
verzichten können oder wollen und scheidet damit auch weiterhin grundsätzlich 
für den Erwerb von Platzkarten aus. Für diese R'eis,enden muß daher auch stets 
ein genügendes Kontingent von Plätz·en aus dem Platzkartenverkauf aus~ 
genommen bleiben. 

Der starken V,erminderung des P,ersonenwagenparks der DB durch Kriegs" und 
Nachkriegsfolgen und der dadurch bei allen V,erkehrsspitz.en bedingten Platznot 
kann durch v,ermehrten Fahrzeugeinsatz 'erst nach und nach entscheidend ab" 
geholfen werden, wdl derzeit ,die Mittel für umfangreichere Wagenhauprogramme 
noch fehlen. Für di'e Uebergangszeit, die leider eine Reihe von Jahren dauerm 
wird, muß daher anderweitig, insbesondere durch organisatorische Maßnahmen, 
geholfen werden. . 
Durch Aenderung Ider Tarif" \und Abfertigungsbedingungen wurde \..zum 
1. Mai 1953 bereits eine teilweis,e V,erbesserung und Vereinfachung des Platz" 
kartenv·erfahrens der DB ,erreicht: die unterschiedlichen Platzkartenpreise für 
die v,erschLedenen Wagenklass'en (für 1. und 2. Klasse 1,50 DM und für 3. Klasse 
0,75 DM) wurden auf den Einheitssatz von 1,- DM gebracht; Nebenkosten für 
Fernsprecher, Porto usw. werden seither nicht mehr zusätzlich erhoben. Platz:, 
karten können jetzt bei jedem Bahnhof und R,eisebüro für die vorgesehenen 
Strecken bestellt werden. Die Bestellung kann bereits 30 Tage vm dem Reisetage 
aufgegeben werden. Sie ist auch nicht mehr zwingend mit der Lösung der FalU':,. 
karte gekoppelt. 
Seitdem ist, lÜbwohl sich von 1951 auf 1952 'dne stark fallende Tendenz beim Platz~ 
kartenumsatz bemerkbar gemacht hatte, ,eine fühlbare Belebung eingetreten. 
Während im Bezirk der BD K,öln 

1951 
1952 
1953 
1954 

verkauft wurden, betrug der Umsatz 
. 1955 im 1. Drittel 

1955 im 2. Drittel 
1955 im 3. Drittel 

für 10790 DM Platzkarten 
" 4548 DM 
" 12985 DM 
" 47103 DM 

18512 DM) 
42034 DM 
14438 DM 

" 
" 
" 

zus: 74984 DM 
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Geblieben sind aber auch nach der Netwegelung von 1953 wesentliche Schön" 
heitsfehler und Mängel des Verfahr,ens: Platzkarte,n können nur für den Abgangs" 
bahnhof und ihm nahegelegene Zusteigebahnhöfe für die in das V'erfahr,en ein" 
bezogene Züge ausgegeben werden; die auf Unterwegsbahnhöfen zusteigenden 
Reisenden bleiben daher unberücks~chtigt. Die bisherige Markierung der Platz" 
belegung in den Zügen ist auch unvollkommen; die über den Plätzen an den 
Gepäckträgern angehängten Papierstreifen mit den notwendigen Angaben über 
die Platzbclegung werden bei starkem Andrang oft von rücksichtslosen Reisenden 

,eigenmächtig entfernt; hinterher ist dann die Freimachung der Plätze für die Platz" 
karteninhaber durch das Zugbegleitpersonal meist unang'enehm, mitunter un" 
durchführbar. . 

Ein Arbeitsk'reis entwickelt für die DBein neues Verfahren 

Die Hauptverwaltung der DB strebt baldige grundlegende Verbess,erungen des 
bisherigen Platzkartenverfahr,ens an. Im November 1954 hat sie einen Arbeits" 
kreis unter Leitung des Verfassers beauftragt, ein neues 'V,erfahren auszuarbeiten, • 
auch V.orschläge für eine Verbesserung des jetzt gültigen V,erfahrens vorzulegen. 
Dieser Arbeitskreis urnfaßt Spezialist,en des V,erkehrs", insbesondere des Tarif" 
und Abfertigungsdienstes, des Fahrplan" und Zugbildungsdienstes, des Fern" 
meldedi,enstes, des Wagenbaues und der Bürotechnik. Er hat, weil jetzt eine 
Lösung auf lange Sicht gefunden werden muß, seine Untersuchungen in großer 
Breite angelegt und auch die Erfahrungen wichtiger Auslandsverwaltungen (u . .1. 

der SNCF und mehrerer USA"ßalmen) einbezogen. Er will nicht nur eine grund" 
legende Verbesserung des Plntzkartenverfahrens vom kundendienstHchen Stand" 
punkt im Sinne der Schaffung eines hochwertigen "s,ervice" für die Reisenden 
erzielen, sondern auch die hervorrag'ende Eignung dieses Instrumentes. zur 
Steuerung des Platzangebotes in den R'eisezügen zur Wirksamkeit bringen. Die 
SNCF erblickt bezeichnenderweise sogar in der Möglichkeit zur Anpassung der 
Zugbildung an das Verkehrsangebot den Hauptvorteil des Platzkartenv,erkaufs. 
Da.; Platzangebot kann nämlich 'nicht an Hand des ,Pahrkartenverkaufs dem 
wirklichen Bedürfnis sicher angepaßt werden, weil es den Reisenden bekanntlich 
freisteht, sich ,erst nach Lösung der Fahrkarten für Reisetag und· Zug zuent" 
scheiden. Die vielen von den Bahnen laufend oder aus besonderen Anlässen vor" 
genommenen Reisestromzählungen liefern die Ergebnisse auch stets post festum. 
Diese Ergebnisse geben dann zwar brauchbare Unterlagen für die Schätzung 
kommender Bedarfsfälle. Der Abgangsbahnhoferkennt den Umfang des genauen 
Platzbedarf.es aber regelmäßig mit Sicherheit 'erst, wenn die Reisenden bereits 
auf dem Bahnsteig stehen. Dann ist es für die Regulierung der Zugstärken durch 
Verstärkung oder Schwächung der Zugparks oft schon zu spät. Auch Vor" 
oder Nachzüge können dann nur mehr schwer oder nur mit beschränktem Erfolg 
eingesdzt werden. Falls daher künftig ,ein wesentlich verbessertes rPlatzkarten" 
verfahr,en ,entwickelt werden kann und demgemäß die Rdsenden in stärkerem 
Umfange als zur Zeit Platzkarten lösen werden, wird 'auc,h die DB leichter dis" 
ponieren können. Auch können di,e Rds,enden schon bei der Lösung von Fahr" 
und Platzkarten an I-Iand der vorliegenden Laufkarten von (vornherein auf 
weniger belegte Reis.etage, Strecken und Züge hingewiesen und ,abgelei~et werden. 
Das ist für DB und Reisende bei dem noch lange anhaltenden Mangel an Reise" 
zug wagen im Spitzenverkehr von außerordentlichem Wert. Auch für später wird 
das verbesserte V'erfahren mit dazu beitragen können, allgemein die W:agen" 
reserv,en kleiner zu halten. D~e augenblicklichen Vorarbeiten können daher, wenn 
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sie einigermaßen gelingen, der DB in mehrfacher Hinsicht einen beachtlichen 
Rationalisierungsgewinn bei der Bewirtschaftung der Rdsezugwagen bringen. 

Der Arbeitskreis hat sich nach gründlicher Durcharbeitung der umfangr,eichen 
Materie vorgenommen, mit dem neuen Verfahren vor allem folgende Einzclziele 
zu erreichen: 

a) den Fernreisenden künftig, sofern sie es nicht vorziehcn, hinsichtlich Reise" 
tag, R~isestrecke t~nd Zug auch nach Lösung der Fahrkarte völlig freizügig 
zu bleiben, von J'edem Bahnhof aus den gewünschten Sitzplatz bei rechb 
zeitiger Bestellung sicherzusteUen; , 

b) den Reisenden ohne Platzkarten dennoch in jedem Zuge ein genügendes Platz" 
angebot zu erhalten ; , 

c) jeden Platz, der in das Platzkartenv,erfahr·eneinbezogen wird, möglichst mehr" 
fach hintereinander zu verkaufen, sofern er von dem zuerst belegenden Reisen~ 
den nicht für den ganzen Zuglauf in A.nspruch genommen wird; 

d) die Platzmarkierung gegen mißbräuchliche Entfernung weitgehend zu sichern; 

e) mit dem v,erbesserten V'erfahr·en möglichst bald zu beginnen. 

Inzwischen hat der Arbeitskreis die wichtigsten Einzdheiten des neuen Platz" 
kartenverfahr·ens ,entwickelt und hierzu auch die grundsätzliche Billigung der 
Hauptverwaltung der DB ,bereits ,erhalten. Es ist im wesentlichen mit folgender 
Regelung zu r,echnen: 

a) Das bisherige (sog. "alte" Verfahren) bleibt, wenn auch mit gewissen Ver" 
besserungen, zunächst ,erhalten. Es umfaßte -nach' dem Sommerfahrplan 1955 
insgesamt 323 und nach dem Winterfahrplan 1955/56 im ganzen 284 Züge und 
Kurswagen. Ein Tdl dieser Züg,e wird mit in das "neu'e" V,erfahren über" 
nommen (vgl. nachfolgend zu b)). 

b) In das ,;neue" Platzkartenverfahr,en der DB werden vorerst sämtliche inner .. 
deutschen p" und die D"Züg·e des LS"Netzes (z. Z. zu'sammen 110 Züge) ein" 
bezogen. In diesem Umfange können Platzkar~en für jede beliebige Teilstrecke 
des Zuglaufes, beginnend bei jedem Unterwegs bahnhof, ausgegeben werden. 
Pür jeden Platz können nacheinander bis 'zu 3 IPlatzkaden je Zuglauf v,er" 
kauft werden. 

c) Alle in den dnbezogenen Zügen laufenden W.agen - ,es werden möglichst 
einheitliche Typen hierfür ,eing,esdzt - 'erhalten dne neue Nummerung ihrer 
Plätze. Für Raucher" und Nichtr,aucherplätze, die ,ohnehin künftig fest dn" 
geteiit und bezeichnet werden, werden bestimmte gleichbleibende Nummern" 
reihen zugewies,en. Die Abteileerhaltcll in jedem Wagen fortlaufende 
Nummern. In jedem Wagen werden die 6 mittleren Abteile für Platzkarten 
vorgesehen. Die Plätze eines jeden Abteils werden von 1 bis 6 bzw. 1 bis 8 
numeriert, und zwar an der Abteiltür links beginnend und im Zick"Zack 
springend, damit nach internationalem Brauch die ungeraden Nummern in 
Fahrtrichtung und die geraden gegenüber liegen, In jedem Abteil werden 
grundsätzlich nur die Plätze 1 bis 6 zum Platzkarknverkauf vorgesehen. Die 
in der 3. Klasse - demnächst 2. Klasse ,- vorhandenen Plätze Nr. (7) und (8) 
werden nur dann mit Platzkarten belegt, wenn 'es auf Wunsch einer Gruppe 
von Reisenden für die gemeinsame Unterbringung nötig ist. Das Nummern" 
bild hat also von der Türe aus folgendes Gesicht: 
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1. Klasse 
(Fenster) 

5 6 

3 4 

2 
(Tür) 

2. Klasse 
(Fenster) 

5 6 
(7) 
3 
1 

4 
(8) 
2 

(Tür) 

Die weniger beliebten Mittelpläbe (3 und 4) in der 2. Klasse werden dadurch 
begünstigt, daß man sic gegeneinander versetzt. Di,c Nummern werden <:lußer" 
dem insofern veränderlich gestaltet, daß man Jederzeit leicht die geraden in 
die geg,enüberliegenden ungeraden Nummern und umgekehrt verwandeln 
kann, S,o daß ,auch beim W:enden !des Zuges im Kopfbahnhof bei Bedarf die 
ungeraden Nummern in Fahrtrichtung nach vorne eingestellt werden können. 

d) Die Platzreservierungszdtd werden in verschlossenen Rähmchen, und zwar 
entweder über den Plätzen oder an 'Cinem Gangfenster angebracht. Die ein" 
geschobenen Zettd, die nur durch das Eisenbahnpersonal entnommen werden 
können, können Angaben für 3 belegte Teilstr·ecken aufnehmen. 

e) Es wird . ein zusätzliches, hochleistungsfähiges F,ernmeldenetz mit Fern" 
schreibern, vor allem zwischen den laufkartenführenden Stellen (im ganzen 9) 
und den Abgangsbahnhöfen der -einbezogenen Züge, geschaffen, damit Platz .. 
belegungen noch bis kurz vor Abgang der Züge durchgeführt werden können. 

f) Die -einschlägigen Abfertigungs" und Abr,echnungsvorschriften werden wesent" 
lich verbess,ert und gleichzeitig vereinfacht, um das neue V,erfahr·en auch bei 
der .erwarteten verstärkten Inanspruchnahme mit geringem Aufwand betreiben 
zu können. 

g) Das neue Verfahr,eil. wird zum Oktober 1956 'eingeführt. 
h) Bei Bewährung des neuen V,erfahrens werden bald die restlicnen D"Züge, 

evtL auch die wichtigsten E .. Züge, reinbezog.en. 

Bis zur Ingangsetzung des neuen Platzkartelwerfahr.ens sind noch erheb1ich~ Vor" 
arbeiten zu leisten. Etwa 2000 D"Zugwag'en sind umzunummern. Rund 150000 
Rähmchen für Aufnahme der Platzres,ervierungszdtel sind über den Sitzplätzen 
in den Abteilen anzubringen ,oder 'es sind zum mindesten an ,einem Gangfenster 
eines jeden Abteils die Rahmen für die Aufnahme aller Bclegungszdtcl des 
ganzen Abteils zu befestigen. Bei den Wagen ohne Abteile müssen die ·einzdnen 
Plätze markiert oder Rahmen über den f.enstern angebracht werden. Besonders 
umfangreiche Beschaffungen und Einrichtungen sind im Fernmeldedienst, vor 
allem zur Schaffung des besonderen Fernschreibnetzes, durchzuführen. Die Lauf" 
kadenstellen und die übrigen Abfertigungs" und Meldestellen müssen baulich und 
büromäßig eingerichtet und dann mit ausgebildetem Personal besetzt werden. Der 
gesamte sächliche und personelle Aufwand ist nicht unerheblich. Mit der Ein" 
führung des geplanten Verfahrens wird dafür aber auch den Reisenden der DB eine 
Neuerung geboten, die bisher keine andere Eisenbahnverwaltung Europas kennt, 
nämlich die Platzkartenausgabe von jedem Unterwregsbahnhof. Besonderer Wert 
wurde darauf gelegt, imneuen Verfahr,en trotz der zu ,erwartenden starken Aus" 
dehnung des Platzkartenverkaufs keine Verschlechtenmg dem bisherigen V,er .. 
fahren gegenübereintr,eten zu lassen, sondern alle etwaigen Schwiccrigkeiten durch 
entsprechende Steigerung der Leistungsfähigkeit ,des Apparates der DB auf .. 
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zufangen. Auch künftig können alle PlatzkartenbesreUungen schon 1 Monat vor 
dem Reisetag und vor Lösung der Fahrkartc aufgeg.eben werden. Auch die Form 
der Bestellung ist nach wie vor dem RlCisenden fre~gestellt. Sie kann schriftlich, 
fernmündlich oder mündlich ,erfolgen. Sie wird je nach der Eilbedürftigkeit 
schriftlich unter Zusendung oder mündlich unter Aushändigung der Platzkarte 
ausgeführt. Die Platzkarte hat, wie bisher, das Edinonsonsche Format. 

Die Bedeutung des vorgesehenen V,erfahrens im Hinbl~ck auf den möglichen 
Umfang seiner Inanspmchnahme und auf die schon allein dem Fernmeldedienst 
der DB 'entstehende Belastung 'ergibt sich aus folgendem kurz,en Ueberschlag: 
W,enn für insges.amt 110 Züge täglich im Durchschnitt '300 Plätzie für Platz,: 
karteninhaber v,org.chalten und diese Plätz,e nicht gleich 3 mal, sondern nur 1 ,5 m~l 
in Anspmch genommen werden (bei V,erkehrsspitzen kann die ,Inanspmchnahme 
durchaus höher liegen), so ergibt sich reine Gesamtz,ahl von fast ,50000 Platz,,: 
bestellungen täglich. 

Wenn nach den bisherigen Erfahrungen davon 

iSO % = 25000 Bestellungen mündlich ,oder schriftlich 
rund 25 % = 12500 Bestellungen fernschriftlich 

25 % = 12 500 Bestellungen fernmündlich 

eingehen, auch noch mit 

fund 20 ~/o = 10000 Umbestelhmgen gerechnet werden muß 

(die Air France, München, r'echnet z. B. mit 40 0/0 Umbuchungen i.n ihrem inner .. 
deutschen V,erkehr), so bedeutet das nicht weniger, als daß ldte 9 Laufkartenstellen 
mit über 17000 Fernschreiben und 17000 Ferngesprächen täglich zu rechnen haben. 
Für die LaufkartensteUe Köln mit 16 zu betreuenden Zügen ,heißt das: 

über 2500 F,ernschreiben täglich, 
über 2500 F.erngespräche täglich. 

Die Platzkartenverfahr.~n ausländischer Eisenbahnen 

Das Studium des Platzkal'tenv·erfahrens der französischen Bahnen durch Mitgli.c" 
der des Arbeitsheises hat wichtige Anregungen vermittelt. Bei der SNCF werden 
sogar mehr,er,e v,crschiedene. V,erfahren mit großer Beweg1ichke~t ne~enein?nder 
gehandhabt. Dem Beispiele der SNCF folgend plante der Arbettskrel$ zunachst, 
ein verschließbar,es Metallrähmchen zur sicheren Befestigung der Platzbelcgungs .. 
zettel ,einzuführ,en. Er ist dann aber nach der Entwicklung 'mehrerer Muster, 
und zwar weniger wegen der Anschaffungskosten als wegen der ,hohen Empfind~ 
lichkeit der beweglichen T,eile (Scharniere und Schlösser) und der I dadurch 
bedingten hohen Unterhaltungskosten, auf ein vorne völlig geschlossenes Plexi.::: 
glasrähmchen gekommen. In dieses Rähmchen kann der BelegzeUc1,von ··oben 
oder von der Seite leicht eingeschoben werden. Dile !Entfernung ,des Zettels 
nach Gebr.auch ist für das Eisenbahnpersonal mit <einem ·einfachen Heber leicht 
und schnell möglich. Für Dritte ohne Heber ist die ,Herausnahme des Zettels 
verhältnismäßig schwierig, so daß der Schutz g,egen unbefugtes Entfern.en des 
Zettels ausreichend ,erscheint. 

Die Ueberprüfung des französischen V,erfahrens ,ergab dnen recht 'hohen Per" 
sonalaufwand. So sind beispielsweise auf dem Gal'e de Lyon in Paris für das 
sehr umfangr·eiche Platzkartengeschäft wähl'end der Hauptv·erkehrszeit ~ .Somm~r 
ca. 250 Per$lonen, im Durchschnitt des Jahres ca. 80 ·P,ersonen, beschafhgt. Dte 
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Z~hl der, Züge, für die Platzkarten verkauft werden, beläuft sich auf etwa 700. 
DIe Zahl der verkauften Platzkarten ist beim Gare de .Lyon von 

327 000 im Jahre 1938 auf 
1 7530eO ,,1952 

gestiege~. An dnem Tage sind mit den modernen Einrichtungen des Gare de Lyon 
schon bIS zu 30000 Belegungen durchgeführt worden. Nach Ansicht der SNCF 
ist dieser ,erhebliche Aufwand in jeder Beziehung gerechtfertigt. Die Einspa" 
rung an Betriebskosten ist nach ihren Berechnungen S'o bedeutend, daß die Wirt" 
schaftlichkeit des Platzkartengeschäfts allein dadurch außer Zweifel gestellt wird 
Der Arbeitskreis der DB hat seine Planung von Anfang an darauf abgestellt da; 
neue V'erfahr,en mit einem möglichst geringen personellen Aufwand zu sta~ten. 
Nach einem vorläufigen Ueberschlag muß mit 'einem Pers'Onaleinsatz v'On 4-0 
Köpfen je LaufkartcnsteUe gerechnet werden, das sind als'O im Höchstfalle zwi" 
s~~en: 50 1md 60 Köpfe. Diese verhältnismäßig niedrige Zahl (niedrig im Ver" 
Ihaltms zu deu; Aufw~.n:l der SNCF) ,beruht da.rauf, daß 'das bei der DB vmge" 
sehene h'OchleIstungsfahtge F,ernschrelbnetz rationeller arbeitet als das v'On der 
SNCF benutzte Fernspr1echnetz. 

Das Platzkarten geschäft der USA'.Eisenbahnen 
Die in den V,erdnigten Staaten angewendeten verschiedenen Verfahren sind auch 
v'Om Arbeitsheis ~er DB studiert w'Ordsen. W,enn inden USA durch Anwendung 
neuester dektr'Omscher U ebertragungsapparate s'Owie anderer jüngst herausgc" 
brachtel' techn'Ologischer Entwicklungen die Platzkarten mit den Fahrkarten in 
weni!?en Sek~nden ausgegeben werden (vgl. auch Railway Age vom 31. 1.1955), 
so konnen dIese modernen M'ethoden schon allein wegen ihrer außerordentlich 
hohen Kosten bis auf weiteres von der DB nicht übernommen werden. Der von 
der Pennsylvania"Eisenbahn verwendete U ebertragungsapparat hat beispielsweise 
einen Preis v'On 500000 Dollar. Die DB wird unter voOrläufigem Verzicht auf 
die Elektronentechnik zunächst den Fernschreiber dns'eben. Dieser wird in der 
ersten Einsatzstufe noch Klartext senden und in der nächsten Stufe - auch das 
wird bereits durch die Fernmeldetechniker der DB v'Orbereitet - mit kodierten 
Fernschreiben noch wesentlich schneller, sicherer und vor allem wirtschaftlicher 
arbeiten können. 

Die Platzkarten in den TEE.Züglen 
Mit Fahrplanwechsel 1957 werden die westeur'Opäischen Eisenbahnen ein Netz 
von h'Ochwertigen Triebwagen"V,erbindungen zwischen wichtigen Knotenpunkten 
der beteiligten Länder schaffen, die sogenannten Trans"Europ"Expreß"Züge. 
Deutschland wird dabei von 7 Zügen berührt werden. Es werden von den vor" 
handenen Expreßzügen, teilweise mit gewissen Aenderungen in der Streckenfül1" 
rung, einbezügen: 

der Helvetia"Expreß, 
der Paris"Ruhr"Expreß, 
der Saphir"Expreß und 
der Rhein"Main,.Expreß. 

Hinzukommen werden an neuen Verbindungen ein Expreß Hoek v. H'Olland -
Großenbr.ode - Hoek v, H'Olland,ein Expreß Paris- Dortmund- Paris und ein 
Exprel\ Brüssel - Dortmund - Brüssel. I 

,,'. 
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Die TEE sollen in vollem Umfange platzkartenpflichtig werden. Die Gebühr für 
die ,Platzreservierung wird im Fahrpl'eis 'enthalten sein. Es soll grundsätzlich 
erreIcht werden, daß R'eservierungen bis zum letzten Augenblick v'Or der Abfahrt 
eingeschrieben werden können. Für die Zwischenbahnhöfe kann sogar noch 
gebucht werden, wenn sich der Zug hereits unterwegs befindet. Da alle Plätze 
p~.tzkarte?pflichtig sin~, ist eine besondere Kennzeichnung der Belegung an den 
~latzen nIcht 'erforderlIch. Die beteiligten Eisenbahnen werden in jedem Lande 
em Hauptplatzkartenbestellbüro 'errichten (die DB für Deutschland in Frankfurt 
Main). Diese Haupthestellbüros regeln untereinander den gesamten Nachrichten" 
und Geschäftsverkehr über die Grenzen hinweg. Die Bahnen bemühen sich, in 
den ,eingesetzten Zügen zu einem voll übereinstimmenden System der Platz,.: 
n.ummerung zu k~.mmen. Sie stimmen zurz'eit auch die Maßnahmen zur Schaffung 
'emes zusammenhangenden und genügend leistungsfähigen Fernmeldenetzes mit" 
einander ab (in erster Linie Fernschreibverbindungen). 

IV. Zusammenfassung 
Die drei behandelten Einzelthemen stehen alle unter dem gleichen Nenner der 
Rationalisierung. Ihr Gewicht in dieser Hinsicht ist allerdings gänzlich v'erschie. 
den. ,Das sogenannte "große" Bahnsteigsperrenproblem hat gar nicht den starken 
Rationalisierungsakzent, wie man ihn ihm v'On außen her vidfach geben 
möchte. Die gänzliche Beseitigung der Sperren ist wesentlich' mehr eine kunden" 
dienstliche Angelegel1heit - wenn auch mit vielf,achen anderen Aspekten '-, die 
die Eisenbahnen abe~ intern r,echt viel Geld kQsten wird, vor allem na,ch der 
personalwirtschaftlichen Seite hin. Die derzeitige'n Bemühungen der Bundesbahn" 
direktionen, .ohne p.ersonalaufwand Teilmaßnahmen durchzuführen, sind aller" 
dings überwiegend von Rationalisierungsgesichtspunkten bestimmt. . 
Die weitere M,echanisierung des Fahrkartenverkaufs aus Schalterdruckern ist ein 
sehr gewichtiges Rationalisierungs'Objekt. Sie liegt in der allgemeinen Richtung 
der immer s~ärker notwendig werdenden Aut'Omation aUer hierfür nur irgendwie 
geeigneten .t\.rheitsv,orgänge. Sie steht vor allem auch unter dem s1ch bereits 
immer stärk,er abzeichnenden Mangel an Arbeitskräften auf weite Sicht. 
Der Bereich der Platzkarten weist auf den ersten 'Blick ganz überwiegend kunden" 
dienstliche Bedeutung auf. Bei einer wes,entlichen Steigerung des Umsatzes nach 
der Einführung neuer Verfahren wird jedoch mit fühlbaren Rati'Onalisierungs,.: . 
gewinnen bei der Bewirtschaftung des Platzangeb'Otes in der Zugbildung zu rech" 
nen sein. Wie hoch diese Gewinne sein werden, kann allerdings erst die Zukunft 
lehren. 

Bg 3 
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"Anderweitige" Speditions bedingungen 
und Spediteurhaftung 

Von Senatspräsident Leo Bin deI s, Hamm 

Unter diesem Titel behandelt Herr Dr. Erich Prölss in der Zeitschrift "Ver" 
sicherungsrecht" (6. ]ahrg. Heft 5) die Frage, unter welchen Voraussetzungen 
eine Abmachung wirksam ist, in der ein Spediteur mit seinen Kunden zwar die 
Geltung der ADSp vereinbart, sich aber dabei ausbedingt, daß der darin vor" 
gesehene V,ersicherungsschutz durch andere als die in der z. Z. bekanntgegebenen 
Fassung des SVS .aufgeführten Versicherer gewährt werden soll. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß nach den Gnmdsätzen der Vertrags" 
freiheit <eine solche Abmachung, wenn sie klar und unzweideutig ist, wirksam ist. 
Nach meiner Auffassung stoßen aber auch im übrigen die Ausführungen von 
Herrn Dr. Prölss in wesentlichen Punkten ins Leere, weil seine Prämisse, daß die 
ADSp "mit den Aenderungen, die sie seit ihrer ,ersten Publikation im Jahre 1927 
erfahr·en haben, ,automatisch kraft Handelsbrauchs, normierender V'erkehrssitte 
oder Unterwerfung zum Inhalt jedes Speditionsv:ertrages werden" - weil also 
diese Prämisse sich nicht beweisen läßt. 

In einem in der N]W vom 5. 8. 1955 (8. ]ahrg. Heft 31) ·erschienenen Auisatz 
habe ich dargelegt, daß bis zum Jahre 1939 die Geltung der ADSp als Handels" 
brauch sich nicht feststellen läßt. Es darf noch zusätzlich darauf hingewiesen 
werden, daß von den führenden Kommentaren zum HGB der von Schlegelberger 
(Ausg. 1939) der Frage skeptisch und zweifelnd gegenübersteht, und Baumbach 
(Ausg. 1939) und der K,omm. der RGRäte (Ausg. 1:943) 'einen Handelsbrauch 
direkt ablehnen. 

Erst dadurch, daß der RVerkehrsminister die ADSp durch die VO v,om 29. 12.39 
mit Wirkung vom 1. 4. 40 für die Mitglieder der RV'erkehrsgruppe Spedition und 
Lagerei für verbindlich erklärte und ihre Nichtbeachtung mit Sanktionen be" 
dr'Ühte, kamen sie zur allgemeinen Anwendung. Natürlich macht staatlicher 
Zwang noch keinen Handelsbrauch. W'enn man aber berücksichtigt, 'daß sie 
damals schon 12 Jahre lang vielfach angewendet wurden und diese Anwendung 
auch, nachdem der staatliche Zwang 1945 aufgehört hatte, von der Wirtschaft 
fortgesetzt wurde, kann man jetzt wohl, im Einklang mit dem überwiegenden 
Teil der :&echtsprechung von 'einem Handelsbrauch stmechen. 

Das betrifft aber nur das Grundsätzliche. Herr Rechtsanwalt Deringer hat in 
einem Aufsatz über die "kartellrechtliche Beurteilung der §§ 139..1, 41 c der ADSp 
(N]W 55 S. 1899) mit Recht ausgeführt, daß damit nicht feststehe, daß auch jede 
einzelne Bestimmung der ADSp zum Handelsbrauch geworden sei. Schon der 
K'Ümm. der RGR zum HGB meint (Ausg. 1943 § 407 Anm. 28): "Ein Handels" 
brauch von 65 Paragraphen und 2 Anlagen ist 'ein Unding", und Baumbach a. a. 0., 
die ADSp seien "viel zu umfangreich, um als Handelsbrauch zu gelten". 

Vergegenwärtigt man sich das Wesen dnes Handelsbrauchs, die gleichmäßige 
Handhabung einer als zweckmäßig. erkannten Maßnahme durch den Handels" 
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verkehr, 50 wird man hier feststellen müssen, daß das, was für den Handel 
.zweckmäßig und ,erforderlich war, darin bestand, dem Spediteur die Möglichkeit 
zu geben, sich von der persönlichen Haftung aus dem Speditionsv,ertrage zu be" 
frei:en, indem er dem Kunden als Ausgleich einen angemessenen Schutz durch 
eine Speditionsversicherung bot. Soweit die ADSp di·eses Bedürfnis 'befriedigten, 
mögen sie zum Handelsgebrauch geworden sein. Dagegen besteht 'kein Anlaß 
zu der Annahme, daß auch die Notwendigkeit, gerade bei den in der Beteiligten" 
liste zum SVS aufgeführten V,ersicherungsgesellschaften zu v·ersichern, vom 
Handel als ,erforderliche oder zweckmäßige Regelung :handelsüblich anerkannt 
wurde. Wie soll der Handel dazu kommen, einer bestimmten Interessentengruppe 

. handelsbräuchlich für alle Z.ukunftein Monopol auf die nach den ADSp zu 
schließenden V'ersicherungeneinzuräumen. Schon Baumbach ,erkennt dieses ]3e" 
denken, wenn ,er,a. ,a. O. schreibt, "die ADSpais Handelsbrauch wärcnerträg" 
lieh, wenn nicht der Z-.yang zum Monopol dahinter stände". 

'Wenn bis 1945 in der Praxis di.~se Versicherungsverträge wohl fast aussch1i,eß" 
lieh mit der ,erwähnten Beteiligtenliste gemäß dem SVS geschlossen wurden, so 
bcruht das nicht auf Handelsbrauch, sondern auf dem durch den RVerkMin. aus" 
geübten Zwang und dem Umstande, daß damals diese Versicherergruppe die 
einzige w.ar, die sich zum Abschluß derartiger Verträge in der Oeffentlichkeit 
bereiterklärt hatte. 

Die Richtigkeit dieser Ansicht wird dadurch erhärtet, daß in dem Augenblicke, 
in dem 1945 der staatliche Zwang aufhörte, wie \)och zu zeigen ist, verschiedene 
Grtlppen von V,crsicherern auftraten, die auf Grund der ADSp Versicherungen, 
die dem SVSentspr.achen IÜder ihm gleichw.ertig waren, anboten, und die ver" 
ladende Wirtschaft und das Spediteurg,ewerbe sich mit il1l"en Geschäften auf dies.e 
Gruppen verteilte, sü daß von ,einem handdsgebräuchlich anerkannten M'{mopol 
einer Gruppe jetzt noch weniger die Rede sein kann denn je. 

Demnach ist festzustellen, daß der von Baumbach sog. Zwang zum Monopol 
niemals Handelsbrauch gewesen ist, 'es handelte sich vielmehr für die in der Be" 
teiligtenliste des RV'erkMin. veröffentlichten Versichenmgsgesellschaften um ein 
rein tatsächliches M,onopol, erzeugt durch staatlichen Zwang und das F,ehlen 
einer sich mit derartigen Verträgen befassenden Künkurrenz. Mit dem \'{T,egfall 
dieser Umstände fiel auch dieses tatsächHche Monopol weg. Die ADSp üben also 
kraft Handelsbrauchs ihDe Wirkung auch dann .aus, wenn der Spcditeur m~t 
anderen V,ersicherern .eine dem SVS mindestens gleichwertige Versicherung 
ß.bschließt. 
Zu demselben Ergebnis gelangt man aber selbst dann, Wlenn man annimmt, der 
Handelsbriluch gehe dahin, daß der Spediteur sich nur auf die ADSp berufen 
könne, wenn 'er bei der in ihnen bezogenen V,ersicherergruppe den SVS gez1eichnct 
habe. Als Handelsbrauch kommt nur die 1939 vom RVerkMin. veröffentlichte 
F.assung der ADSp in Betracht. Deren Anwendung steht aber heute ,entgegen, 
daß sowohl die dort als Verfasser und dauernde Ueberwacher der ADSp auf" 
geführten Spitz.enverbände der Wirtschaft, als auch ein Tdl der V.ersicherer der 
Beteiligf.enliste, als ,auch schließlich der RV,erkMin. selbst, der sich die Genehmi" 
gung jeder A,enderung der ADSp vorbehalten haUe, infolge der Ereignisse von 
1945 in Wegfall gekommen sind. , 
Nach §§ 39..1, 41 c ADSp ist der Spediteur, der des Schutz·es der ADSp teilhaftig 
werden will, v.erpflichtet, dne Speditionsversicherung gemäß dem SVS bei den" 
jenigen V,ersicherern zu decken, die von "den Spitzenverbänden der Wirtschaft, 
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die diese ADSp festgestellt haben, beauftragt sind". Diese Spitzenv-erbände sind 
verschwunden, können also niemand mehr beauftragen, und die Liste der Ver" 
sicherer, von denen jeder prozentual für jeden Schaden haftete, ist lückenhaft 
geworden, kann also den Auftrag so, wie damals in den ADSp vorgesehen, nicht 
mehr ausführen. Es -ergab sich also eine Lücke; die ADSp mit ihrem SYS waren 
zum TlÜrso geworden. . 
Als dann einige Zeit später die Wirtschaft wieder anzulaufen begann, sahen sich 
die Spediteure vor die Alternati.ve gestellt, ,entweder ganz .auf den Schutz der 
ADSp zu verzichten, 'Oder deren Lücken durch Vereinbarungen mit ihren Kunden 
zu schließen. In der Hauptsache handelte es sich dabei um die Bestimmung, 
welche V'ersicherer im Hinblick auf di.e lückenhaft geworaene Beteiligtenliste 
den Schutz nach dem SYS IÜder in gleichwertiger W>Cise gewähren sollten. Es 
bildeten sich alsbald verschiedene Gruppen von Y,ersicherern, die sich für diesen 
Zweck zur Y,erfügung stellten. 
per Rest der alten Y-ersicherer aus der Beteiligtenliste von 1939, der noch vor" 
handen war bzw. an dem Zusammenschluß zwecks Versichenmg nach dem SYS 
festhielt, und der sich durch die Maklerfirma Oskar Schunck K.G. vertreten läßt, 
nahm noch -einige Y,ersichererhinzu und ließ die ADSp mit dieser neuen Be" 
teiligtenliste v,eröffentlichen. Später (1951) gab er dne nochmals geänderte Be" 
teiligtenliste heraus und 'ersetzte von sich aus die in § 17 SYS vorgesehene Z1.1o' 
stimmung des RY,erkMin. zu Aenderungen des SYS durch die Zustimmung der 
Arbeitsgemeinschaft Spedition und Lagereie. V. und des Deutschen Industrie" 
und Handelstages. Diese Gruppe erhob auch den Anspruch, "die" allein nach 
§§ 39a, 41 c ADSp befugte Yersicher,ergruppe zu sein. Deringer a.a. O. scheint 
sich dieser Auffassung anzuschließen und mißt der Aenderung der Beteiligten" 
liste keine Bedeutung bei. Nun ist es richtig, daß schon vor 1939 die Zahl der 
Versicherer sich geändert hat; es mag auch sein, daß bei 'einer so lange Zeit wirk" 
samen Einrichtung Schwanlungen in der Zusammensdzung ni.cht zu vermeiden 
sind und daß damit schon von vornherein gerechnet rwurde. Aber wer hat damit 
gerechnet und wer hatte diese Schwankungen zu berücksichtigen? Natürlich nur 
die Y,erfasser der ADSp, die Spitzenverbände der Wirtschaft, und diese haben 
den Fall in § 39a ADSp auch vorgesehen. Danach sind sie es, die jeweils die 
Versicherer beauftrag,en. pb 1939 diese Befugnis, neue Versicherer zu bestellen, 
auf den RVerkMin. übergegangen ist, kann dahingestellt bleiben; denn sowohl er, 
wie die Spitz'enverbände sind 1945 abgetreten, ohne ihre Befugnis auf -eine andere 
Stelle, dwa die Rumpfgruppe der Y,ersicherer oder die in der Neufassung des 
§ 17 SYS genannten Stellen zu übertragen. Diesen StC1len könnte die Befugnis 
daher nur zugefallen sein, wenn nach 1945 ein neu entstandener Handelsbrauch 
sie ihnen zugebilligt hätte. 
Das ist nicht nur nicht zu -erweisen, vielmehr ergibt sich das Gegenteil aus :dem 
Wege, den der Handelsverkehr nach 1945 ,eingeschlagen hat. Die Gruppe Schunck 
war nämlich nach 1945 nicht die >Ci,nzige, die sich zur Durchführung,der ADSp 
zurVerfügung stellte; das taten z. B. auch die unter,Führung des Gerling"Konz-erns 
stehenden Versicherungsgesellschaften, die sich dabei. anderer Maklerfirmen be" 
dienten. (Nach Clauß "Zum Streit um die Speditionsv-ersicherung" 'in "Der Y,er" 
sicherungsnehmer" Jahrg.7 Nr. 8/55 handelt ,es sich um die Maklerfirmen Schmidt 
und Drewe.) Schon der Umstand, daß auch dies-e Gruppe mit ,einem beachtlichen 
Kundenkreis auf Grund der ADSp arbeitet, verbidet die Feststellung, daß die 
Gruppe Schunck nach allgemeiner Anschauung des Handelsverktehrs, also handels" 
bräuchlich an die Stelle der Beteiligtenliste von 1939 getreten sei, IÜder die Be" 
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fugnis der Spitzenv,erbände der Wirtschaft oder des RY,erkMin., andere Yer" 
sicherer zu beauftragen, ausüben könne. Es darf darauf hingewiesen werden, daß 
sich sogar Krien, der in seinem Kommentar geneigt zu sein scheint, die Tätigkeit 
der Gruppe Schunck als bindend, jedenfalls als fait accompli anzunehmen, sich 
BI.63/95 der Zweifelhaftigkeit des seit 1945 betriebenen Ergänzungsverfahrens 
voll bewußt ist. 

Also auch, wenn man das Mlonopol der 1939 ,bestehenden Belteiligtenliste als 
handelsbräuchlich anerkennt, so bleibt die Tatsache bestehen, daß diese Liste 
lückenhaft _ g,e)Vorden und handelsbräuchlich niemand mehr berufen ist, s~e zu 
ergänzen. Der Spediteur, der ,einen Speditionsvertrag abschließt, muß somit, 
wenn -er auf den Schutz der ADSp nicht ve~zichten will, selbst einen Y,ersicherer 
aussuchen, der seinem Kunden -einen dem SYS gleichwertigen Versicherungs" 
schutz gewährt. Ich habe in meinem lerwähnten Aufsatz dargelegt, daß zu dies,er 
,Auslegung der Charakter der ADSp\ ,als dner normier'enden Ylertragsordnung 
nötigt. Soweit eine solche durch di;e Ereignisse lückenhaft geworden ist, ist sie 
anzuwenden, wie dn lückenhaft gewordenes Gesetz, d. h. sie ist aus ihrem Sinn 
und Zweck in dner den wirtschaftlichen Erfordernissen Rechnung tragenden 
Weise zu 'ergänzen. Da nun die P,ersan des Y,ersicher,ers praktisch ohne Be" 
deutung ist, wenn nur der Versicherungsvertrag in Ordnullg geht, so kann die 
Ergänzung wohl kaum dahin gehen, dner Gruppe ein Monopol zu konz'ed~el'en, 
nur weil dn Tdl der beteiligten Gesellschaften schon auf der Liste von 1939 
stand, vielmehr muß man zudem Ergebnis kommen, daß 'es Sache des Spediteurs 
ist, sich einen Versicher,er auszusuchen. Ihn lediglich auf die Reste der alten Liste 
zu verweisen, ist schon darum unmöglich, weil Jeder dort Beteiligte nur zu einem 
Bruchteil des Schadens haftet, und daher eine lOOproz-enfige Deckung nicht er" 
reicht wäre. 

Die tatsächliche Lage, wie sie sich seit 1945' herausgebildet hat, daß unter An~ 
wendung der ADSp im übrigen dn Tdl des Speditionsgewerbes bei der Gruppe 
Schunck,ein -anderer bei der unter Führung des Gerling"K'onzerns stehenden 
Gi-uppe Versicheningsschlltz sucht, entspricht also auch der Rechtslage, zu der 
eine sachgemäße Auslegung des Handelsbrauchs führt. 

Somit bedürfte ,es an sich keines der von Herrn Dr. Prölss besprochenen Y,ermerke 
auf den Geschäftsp.apieren des Spediteurs, weil er ,eben in der Auswahl des Yer" 
sicherers fr-ei ist. Sie sind als Vorsichtsmaßnahmen zu bewerten, weil die An" 
sichten zu diesem Punkte in d~r Fachpresse sich g,egenüberstehen und auch durch 
Veröffentlichung von Neuausgaben der ADSp seitens der Gruppe Schunck der 
Eindruck erweckt werden könnte, diese -s,ei allein berufen, was im Einzelfalle zu 
Mißverständnissen führen könnte. 

Die Ver~erke weisen jedoch noch teine weitere Abw~ichung aus. Die ADSp 
erkennen die Freizeichnung des Speditetlts nach ihrem Wortlaut nur an, wenn 
die Versicherung auf Grund des SYS abgeschlossen wird. Nun ,entspricht aber 
die Speditionspolice (Sp). der unter Führung des Gerling"Konz,erns stehenden 
Y,ersicherer nicht genau dem SYS, geht vielmehr über -dessen Bestimmungen 
hinaus und gewährt noch 'einen 'erweiterten und zusätzlichen Schutz, indem u. a. 
entgegen dem SYS nicht bloß der Kunde, sondern auch der Spediteur selbst 
(z. B. für seine Haftung nach dem HGB, falls der Frebeichnungseinwand mach 
den ADSpim Einz-elfalle nicht anerkannt werden sollte) vIersichert ist. Es würde 
aber Treu und Glauben gr'öblich widersprechen, wollte man dem Spediteur, etwa 
in -einem Schadensprozeß mit -einem Kunden, 'die Berufung auf die ADSp ver~ 
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sagen, weil er nicht nach dem SVS versichert sei, sondern dne Versicherung gc" 
nommen habe, in der außer dem vollen Schutz des Kunden im Sinne des SVS 
noch darüber hinaus ein erweiterter Schutz gewährt wi.rd. Dabei kann es keine 
Rolle spielen, wie zwischen Versicherung und Spediteur die Prämie berechnet 
wird, wenn nUr der Kunde nicht höher belastet wird,als ,es nach dem SVS der 
Fall sein würde. 
Ist also,die Geltung der ADSp vereinbart, so ist es unschädlich, wenn dne der" 
artige Abweichung vom SVS Platz greift.· Es bedarf daher auch nach dkser 
Richtung nicht der von Herrn Dr. Prölss bemängelten Vermerke. 

Aber selbst wenn man, dem 'entgegen, ,es für erforderlich halten sollte, daß die 
Abweichungen von der Beteiligtenliste und dem Wortlaut des SYS besünders zu 
vereinbar,en seien, wird man Herrn Dr. Prölss in seiner Ansicht, die beiden Auf" 
drucke auf den Geschäftspapieren des Spediteurs genügten nicht, um dne solche 
Vereinbarung herbeizuführen, nichtbeistimmen. 
Der ,erste Aufdruck lautet:, "Unsere Geschäftsbedingungen sind die gleichen wie 
die ADSp mit der Maßgabe, daß die Speditiünsversicherung gemäß § 39 der 
ADSp ,anderweitig ,erstklassig eingedeckt ist. Einen Abdruck dieser Bedingungen 
stellen wir auf WlUnsch zur Verfügung." Dieser Vermerk schein! mir völlig 
eindeutig zu sein. Schon rein nach dem Sprachgebrauch besagt 'er, daß ·es s'ich 
nicht um die ADSp in der z. Z. vün der Gruppe Schunck bekanntgegebenen 
Fassung handelt, sondern um Bedingungen mit sonst zwar gleichem Inhalt wi'e 
die ADSp, aber unter ausdrücklicher Abdingung des § 39; der Hinweis auf die 
an de r we i ti g ,e erstklassige Eindeckung läßt vüllends klar erkennen, daß die 
Versicherung nicht bei den YersicherernabgeschIossen wird, die in der von der 
Gruppe Schunck .oder im Jahre 1939 veröffentlichten Beteiligtenliste stehen. W,er 
eine Offerte dieses Inhalts .annimmt, ohne sich die angebotene Kenntnisnahme von 
der "anderweitigen" Versicherung im einzelnen zu verschaffen, erklärt sich mit 
der Auswahl des anderweitigen Y'ersicherers durch den Spediteur dnv,erstanden. 
Natürlich darf er darauf vertrauen, daß die Yersicherung ihn mindestens ,ebenso 
günstig stellt wie der in den ADSp erwihnte SYS. 

Der zweite von Herrn Dr. Prölss besprochene Y,ermerk lautet: "Wh' arbeiten 
auf Grund der Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen (ADSp) neuester 
Fassung. Die Spediteur"Versicherung gemäß § 39 ADSp ist bei unseren Ver" 
sicherern mit für den Auftraggeber verbess,erten Bedingungen gedeckt. Diese 
stehen auf Wunsch ~ur V,erfügung." 

Dieser Y,ermerk verweist ,allerdings nicht .allgemein auf die ADSp, die, wie dar" 
gelegt, nur in der Fassung von 1939 gelten, soncler,n auf die "neueste" Fassung, 
womit also wohl die von der Gruppe Schunck veranlaßte jüngste Veröffent" 
lichung gemeint ist, die außer 'einer abweichenden Beteiligtenliste 'auch einige 
sonstige Aenderungen gegen 1939 aufweist. Auch dieser Y,ermerk besagt aber 
unzweideutig, daß die Yersicherungabweichend v.on § 39 ADSp geregelt ist. 
Es mag sein, daß er nicht für jeden Aufttaggeber sofort erkennbar macht, daß 
nicht der SYS, sondern eine ander'e Polioe, dwa die Sp, zugrunde gelegt werden 
soll. Immerhin wird ausdrücklich auf die für den Auftraggeber verbesserten Be" 
dingungen hingewiesen und 'es ist von vornherein unwahrscheinlich, daß aus" 
geDechnet die SYS"Y'ersicher,er dem Spediteur entgegen ihrem eigenen SVS 
verbesserte Bedingungen gewährt haben 'sollten. Eine möglicherweise düch 
v,orhandene Unklarheit wird man aber aus den v.orhin 'erörterten Gründen für 
bedeutungslos halt,en dürfen, weil ,es dem Kunden allein darauf ankommt die , 
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Vorteile, die er nach dem SVS haben würde, uneingeschränkt zu erwerben, 
er aber naturgemäß nichts dagegen haben kann, wenn ihm .oder dem Spediteur 
darüber hinaus noch weitere Vorteile ,eingeräumt werden. In dies,em Zusammen" 
hang darf ,auf die überzeugenden Ausführungen von Herrn R,echtsanwalt Kar! 
Clauß in Mannheim ("Der Versicherungsnehmer" Jahrg. 7 Nr.8/55) verwiesen 
werden, denen ich mich in vollem Umfange anschließe. Uebrigens kommt das 
in der neuesten Fassung des 'erwähntenV'ermerks noch klarer und unzweideutiger 
zum Ausdruck, in dem ausdrücklich erwähnt wird, die Versicherung sei .1 b '" 
w eie h le nd von § 39 ADSp geregelt. 

Herr Dr. Prölss hat selbstverständlich recht, wenn er schreibt, die Yermerke 
könnten nur dann V,ertragsinhalt geworden slCin, wenn si:e' wirksam ver,einbart 
seien. Diese Wirksamkeit kann aber, wie sich aus der vorhergehenden Erörterung 
ergibt, nicht mit der' Begründung bezweifelt w,erden, daß ·aus den Y,ermerk'en 
die Rechtslage nicht klar und erschöpf,end herv.orgehe. Darum bestehen jeden", 
falls dann keine Bedenken, wenn der Kunde sich mit den Y'ermerken ausdrück" 
lich ,einverstanden 'erklärt hat. Herr Dr. Präiss hat weiter darin recht, daß, wenn 
einmal 'etwas, z. B: die Versicherung b,ei der Gruppe Schunck, vereinbart ist, der 
Spediteur das nicht 'einseitig dwa durch nachträglichen Aufdruck des Y'ermerks 
auf einer R'echnung ändern kann. Es fr.agt sich aber, was ve'reinbart ist, wenn 
z. B. der Kunde telefonisch 'einen Speditionsauftrag gibt und der Spediteur ihn 
ohne irgendwelche Hinweise annimmt. Dann ist der V,ertrag unter den handels,. 
bräuchlichen Bedingungen, d. h. unter Yereinbarung der ADSp in der 1945 
lückenhaft gewordenen Fonn geschlossen. Das W,esl{!ntliche steht damit fest, . 
auch, daß der Spediteur sich auf die ADSp berufen kann, wenn er dne Ver" 
sicherung schließt, die dem Kunden mindestens den im SVS festgelegten Schutz 
verschafft. Der Vertrag ist blüß n.och nicht perfekt, da infolge des W,egfaIls der 
"legalen" V,ersichererliste nicht feststeht, bei wem versichert werden soll. Ein 
Handelsbrauch 'Oder eine Vermutung zu Gunsten der Gruppe Sch'llnck besteht 
ja nicht. Geht dem Kltmden dann ,ein den Vermerk lerithaltendes Schriftstück 
zu, so liegt darin das Angebot, den V,ertrag in diesem Sinne zu vlerv.ollständigen. 
Schweigt ,er 'darauf, so ist die V,ereinbamng lentsprechend dem' Vermerk g:e;:: 
schlossen. Dabei darf lerneut darauf hingewiesen werden, daß das die Rechts;:: 
lage ist, wenn man nicht schon gemäß der hier vertr,etenen Ansicht den Spediteur 
handelsbräuchlich für berechtigt halten will, den Versiche11er von sich aus zu 
bestimmen. 

Daß in diesem Falle Schweigen als Zustimmung zu gelten haben würde, lergibt 
schon die Erwägung, daß es sich lediglich um die Fortsetzung einer bereits an;:: 
geknüpften und im wesentlichen, der gnmdsätzlichen. Geltung der ADSp, bereits 
bindend gewordenen Geschäftsv,erbindung handelt, und daß der Vertrag nur 
in einem für den Kunden praktisch bedeutungslosen, seim materielle Rechtslage 
nicht berührenden, sie eher noch verbessernden Punkte ergänzt werden soll. 
Man wird dem Kunden daher zumuten können, daß ,er, falls ,er ICtwa aus persön" 
lichen Gründen ,einen bestimmten VersiCherer wünscht, das .ohne schuldhaftes 
Zögern .zum Ausdruck bringt. 

Gegen diese Ansicht kann die Entscheidung des BGH (NJW 55 S. 1794) nicht 
ins Feld geführt werden. Entgegen dem dürt 'entschiedenen Falle 4andelt es sich 
hier nicht um die Unterwerfung unter unbekannte Geschäftsbedingungen. Diese 
Geschäftsbedingungen, die ADSp, sind vielmehr zwischen den Parteien kraft 
Handelsbrauchs in allen wesentlichen Punkten bereits festgelegt, die einzige Un" 



40 

klarheit ist die unwesentliche Auswahl des Versicherers. Es liegt auch nicht ein 
Antrag auf nach!~äg~ich~ Vertragsänderung vor, sondern auf Vereinbanmg des 
letzten zur V ollstanchgkelt des V'ertrages noch fehlenden Punktes. 

Ist der Kunde nicht Kaufmann, so kann der Spediteur sich ihm gegenüber nicht 
auf den ~andelsb~auch. bemfen. Das für den Spediteur unerfreuliche ErgebnL,>, 
daß auf dIese \Velse seme Rechtslage u. U. verschieden ist, je nachdem ob sein 
Kunde ~aufmann i~t oder nicht, würde weitgehend ausg,eglicheri, wenn sich fest", 
s!ellen heße, .daß dIe Anwendung der ADSp über die Handelskreise hinaus zu 
emer apgememen Verkehrssitte geworden wäre. Ich habe a. a. O. dargelegt daß 
es z~elfelhaft ist, ob sich eine solche Feststellung treffen läßt. Im Rahme~ des 
vorltegenden Aufsatzes kann die Frage nicht abschließend behandelt werden. 

Ist kei~ec~e~artige,yerkeh~ssitte. feststellbar,. so müssen die ADSp mit dem nicht", 
kaufmanlllschen Kunden 11n Emzelfalle besonders vereinbart werden. Das ist 
auch durch schlüssige Handlungen möglich. Da ohne weiteres anzunehmen ist 
d'1ß der Spediteur die ADSp zugrunde legen will, kommt ,es darauf an ob deI: 
Kunde bei Anwendung der verkehrsüblichen Sorgfalt diesen Willen hätte er", 
kennen müssen. In diesem FaUe wird man ihn als zustLmmend ansehen auch 
wen~ ihm der Inh~lt der ADSp im einzelnen nicht bekannt war. Di~ ein", 
s~?ranker:den Ausf~lhrunger: der Et;tscheidung des BGH (NJW 55 S. 1794) 
durften hler,.wo 'es SIch l.I~e~ne normIerende Verkehrsordnung für einen ganzen 
Gewerbezweig handelt, dIe SIch schon zum Handelsbrauch verdicht'et hat nicht 
Platz greifen. Auch dies~ Frage kann aber hier nicht abschließend behandelt 
werden. ' 

\X1ird im Einzelf~llc~.ie Geltung der ADSp für den nichtkaufmännischen Kunden 
festgestellt, so gIlt fur deren Umfang, vor allem die Auswahl des Versicherers 
dasselbe 'wie für den kaufmännischen Kunden. ' 

. ;. 
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Grundfragen des Frelndenverkehrsrechts 
Von Ass. Dr. jur. H; K 1 at t, Fr.1llkfurtjMain 

Die Fremdenverkehrswiss,ens<;haft strebt zur Zeit nach den Rückschlägen, die 
der Zweite WeltkrLeg brachte, einem neuen Höhepunkt zu. In einem Artikel 
"Gegenwartsfragen der Fr,emdenv,erkehrswissenschaft" im "Jahrbuch für Fremden", 
verkehr", . 2. Jahrgang, Heft 2, Seite 16 H., hat Professor Hunzikcr u. a. aus~ 
geführt, daß an sich die Fremdenverkehrswiss·enschaft noch in den Anfängen 
stehe. Die Zahl derler, die sich mit ihr beschäftig,en, sei gering. Umfang und 
Dringlichkeit der zu bewältigenden Probleme stünden hiermit in' keinem V,er~ 
hältnis. Deshalb sei eine Beschränkung auf die dringlichsten ProbLeme tunlich. 
Auf ,einige besonders wichtige Fragen wird sodann die Aufmerksamkeit gelenkt. 
Es sind solche, die in betriebswirtschaftlicher Richtung der Lösung harren. Ich 
meine, daß diese bemerkenswerten Ausführungen nach der Seite des Fremden~ 
,verkehrsrechts ,ergänzt w,erden sollten. i .' r . 

Es liegt im W'esen der Materie, daß in der Fr,emdenv,erkehrswissenschaft volks", 
und betriebswirtschaftliche Fragen im Mittelpunkt des Inter,esses stehen. Dennoch 
sollte sich allgemein die Erkenntnis Bahn brechen, daß dem Fr,emdenverkehrs" 
recht jlicht rrurdne Bedeutung am Rande zukommt. W,enn man die Veröffent", 
lichungen der Letzten Jahr,e überschaut, findet man' Untersuchungen über fremden" 
verk,ehrsl'echtliche Probleme so gut wie gar nicht. U,eber die Bedeutung fremden" 
verkehrsl'echtlicher Fragen habe ich in dem Aufsatz ;,Das Gewerberecht der 
Reisebür-os -ein Teil des Fremdenv,erkehrsr,echts" in dem "Jahrbuch für 
Fremdenv,erkehr", 2. Jahrgang, Heft 2, Seite 51 H., Bemerkungen zum Recht des 
Reisebürogewerbes innerhalb des Gewerberechts gemacht. ,,,Was hier für das 
Gewerberecht gilt" - so hieß ,es wei~er - "gilt in ähnlichem Maße auch für 
andere Rechtsg,ebiete, von denen nur das Steuerrecht und das Arbeitsr,echt bei", 
spielhaft genannt sein sollen. Bei näherer Betrachtung wird man If,eststellen, 
daß 'es Besonderheiten dies,er Art auch in den anderen Gewerbezweigen des 
Fremdenverkehrs, wie dwa dem Hotel" und Gaststättengewerbe und dem Be" 
förderungsgewerbe, gibt. Diese Darstellung kann deshalb auch als Ausschnitt 
aus dem "Recht des Fremdenverkehrs" g,ewertet werden, das zu untersuchen und 
abzugrenz,en dne vielversprechende Aufgabe wäre ... " , 

1. 

Die Vorfrage bei den Untersuchungen ist: "Gibt 'es überhaupt so etwas wie ein 
Re eh t des Fl'emdenv,erkehrs?" DLej-enigen, di:e bestreiten, daß ,es eine Rechts" 
materie gibt, die als "Fremdenv,erkehrsr'echt" bezeichnet werden k;önnte, werden 
sich darauf bemfen, daß ,es bisher in keinem Staate einen Gesetzgeber gegeben 
hat, der die v,erschiedenen R,echtsfragen des Fr,emdenverk;ehrs, ,einheitlich zu" 
sammengefaßt hat. Die Vorschrift,en, dLe Mer beachtet werden müssen, finden 
sich vielmehr in ,einer großen Zahl von Geseben und V,erordnungen verstreut. 
Dieser Umstand dürfte aber noch dn Gmnd mehr sein, 'sich mit dem Wesen des 

, Fremdenverkehrsrechts auseinanderzusetz.en. 
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1. Zur Verdeutlichung, was es mit dem Recht des Fremdenverkehrs auf sich hat 
seien einige Beispiele genannt, die zeigen, daß 'es eine Reihe s pe z i fis ehe; 
Fremdenv,erkehrsrrechtsgebiete gibt. ' 

.1) Die umstrittene sogenannte "Kurförd'erungsabgabe" <etwa ,erfordert 
juristische U eberlegungen dahingehend, in welcher Form die Abgabe ein" 
gezogen wird, wenn man mit ihr belastet und welche Stellen die Einziehung 
übernehmen. Es sind V'Ürschriftenerforderlich, cHe den zweckmäßigsten 
Weg aufzeigen und die tunlichst für die verschiedenen Fremdenverkehrs" 
gebiete ,einheitlich ergehen. 

b) Eine solche spezifische Materie ist auch das Gas t s t ä t t ,e n r ,e c h t. Nie" 
mand wird bestreiten, daß dieses Gebiret zum Fremdenverkehr und damit 
zum Fremdenverkehrsr,echt gehört. 

2. Neben solchen spezifischen Fremdenverkehrsrechtsgebieten finden wir eine 
nicht minder beachtenswerte Zahl von Re eh t s fra g ,e n aus all g ,e m 'e i nc n 
Reehtsberreiehen, die aus der Perspektive des Fremdenverkehrs eine be" 
sondere Bedeutung 'erlangen. 

a) Es lohnt sich z. B. etwa aus dem Ar b 'e i t s re c h t die Vorschriften ZU" 

sammenzustellen, die für das Gaststätten" und Hotelgewerbe bedeuts.am 
sind (vgl. "Arbeitsrecht des H'Ütel" und Gaststättengewerbes" v'Ün Dr. Blote" 
kamp, Verlag Hoteltreuhand e. G. m. b. H., Düsseldorf). Auch für das Reise" 
bürogewerbe liegt eine ähnliche Darstellung, aUerdings nur über Treilfragen, 
vor. Es ist die von mir v'Ürgen'Ümmene Kommentierung des Mantel" und 
Gehaltstarifvertrages (Schriftenreihe des Deutschen Reisebür'Ü"Verbandes 
e. V. (DRV), Heft 2 und Ergänzungsheft). In diesem Kommentar ist das 
Schwergewicht auf die besonder,e Situation des Reisebürogewerbes als 
Saisongewerbe gelegt. 

b) Neben dem Arbeitsrecht sei hier das S·t.eurerr·echt genannt. Ob man 
das Gebiet der Umsatzsteuer 'Oder dwa der Befördenmgsteuer betrachtet, 
überall findet man Regelungen, die den FremdenvIerkehr besonders be" 
treffen. Oft sind ,es Probleme, die seit Jahren nicht geringes K'Üpfzerbrechen 
bereiten, wie z. B. die steuerliche Behandlung der Gesellschaftsreisen mit 
angernieteten Omnibussen. lHer taucht 'eine Fülle von steuerrechtlichen 
Fragen des Umsatz" und Beförderungsteuerrechts auf. - Soweit die Bei" 
spiele. -

II. 

Das Fremdenverkehrsrecht hätte die Auf gabe ,aufzuz'eigen, in welchen Rechts" 
gebieten die besonderen Belange des Fremdenverkehrs n'Üch nicht genügend be" 
achtet sind. Hier könnten auch wertvolle Hinweise für die Rechtsprechung ge" 
geben werden. Das Fremdenverkehrsrechtmüßte ferner die verschiedenen Rechts" 
gebiete zusammenstellen. Einige Andeutungen hierzu sollen nachstehend versucht 
werden: ' 

.1) Dem G ,e w ,e r b 'e re eh t kommt naturgemäß innerhalb des Fremdenverkehrs" 
rechts eine dominier,ende Bedeutung zu. Es sei hier nochmals auf einen Aus" 
schnitt, nämlich "das Gewerberecht der Reisebüros" v'erwi'esen, das eingehend 
in dem oben zitierten Aufsatz darg'estellt worden ist. Die 'Frage, ob das Reise" 
bürogewerbe, das Hotelgewerbe oder das Gaststättengewerbe konzessioniert 
werden sollen, ist nicht nur reine wirtschaftspolitische Frage, sondern minde" 
stensebenso sehr eine gewerbe re e h,t 1 i ehe. Pr'obleme der Personenbeförde:1 
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rung auf der Straße gehören zu einem ,erheblichen Teil, vornehmlich der SO" 

genannte Gelegenheitsverkehr, zum Fremdenverkehrsrecht. 
b) Die Ver k ,e h r s t r ä g 'e r, ohne die dn Fremdenverkehr gar nicht denkbar 

ist, haben wiederum besondere Probleme rechtlicher Art. Im wesentlichen ab" 
gerundet und abgeschlossen dürfte das Eisenbahnrecht s.ein. Mit dem V,erkehrs" 
recht der Straße ist es bedauerlicherweise noch nicht so weit. Auch Rechts" 
fragen, die mit dem Schiffsverkehr und besonders mit dem Luftverkehr ZU" 

sammenhängen, sollten ,einmal -eingehend aus der Perspektive des Fremdew 
verkehrs behandelt werden. 

c) Die Fremdenverkehrs;wirtschaft hat 'es mit Betdreben zu tun. Auf sie lenkt be" 
sonders die Betriebswirtschaft ihr Augenmerk.. Beachtliche Untersuchungen 
konnte hier die Fremdenverkehrswisslenschaft bereits beenden. Betriehe sind 
aber auch stets Gegenstand l'echtlicher Untersuchungen. Es sei hier nur die 
Frage der \'<'ahl der richtigen Firmenform herausgegriffen. Die Entscheidung, 

rob Personal" oder Kapitalgesellschaft z. B., wird meist auf Gn~nd rechtli.cher, 
insbes'Ündere steuerreehtlicher Ueberlegungen getroffen. Das F 1 I' m ,e n re c h t 
mit den Problemen, die auch die Firmenbez,eichnung und die Eintragung auf" 
werfen, müßte deshalb ,einmal für die gesamt'e Fr'emdenv,erhhrswirtschaft 
einheitlich dargestellt werden. 

d) Ein zentrales Anliegen des Fremdenverkehrsr,echts ist das W e t t b ,e wer b s" 
rle eh t. Das Nebeneinanderst,ebren der Finb.'en der gleichen Branche wirft 
Wettbewerbsfragen auf, di,e nur aus der P,ers,pektive des Fremdenverkehrs 
richtig gelöst werden können. Hi,ermit zusammen hängen aber auch das Rabatt" 
recht und das Zugabewesen - Wrerbeformen, die in zunehmendem Maße 
Anwendung finden. 

e) Auf das Arbeitsrecht und das Steuerrecht ist -öben (I 2 a und b) bereits ein" 
gegangen worden. Eine besondere Matlerie stellt ,das D re v i sen r ,e c h teiner" 
seits und das Zollr,eeht sowie das Paß" und Visarreeht anderer" 
seits dar. Zu diesen Gebieten wird bisher viel zu wenig aus dem Bereich des 
Fremdenverkehrs beigetragen. Es reicht nicht aus, wenn der Fremdenverkehr 
fremdenverkdwspolitische \\1ünsche vorträgt. Aus dem Fremdenverkehr 
heraus sollten vielmehr konkrde Vorschläge für dne r,echtliche und auch 
völkerrechtliche Lösung vorgetragen werden. Erst dann kann man erwarten, 
daß die Vorstellungen auch in die Wirklichkeit umgesetzt werden. 

f) Aus dem Bereiche des Vertragsrrechts ist auf die Geschäftsbedingungen 
zu verweisen. Hier liegt ein umfangreiehesGebiet vor. Das Vertragsrecht ist 
mit dies,em Beispiel aber bei weitem' nicht erschöpfend aufgeführt. Ein ganz 
wesentliches Kapitel stellt das der Haftung dar. An wen kann sich der fremde 
Gast wenden, wenn ihm, zumal noch im Ausbnd, irgend 'etwas zustößt? W.er 
haftet dafür? Wer leistet ihm Schadenersatz? 

g) Daß es auch s t r a f rc c h t 1 i c he Problem;: gibt, z. B. Devisenvergehen, sei 
hier nur da Vollständigkeit wegen erwähnt. Auch das V ,e r s ich 'e run g s " 
rre eh t, z:-B. ReiseweHerversicherung, Gepäckversicherung, bedarf der Dar" 
stellung. Ausbildungs~ und Nachwuchsfragen, das Le h r 1 in g s r e, c h t , 
sind teilweise scho1,1 behandelt worden. 

Das Rrecht des Fremdenverkehrs ist nach dem bisher Festgestellten k ein 
ei ge n 'e s S .1 e h ge bi ,e t wie etwa das Zivilrecht oder das Strafrecht, sozusagen 
als Block neben anderen Blöcken, zu sehen, 'es geht vielmehr horizontal durch die 
verschiedenen Gebiete unserer Rechtsordnung hindurch. Die den Fremden" 
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verkehr betreffenden Teile müssen innerhalb der ,einzelnen Rechtsgebiete auf~ 
gespürt werden. Eine Sammlung der Vmschriften ist notwendig und die Auf~ 
stellung ,einer Systematik. I 

Hiermit sind wir aber schon bei der wohl wichtigst'en Auf gabe des 
F re Im den v ,e r ke 11' r s r ,e c h t s. Das Fr,emdenvlerkehrsrccht soll nämlich die 
Ordnung liefern, nach der sich ein .wirtschaftlicher Prozeß vollzieht. Das kann 
naturgemäß nur begr,enzt im Gesaintgeschehen ,erfolgen, ist aber doch nach ver~ 

. schiedenen Richtungen bedeutsam. Eine Wechselwirkung besteht etwa zur Volks~ 
··wirtschaft, soweit sie si.ch mit dem Fremdenverkehr befaßt. Die Aufgabe des 

Fremdenverkehrsrechts ist es, der Systemlosigkeit ·entgegenzutreten. Den in einer 
Unzahl von Vorschriften enthaltenen Bestimmungen, die ·es zunächst unvorein~ 
genommen zu überschauen gilt, muß sozusagen "ihr Gesicht" gegeben w·erden, 
indem versucht wird, das diese Bestimmungen verknüpfende Band zu erkennen. 
Gerade weil das Fremdenverkehrsrecht so verhältnismäßig unübersichtlich ist, 
erscheint eine ,einheitliche gedankliche Grundlage notwendig. 

II I. 

Zur Met h 00 d e d ,e s F re m d ,e n v ,e r k ehr sr le c h t s ist davon auszugehen, 
daß die Verwandtschaft mit dem Wirtschaftsrecht am größten ist.· Die volkswirt~ 
schaftliche und betriebswirtschaftliche Betrachtungsweise muß daher im Fremden~ 
verkehrsrecht immer bei den Untersuchungen herücksichtigt werden. Große Teile 
des W,eges kann hier die Rechtswissenschaft mit den Wirtschaftswissenschaften 
gemeinsam gehen. Ausgesprochen r·echtliche Einzelfragen werden aber natur", 
gemäß gesondert behandelt werden müssen. Bei aUer Aufgeschlossenheit für 
wirtschaftswissenschaftliche Gesichtspunkte, die für das Fremdenv'erkehrsrecht 
gefordert werden muß, ist es jedoch letztlich die juristische Methode, mit der 
allein die Fragen, die sich stellen, gelöst werden können. ~ Es müssen Tatbestände 
unter ,gesetzliche Nonnen subsumiert werden. 
Ein Beispiel mag diese Ausführungen zur Aufgabe und zur Methode des Fremden~ 
verkehrsrechts ·erhärten: § 346 des Deutschen Handelsgesetzbuches, das bekannt~ 
lich auf das "Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch (ADHGB)" aus dem 
Jahre 1869 zurückgeht, besagt, daß unter Kaufleuten "in Ansehung der Bedeutung 
und Wirkung von Handlungen und Unterlassungen auf die im Handelsverkehre 
geltenden Gewohnheiten und Gebräuche Rücksicht zu nehmen" sei. Es ist daher 
für das Fremdenv,erkehrsr,echt bedeutsam, welche Geschäftsgebräuche dieser Art 
im Fremdenverkehr f,estzustellen sind. Ich habe den Versuch ·einer Zusammen~ 
stellung an dieser Stelle in Heft 4/1955, S. 244, vorgenommen. Die Geschäfts~ 
gebräuche g.eIt,en,wenn nichts anderes vIereinbart ist, und trden bei Absprachen 
nur über Einzelfragen ,ergänz·endein. Die Aufgabe des Fremdenverkchrsrechts 
drängt sich v,on selbst auf. Die Methode kann nur sdn: Ausgehend von den 
wirtschaftlichen Beziehungen sind di'e rechtlich ,erheblichen Tatbestände fest~ 
zustellen, zu v,ergleichen und bei Vorliegen weitgehender Uebereinstimmung 
mit entsprechenden Vorgängen schriftlich zu fixier·en. 
Mit dem Problem der Ges"Chäftsgebräuche ist eng verbunden die Ermittlung der 
zweckmäßigsten Geschäftsbedingungen, denen insbesondere im Verhältnis zu 
den Kunden oft entscheidende Bedeutung zukommt. Die Geschäftsgebräuche 
sind nur zu berücksichtigen, wenn heide Parteien Kaufleute im Sinne des Handels~ 
rechts sind. AUe V,erkehrsträger kennen Geschäftsbedingungen (Befördenmgs~' 
bedingungen),ebenfalls~lie Hotellerie (Hotelordnung) und das Reisebürogewerbe 
(Allgemeine Reisebedingungen). 
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IV. 

In der Fr·emdenverkehrswissenschaft muß die wirtschaftliche Betrachtungsweise 
beherrschend sein und nicht etwa z. B.eine politisclvpropagandistische, wie wir 
es in den 30er Jahren / teilweise ,erleben mußten. Das Fremdenverkehrsllcch'i:l 
gehört wesensmäßig fast ausnahmslos zum weiten Bereich des Wir t sc h a f t s " 
re c h t s. Bei der U nterscheidungöHentliches Recht - privates Recht, ·einer 
Unterscheidung, die heute wieder die ihr zukommende Rolle spielt, sieht man, 
daß das Fremdenverkehrsrecht zum Teil in den einen, zum anderen Teil auch aber 
in den anderen Bereich gehört. Auch das Verwaltungsrecht greift i.n das Fl'emden~ 
verkehrsrecht hinein. Man dcnke an wirtschaftslenkende ~aßnahmcn~ die .:twa 
im Sektor des V,erkehrs (z. B. bei der Straßenpersoncnbeforderung) lllcht ube.r" 
sehen werden dürfen. 

* 
Diese Skizze über die Grundlage des Fr:emdcnverkehrsrechts Heß,e sich nach 
verschiedenen Seiten hin ergänz·en. Die Absicht war, über 'die aufgewo~fe~en 
Fragen eine Diskussion anzuregen. Vielleicht wird schon in absehbarer Zelt cmc 
systematische Darstellung des Fr·emdenvcrkehrsrechts ~rfolgcn, in der die vcr~ 
schiedenen Teilgebiete eingehend behandelt werden. 
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Buchbesprechungen 
Ern s t Hat h y s: Mänlner der Schien~. 

Zweite, erweiterte Aufbg-e. Bern 1955. 
Kümmerly & Frey, Geographischer Ver­
lag. 310 Seifen. Mit zahlreichen Abbil­
dun~en. sfr. 11,5'0 .. 

Es ist dn erfreulich~r Beweis für das 
Interesse an der Eisenhahngeschichte in 
der Schweiz, wenn dieses Buch, das ·erst­
malig 1947 bei der Hundertjahrfd~r der 
schweizerischen Eisenbahnen erschien, 
ietzt in zweiter, erweitert-er Auflage vor­
~legt werden kann. Es hat Ernst Mathys, 
den verdienten -ehemaligen Bibliothekar 
der Schweizerischen Bundesbahnen, zum 
Verfasser'und gibt rund 50 Lebensbilder 
vonM:iinnern, die im Eis-enbahnwes-en cer 
Schweiz Bedeutendes geleistet haben. Die 
lebendig und 'Ohne gl)oße Prät-entiiOnen ge­
schriebenen, jedoch durch eingehende 
Literaturnachweis·e ergiinzten Sldzz~1l be­
honddn -etwa Je zur Hälfte: Eisenblhn­
politiker und -.organisatoren dners<~its, 
Eisenbahnbauingenieure anderersdts. 

Die Bilderreihe reicht von den Schöpfern 
der großen schweizerischen Privatbahnen 
wie Alfred Escher (Schweizerische Nord­
ostbahn und Gotthardbahn), Johann Jakob 
Speiser (Schweizerische Centralbahn) und 
Doniel Wirth-Sand (Vereinigte Schweizer­
bahnen) bis zu den Persönlichkeiten, di-e 
zwischen dem 1. und 2. Weltkri~g die Ent­
wicklung des schweizerischen Eisenbahn­
wesens bestimmt haben, SD Robert Haab 
(Leiüer des. P.ost- und Eisenbahndeparte­
mentes nach 1918), Anton Schrafl (1926-
1938 Priisident der S.B.B.), Friedrich Vol­
mar (1925 - 1945 Direktor der Derner 
Alpellbahn-Ges-ellschaft B. L. S., zugleich 
Profes~or der Verkehrswissenschaft an der 
Universitiit Bern) und Emil Huber-Stok­
kar (Leiter der Elektrifikatkm der S. B.B. 
seit 1912). In zahlreichen Leb:,:nsbildern 
kommen 'einerseits der Entwicklungsgang 
der schweizerischen Verkehrspolitik, an­
dererseits die geographischen Gegeben­
heiten der Schweiz zum Ausdruck. So fin­
det einmal der sich durch die ganze 2. 
Hälft-e des 19. Jahrhunderts erstr-eckende 
Kampf um die Verwirklichung des Staats­
bahnprinzips in den mographien von Ja­
lwb Stiimpfli, Emil Welti, Josef Zemp und 
Placid Weiflenbach seinen Niederschlag. 
Zahlreiche dargestellte Persönlichkeite'u 
haben sich für den Bau bestimmter Alpen-

und Bergbahnen eingesetzt, so IUchard La 
Nicca von Chur vergeblich für die Luk­
manierbahn, der Luzerner Josd Zingg er­
folgreich für die Gotthardbahn, der Berner 
Wilhelm Teuscherebenso für die Löfsch­
bergbahn. Der' aus den Niederlanden 
stammende Willem Jan Holsboer wurde 
zum Initiator der Rhätischen Bahn, der 
Großaküonär und Priisident der Nordost­
bahn Adolf Guyer-Zellerzu dem der Jung­
fraubahn, wiihrelld Franz Josef Bucher­
Durr'er zahlreiche Hotel- und Bergbahn­
interessen in seiner Hand vereinte. Träger 
einmaliger Leistungen, aus denen sie mit­
ten in der Arbeit durch den Tod abbem­
fen wurden, waren der Genfer Louis Favre 
als Bauunternehmer des Gotthard-T'llnne1s 
und der Hamburger Alfred Brandtals sol­
cher des Simplon-TUllnels. Für die Schweiz 
signifikante Fortschritte realis:erten auch 
Niklaus Riggenbach, ROma!l Abt und Emil 
Strub als Zahnradbahn-Ingenkure. 

Aus zahlreichen Lebensskizzen tritt als ge­
meinsamer Zug die personelle Internatio­
nalitiit des Eisenbahnbaus in der Zeit ihrer 
Anlage hervor. D. h. die Schweiz nahm in 
gl)oßem Umfang di,e Dienste ausliindischer 
Eisenbahning-eniellre in Anspruch, wäh­
rend umg-ekehrt auch schweizerische Eisen­
bahningenieure im Ausland arbeiteten. So 
hat Alois von Negrelli, der aus W dsch­
Tirol stammende große österreichische 
V-erkehrsingenieur, dem insbesonder·e der 
Bau·entwurf zum Suez-Kanal zu verdanken 
ist, der Schweiz nicht llur mit v:elen Eisen­
bahn-Ratschliigen g-edient, sondern auch 
die Oberldhlllg beim Bau der -ersten 
schweizer Eisenbahn (Zürich~-Baden) ge­
führt. Bei der Schweizerischen Central­
bahn wirkte zeitweise als Oberingenieur 
der Hdlbronner Kar! VOll Etzel, der v:orhel' 
die wichtigsten württembergischen Eis'~n­
hahnen gebaut hatt-e und spät~r zahlreiche 
EisenbahlllinIen in Österreich schuf. Der 
Karlsruher nohert Gerwig, der Erbauer 
der Schwarzwaldbahn, und der Eutiner 
Wilhdm Hellwag war-en nacheinander als 
Oberingenieur beim Bau der Gotthard­
bahn tätig, schieden allerdings beideent­
täuscht. Umgekehrt stellte die Schweiz in 
Alfred Hg dnen abessinischen Minister 
und den Erbauer der Eisenbahn von Dji­
oouti nach Addis-Abeba und in AchilIes 
Thommen einen pw:ninenf-en Eisenbahn­
ingenieur Ösf.erreichs. 

I , 
1 
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Ven a11 di,esen und zahlreichen weiteren, 
mehr 'Oder minder bedeutenden Eisen­
bahnpoIitikern, -Organisatoren und -Inge­
nieuren berichtet Hathys in ung-ezwange­

-nen, wechse:nd~n Formen, die Schilderung 
durch zahlreiche zeitgenössische Abbil­
dungen he~ebend. Als ·einem guuen Volks­
buch des V-erkehrs ist Mathys' Arbeit 
weitere Verbreitung in der Schweiz, aber 
auch in Deutschland 'lind österreich zu 
wünschen. Sollte die Schrift eine ver­
di-ente weitere Auflage ,erleben, so möchte 
ich folgende Ergänzungen anregen: An­
gabe des Zeitpunktes der Be·endigung 
bedeutender Funktionen in ·allen Fällen -
Ergänzung des Lebe~slaufes v?n Ne,~::e~1i, 
Gerwig und Hellwag m pu~cto lhre; .~aflg-' 
j{-eitaußerhalb der Schwelz - Btafugung 
einer Karte der schweizer Eisenbahnen 
aus der Zeit VIOr der Verstaatlichung. 

Prof. Dr. A. F. Napp-Zinn 
Universitiit Mainz 

W i 1 hel m L 0 ren z: Leitfaden für die 
ß,erufsausbildung des Sp,editeturs. Erster 
Teil; Heft 3 der "Verkehrswissenschaft­
lichen SchriHooreihe der DVZ I Deut~ 
sche Verkehrszeifung". 2. Auflage, 416 
Seiten, Preis 9,75 DM. Deutscher V-er­
kehrs-Verlag G. m. b. H., . Heide1bergl 
Hamburg. 

Die vorliegende 2. Auflage wird begrußt. 
Der V-erfasser hat in lehrbuchhafter Form 
ein vielschichtig-es Mater:al zusamm'<!n­
getragen, das in erster Linie dem Nach­
wuchs des Spedit;onsgewerbes 'eine gute 
Uebersicht über dIe gesetzlichen und 
verwaltungsmüßiglen Hesfimmu?Igen aruch 
preis rechtlicher Na.tur aUfzelg.t, .?-er~n 
Kenntnis unumgiinghch :notwendlg fur dle 
Berufstätigkeit des Spediteurs ist.. Dan­
kenswert ist vor allem die Aufnahme der 
ADSp mit allen in ihnen zitiert-en gc:setz­
lichen Hestimmungen. 

Das Buch wird nach einer allgemeinen 
Einführung in die Grundlag,en des Ver­
kehrswes-ens und ,e!ner besonderen Be­
schreibung der Stellung und der Aufgaben 
des Speditionsg,ewerbes innerhalb der 
Verk:ehrswirtschaft in zwei große Ab­
schnitte ,eingeteilt, die 'ClllJersleits das V,er­
hältnis zwischen dem Spediteur und sei­
nem Auftragg:eber· und andererseits zwi­
schen dem Spediteur und den V-erkehrs­
trägern behandeln. 

Als Nachschlagewerk ist die Schritt n~ch 
für alle diejenigen geeignet,. die slch 
schnell über die Organisaflon. des 
Verk-ehrswes-ens schlechthin lInt,erl'lchten 
wollen. Prüf. Dr. Dr. Böttger 

---------------------------
Reg.-Rat a. D. F r i t z Gen r ich: "AII­

g_emeine neding'lln~m fiir Privafgleis­
.1lIllsch:1iisse. " 

Ab 1. Januar 1955 sind die "Allg,emdnen 
Bedingungen für Privatgleisanschliisse" 
(PAß) der Deutschen Bu:ndesbahn gültig. 
Sie treten an die Stelle der s~it dem 
1. Juli 1922 bislang gültigen Bestim­
mungen. 
Es ist vIel zu wenig bekannt, daß der 
Gldsanschlußverkehr die seit jehet recht 
,,"ollkommen ,entwickdte F,orm des Haus­
Haus-V,erk,ehrs der Eisenbahnen ist. Es 
gibt im Her-eich der Bundesrepublik zur 
Z-eit 10000 Anschlußgldsinhaber. Schät­
zungsweis,e 70 bis 75 0/0 des gesamten 
Güterverkdus der Deutschen Hundesbahn 
werden über Privatgleisanschliiss·e obge­
wickelt. Umsomehr ist es geboten, daB 
auch die Bundesbahn selbst bestrebt sein 
muß, di-es-en Gleisanschlußverkehr pfleg­
lich zu bdmndeln und ruusz'llbau·en. Dazu 
g-ehört eine zeitnahe Regelung .. der An­
schlußv,erträg-e, der Anschlußgebuhr~?llUnd 
dwai<l-er von der Bundesbahn gewahren­
der V:ergiitung-en. Es i?t begreiflich, daß 
die neuen PAB noch mcht alle Älll'egltn­
gen befdedig,en konriten. Es darf aber· 
d'och festg'esfellt werden, v,or ~llem das 
Gepriige dner W'ei~gehend~n GJ.elchber?ch­
tigung 'Und GlelchverpfhchfJung belder 
Partner erhalten zu haben, ein Wunsch, 
den nezcnsent schon vor vielen Jahren 
in -einer gröneren Ar~eit: ,,~ur Er!:eue.: 
rung des U-echts derPrlvatglelsanspruche 
(V,erkehrsvechnische Woche 1925, S. 668ff. 
und 683 ff.) ,,"org:ebracht hat. Dieser W uns cl. 
ist nunmehr in Erfüllung g-egangen. Das 
s'Ci dankbar anerkannt. Damit haben denn 
auch die langjiihrigen Bel~ühungell der 
deutschen Wirtschaft um eme Neugestal­
tung des Anschlußrechts ihre!! v,?rläufi­
gien Abschluß gdunden. Genrlch 1st zur 
Abfass'lln<i des vorlieg-enden K-ommentars 
ganz bestO~lders berufen, nicht llur als 'ehe­
maliger Reichsbahnheamte:, s,o~dern ganz 
besonders auch durch seine Jahq;ehnte­
lange Tiitigkeit it~ mellst~ des Bergbaues, 
die ihn zugleich lmmer wleder zum Spre­
cher des behandelten Fragenkreises ge­
macht hat. 
Der K-ommentar ist umfassend und über­
sichtlich, s.o daß -er den Ansprüchen,. die 
an ihn gestellt werden, vollauf entsprlcht. 

Professlor Dr. Dr. Böttger 

Internationale Flillghaf,engebühr'en; v,er­
öffentlicht als ICAO-Doc. 7462-Cf870, 
April 1954; bearbeitet von der Geschäfts­
führung der Arbeitsg-emeinscllaft D'!ut­
scher V-erkehrsfIughäfen e. V., Stuttgart­
Flughafen. 

• 
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In. dem vorUeg,enden . IC.AO-Dokumcnt 
werden in umfassender Fürm die wirt­
schaftlichen V:erhältnisse der Verkehrs­
flughäfen im Hinblick auf die zu fordern­
den Flughafengebühren dargestellt. Es ist 
ersichtlich, daß die Flughafemffifernehmen 
in den meisten Fällen nicht einmal die 
Betdebs- und Wartungsküst'en decken 
können. Entsprechend der stetig f'Ürt­
sclJveitenden Flugzeug,entwicklun<l haben 
sie hühe Investitionen zur .Anpass~mg der 
Büdenanlagen an die neuen Betriebsb:!din­
gung-en vürnehmen müssen. 
Der Bericht beginnt mit einer .Aufstellung 
der wichtigsten Ei:nrichtung,en und DIenst­
leistungen auf Flughiifen unter beson­
derer Berücksichtigung der Gesamtein­
nahmen und Gesamtausgaben der inter­
nationalen Flughäfen. Im Jahre 1951 'ent­
stand bei den internationalen Flughiifen 
- 'Ohne Einbeziehung der Küsten für 
Streckennavigafi.onsanlagen - dn Defizit 
von rd. 35 Mio Dollar bei 58 Miü Dollar 
Gesamteinnahmen .. 38 Mio Dollar wurden 
vom planmäßigen internati'OnaI.en Luftver­
kehr aufgebracht. 18 Mi'O Dollar ,entfallen 
hier\'on auf Landegebühren. D1es 5'011 un­
gefährein Drittel derjenigen K'Osten aus­
machen, die der Luftverkdlr nach Berecll­
Ilung des Nutzwertes aufzubringen hätte. 
Der planmiißige vuftverkehr bezahlte im 
Jahre 1951 pro Start und Landung im 
Durchschnitt 24 Dollar" Die Gebühr 
müßte auf 70 Dollar 'erhöht werden, wenn 
sie die anteilmiifligen Gesamtk'Osten pvo 
Landung (97 Dollar) decken sollte. Die 
Höhe der Flughafengebühren ist demnach 
vün erheblichem Einfluß auf die Ein­
nahmen der Flughäfen. 
Fast alle internati'Onalen Flughiifen b<:rech­
nen die Landegebühr nach dem höchstzu­
lässigen Startg,ewicht. Dies wird als der 
beste Weg angesehen, da nicht nur zwi­
seilen der Landegebühr 'LInd dem Nutzwert 

.für den FlugzeughaItereine enge Bezie­
hung besteht, sondern auch den höheren 
Kosten bei Flughiifen für Gl10ßflugzeuge 
Rechnung getragen wird. Eine pmgressive 
Flughafengebühr lerscheint im Intevesse 
~er Ver'einfachung als unzweckmäßig. 
Ebens,o würde -eine Berichtigung der 
Landegebühr 'entsprechend der Liinge der 
zurückgelegten Flugstrecke,. zu K'omplika­
Honen führen, zumal angenommen werden 
darf, daß bei n'Ormalem Flugbetrieb die 
kurz,en und langen Strecken sich [UUS-
gleichen. . 
In der Vergang,enheit wurden Gebühren­
s~tz-eauf .anderen Grundlagen aufgebaut, 
w;e z. B. dIe Str'eckenbenutzungsg'ebühren, 
die Gebühren nach f1ugplanmiißig ror­
gesehenen Landung-en oder die Sond~r­
gebühren für Betriebsst'Üff~ bzw; Oelauf-

nahme. Bekannt sind ferner Berechnungs­
methoden, die nicht auf dem höchstzu­
lässigen Startgewicht basieren. Gesichts­
punkte sind hierbei die Größenabmessung 
des Flugzeugs, Zahl der FI'llggastsitze bzw. 
Zahl der beförderten Fluggiiste, .Anzahl 
der Triebwerke u.a.m. Bei ,einigen weni~en 
Flughiifen mit hochentwickelten .Abferti­
gungsanlagen ist zuzüglich dne Sonder­
gebühr pro ankommenden bzw. abgehen­
den Fluggast 'Cingeführt worden. 

Der Bericht gewährt ferner dnen Einblick 
in die Bereclmungsgrllndlagen für die 
Höhe der Landegebühren auf internatio­
nalen Flughäf.en. Neben den Landegebüh­
ren werden hi-ernach allgemein \'on allen 
Flughiifen Sondergebühren _ fiir LeistlUl­
gen ,erhoben, die über die iiblichen Nor­
malleistungen hinausgehen. Bei der F'est­
setzung der Landegebühren soUen dnriiber 
hinaus di-e Küsten für die Benutzung v-on 
HaUen,. Werkstiitte? und Lagerriiumen 
ausgeschlossen bleiben, da di,ese eine 
wirtschaftliche Einheit für s:ch bilden. 
In die Landegebühren einzuschließen Sind 
hingegen die HilfeIeistungen beim .Anflug 
bzw. .Abflug tUld die FJ,ugüberwachung, 
s'Ofern sie v-om Flughafenunternehmer be­
trieben w_erden., Kapitalzins,en lund Ab­
schreibungen sind dem FlughafenbenlUtzer 
ebenfalls .als 1~eil der Landegebührren -an­
zulasten. Die kümmerzieUen und s,ozialen 
Vorteile -eines Flughafens für die benach­
barte Stadt lassen sich kaum zah1enmiißig 
ausdrücken, müssen jedoch bei der F-est­
se(2)uug der Landegebühr beriicksichtigt 
werden. , 
DIe .Ausführungen, die durch umfang­
r::iches Zahlenmaterial ver\'oUständigt 
s1l1d, k,ommen' zu dem Ergebnis, daß der 
h~!erna tiüllale .un ftver kehr einen etwas 
h.?heren Betrag an Landegebührrell ab­
fuhren s'Olle. Die 'Oberste Grenze würde 
dort liegen, wo die Luftverkehrsgesell­
schaften wegen der Höhe der Gebühren­
siitze ihre .Anflüg,e reduzieren. Der ßericht 
läßt erk,ennen, daß die Hehrzahl der Flug­
hiifen auch bei ,einer gewissen Erhöhung 
der Landegebühren die anteilmiißigen 
K'Osten des Luftverkehrs nicht v!OllställlHg 
decken kann. Sollten die K!ostlCn voll­
stiilldig g'edeckt werden, S'O würden die 
daraus sich erg,ebenden Gebührensiitz-e 
über dem Nrutzwert liegen, den die Luft­
\'erkehrsgesellschaften durch ,eine Lan­
dung auf dem betrdfenden Flughafen zu 
erwarten haben. 

Es ist sehr zu begrüßen, daß die .ADV die 
Ergebnisse der Untersuchung durch die 
\'orHeg,ende VeröHentlichung <einem breite­
ren Inter,essentenkreis zugänglich gemacht 
hat. Prof. DrAng. E. Rößger 
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W -e ger d t, .A I f red, Deutsche Luft­
f,ahrtges::fzg,ebung, Verlag Pohl & Go., 
München 13, Juni 1955,277 S., DM 16,80. 
Die "Deutsche Luftfahrtg,esetzgehung" 

wurde durch eine völlige Neubearbeitui1<1 
der letzten .Auflage auf den Gesetzesstand 
rom 1. 4.1955 gebracht. Dies erwies sich 
nach drd Jahren .als erforderlich, da durch 
die Übertragung der obersten Gewalt uuf 
dem Gebiet der zivUen Luftfahrt durch 
die ß,esatzungsmächte auf die B'l1ndesre­
publik auf Grund d~r Schlußakte der Lon­
doner Neun"Miicht,e-K,onfer-enz \'om' 3. 10. 
1954 und der Paris'er Vereinbarung,ell v'Üm 
23. 10. 1954 s'Owie die Übernahme der vol­
len Verantwortung durch die Bundesre:pu­
blik und der damit verbundene Übergang 
der Gesetzgebungs- t~nd Verwaltungsh'Ü­
heit grundl,egende Veriinderungen eintrl­
ten. 
Das gesamte deutsche materielle Luftr-echt, 
insbesonderre alw das .unftverkehrsgesetz 
und die Vevordnung über den .unftver­
k,ehr, wird mit der Rückgabe der obersten 
Gewalt auf dem Gebiet der Zivil-Luftfahrt 
wieder in praxi anwendbar. .Aufgehoben 
waren j-edoch diese gesetzlichen' Vm­
schriften bis dahin weder durch Kontmll­
ratsge~etz,e noch durch .Anordnungen ein­
zelner Hesatzungsmiichte. 
Beachf'enswert ist die Wiedergabe der 
",Abgvenzung der Verwaltungsbefugnisse 
zwischen Bund und Uindern auf dem Ge­
biet der zivilen Luftfahrt". Dies erwi:es 
sich als erforderlich, weil im Gnll1dges,etz 
di-e Luftfahrt nicht unter denjenigen Ge­
bi'et'enaufgdiihrt ist, die in bundes-eigener 
V,erwaltung mit dem Verwaltungslunterbau 
geführt werden. .Anderersdts miißten 
dann die Bundesgesetze durch die Uinder 
als 'eigene Angelegenheit wahrgellommen 
werden, und sie würden dann auch die 
staatlichen, Befugnisse ausüben und die 
staatlichen .Aufgahen erfüllen. 
Für die Errichtung bundesunmittelbarer 
Körperschaft.en und .Anstalten des öffent­
lichen Rechts wurde mit dem Ges,etz über 
di'e Bundesanstalt für Flugsicherung rom -
23.3. 1953 für die Flugsichertillg und mit 
dem Ges-etz über das Luftfahrt-Bundes­
amt vom 30. 11. 1954 für die Zulassung des 
Luftfahrtgeriits, dIe Unflersuchung von 
Luftfahrz'eug'llnfänell und di-e Sammlung 
Vlon Nachrichten über Luftfahrer und 
.unftfahrtgeriit ICine Grundlage geschaffen. 
Im w1ederg,egebelien T'ext der "Verord­
nung über Luft\'erkehr" sind die neuen 
Vorschriften über die Kennzeichnung v,on 
Luftfahrtz'eugell (6. Ändemngsverordnung 
rom 5. 11. 1954), über die Luftfahrer U11d 
die Prüfordnung für LUftfahrtpers'Ünal (7. 
Änderungsvemrdnung Vlom 21.6. 1955) be-

rücksich tigt worden. Änderungen des Luft­
v'erk.e11rsg,esdz,es sind bisher durch die 
Bttndesregioerung noch nicht ,erlass-en wor­
den. 
Zur Ergänzung ist neben den Bestimmun­
g,en über die Luftfahrtverwaltung und den 
Z'Ollvorschriften di'e internatilonale .unft­
fahrtges,etzgebung wiederg-egeben worden. 
So sind im T,ext das "Warscha'tl'er .Ab­
k'Ommen", das "Römer .Abkommen zur 
Verdnheitlichung von Regeln über di.e 
Sicherullgsbeschlagnahme \'on Luftfahr­
z'eugen" und das ".Allgemeine .Abkommen 
über den Luftverkehr zwischen dem Deut: 
sehen R:eiche und dem Königreiche Spa-
nien" aufgdührt. ' 
Es zlCigt sich in d~eser Auflage der 
"Deutschen lmftfahrtgesetzgebung" ein­
mal mehr, daß der Verfasser 'es in bemer­
k-enswerf.er Weise verstanden hat, eine Zu­
sammenstellung deutscher luftrechtlicher 
Vmschriften in übersichtlicher F,orm zu 
schaffen. Hierzu hat auch bes'Onders di-e 
wirklich ausführliche mnldtung beigetra­
gen. Jeder Interress-ent wird die Samm­
lung als W,egweiser durch die einzelnen, 
weit \'ers~beuten Gesetze, Verordnungen 
und Bdmnntmachullg,en der .unftfahrtge­
setzg'ebung zu schätz'en wissen. Der Ver­
lag P,ohl & Go., München, hat dem Werk 
eine handliche Form gegeben, di-e ei'll-e 
leichte Anwendbarkeit in der Praxis 'er­
möglicht. Pr!Of. DrAng. E. Rößger 

Institut für Em,opäische Po:itik iund Wirt. 
schaft, FrankfurtfMain (Forschungsin­
stitut der Deutschen Gesellschaft für 
.Auswärtige P.olitik e. V.) 

.Aktu.el1'~ Bibliographien des Eouropa • .i\r­
chivs, Heft 10. "Die europäische Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiet des Ver­
kehrs" unter beslonderer Berücksichti­
gung der Tiitigkeit internati'Ollaler und 
,ettllOpiiischer Organisationen, mit e:nem 
einfülu'Ienden Bericht oon Dipl.-Volks­
wirt Christian W!O'elk,er, mehreren 
Übersichtskarten der 'europiiischen Ver­
kehrsnetz,e s'Owieeinem Sach- und Per­
sonen\'Crzdchnis. 216 Seiten, brloschieri 
DM 15,-. 

Die \'orliegende, umfangreiche Bib1:ogru­
phie unterzieht sich der begrüßenswerten 
.Aufgabe, die ZUlU Thema der Zusammen­
arbeit im iC'uropiiischen Verkehrswesen 
'erschienene Literatur (Bücher, B:oschüren, 
Heiträge in Pedodica, die zwischenstaat­
lichen . Veveinbarungen, amtliche Unter­
lag'en und Dokumente internatiünaler 
-Organisafi,onen, nicht .aber .Aufslitze der 
Tages- und Wochenpress'en) zu sammeln 
und geordnet nachzuweisen. Di,e Material­
sammlung darf -aktuell g,enannt w~rden, du 
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sie erst im Herbst 1955 abgeschlossen wor­
den ist. - Den mit dem Pwblem der 
eUJ.1opäischen V'erkehrsin tegra üon Beschlif­
tigt,en Ieistet dIe M.aterialsammlung in 
mehrfacher Hinsicht wertvolle Dienste .. 
Einmal bringt sie in einem 'einleitenden 
Beitragdnen gerafften Überblick über die 
Zusammenarbeit im 'europäischen Verkehr 
seit der Herausbildung der ,einzelnen V'er­
kehrsträger (Wkner Kongreß 1815, CIM 
1893, Internat:ona!,es Abkommen über den 
V,erkehr mit Kraftfahrzeugen 1909, CI NA 
1919), mit Hilfe dessen dIe V1dfalt der 
Organisationen, ihr Charakter und ihre 
wechselseitige Verzahnung überschauba­
rer wird. Es ,erleichtert die Orkntie­
mng, daß die Organisationen den ein­
zelnen Verkehrsträgern zugeo:dnd und 
selbst dann, wenn sich ihr Aufgabenbe­
reich allf den g,esamten V,erkehr erstreckt, 
in ilwe Einzdfunkti'onen nach Transport­
sektor,en aufgegliedert darg,estellt werden. 
Die Gemeinschaftsarbeit im internationa­
len cUl'Opliischen Verkehr wird damit 
sinnf1illig,~r. -
Ein "Verzeichnis der intern:lti'onalen Or­
ganisationen", an deren Arbeiten der Ver­
kehrss,ektm beteiligt ist, ist - 'ebenso, w~e 
di'e dm'an anschließende eigentliche Ma­
terialsammlung - nach Verk'ehrstrligern 
geordnet und damit zugleich .eine nütz­
liche Zusammensvellung für die Vielzahl 
der in Fachpresse und Fachliteratur auf­
tauchenden Abkürzungen, die unserer 
kommerziellen Sprache immer mehr den 
Stemp'el des Stenographischen aufdrük­
ken. 
DieMareria;sammIung sdbst ist übersicht­
lich und gründlich hinsichtlich der Quel­
lennachweisungen, in denen die einzelnen 
V'erhandlung,en, die. zu Abkommen und 
Vertriigen geführt haben, neben den 
Dokumenten der staatlichen und nicht­
staatlichen ürganisaf1,onen und dem 
Schrifttum in Büchern und Zeitschriften 
ihJ.1et1 Niederschlag gefunden haben. 
Bei der Bedeufttllg der eUf10päischen Pl"O­
bleme einerseits und der fortschr·eitend,en -
DiHerenziertheit ihrer Ausprägung ande­
rerseits leistet diese umfangl'eiche und 
aug.enscheinlich mit Sorgfalt zusammen­
~etr.ugene Bibliograpl1ie einen wertvollen 
Beitrag zur KlärU!11g der 10ft in ihren 
eigent:ichen Hintergründen verwischten 
eurüpäischen Probleme. 

Dr. H. St. Seidenfus 

A. L i n d 'e c k, Rechtsanwalt "Das Bi!1ll1en­
s.chiffahrtsrecht" Erläuterung grundsätz­
hcher Fragen. V'erlag "Die Rheinschiff­
fahrt", Mannheim und Bad Salzig/Rh., 
1954, 202. Seiten, Leinen 

Lindeck legt eine Reihe von Aufslitzell 
vor. Si~ sind sicherlich nicht das, was mall 
unter -einem Lehrbuch oder einem Kom­
men.tar versteht, sie entbehren auch 'einer 
gewlss,en Systematik, sie sind. vielmehr 
in freier Auswahl der behandelten M.ate: 
~iel~, der N~ederschlag dessen, was nur 
III Jahrzehntelanger Berufsarbeit als der 
Erörterung erwünscht erschienen ist und 
~as daher bei der Handhabung der gesetz­
hchen ßestimmungen nützliche DIenste 
w.ird leisten können. (S.9) - Darin, in 
dIeser Behandlung einzelner juristisch be­
lal1greicher "FäHe" des materiellen nechts 
der ~innenschiffahrt, liegt - s-o will uns 
scheInen - der besondere Wert dieser 
Erläuterung aus dem Munde eines alten 
Rechtspraktikers der Rheinschiffahrt. 
Es sind im Einzelnen folgende Pr'Oblem­
kreise, die gründlich behandelt werden: 
Haftung des Schiffseigners für andere _ 
V'Om Ausrüster im Sinne des Binnenschiff­
fahrtsrechts - Das Binnenschiff im Sa­
chenrecht - Di,e Rechtsstellun,; des 
Schiffers in der Binnenschiffahrt ~ D:e 
persönliche Haftung des Schiffseigners_ 
Die kontradiktiorische Schadens taxe bei 
K<D1lisi-onspJ:1ozess,en -- ZwangsvlOlIstrek­
kung in Binnenschiffe - Die rechtlichen 
V'erhliltniss-e der Schleppschiffahrt - Zu­
sa.mme?sfofl vlOn S.chiffen - Bergtlng und 
HIlfeleistung - Die gvoße Haverei in der 
Binn'enschiffahrt - Das Schiffsgläubiger­
recht - Frachtbdef und Ladeschein _ 
Die Kaskoversicherung in der Binnen­
sch!ffahrt - Die Verjlihrung im Binnen­
scluffahrtsr,echt - Der Schiffs'eigner­
Schiffer - Das gerichtliche Verfahren. 
In der Anlage findet sich ein V<Ortrag über 
"lnternati'Ouales Binnenschiffahrtsrecht" 
aus dem Jahr,e 1924, der zeIgt, daß der 
zwischenstaatliche Grundsatz :,J,ocus r,egit 
actum" für die intel'naüonale Gestaltull<1 
des V-erkehrs auf den gl'oßen Strömen:: 
insbesondeve für die Bellrteilung von Pri­
vatrechtsv'erhältnissen nicht, zureichend 
ist. 
Ein nützliches Sachregister schließt das 
kleine Werk. Dr. H. St. Seidenfus 

SchiCitle und Straße 1955. Herausgegeben 
von Pvofesslor L e 10 B ra n d t, Staats­
sekretiir im Mlnisterium für Wirtschaft 
und Verkehr, Düsseldorf. Verkehrs~ und 
Wirtschafts-Verlag GmbH., Dortmund. 

Es ist ein Problem, ein immer wie gearte­
tes Phiinomen unseres Daseins in einem 
SU.!llll!elwe:k a~zuh~ndeln. Die notwendige 
l1oghchkelt, die elllzel.nen Be:träge auf­
elllander abzustimmen, steht im allge­
meInen im umgd{ehrt prüportklllalen Ver­
hiiltnis zu der Anzahl der Mitarbeiter 
- ganz abg,es'ehen dav-on, daß eine Ab-

I 
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stimmung der ihrer Struktllr nach häufig 
sehr div.ergierenden Auffassungen ohne­
hin unmöglich ist. Eine Abhandlung in 
Form 'eines Sammelwerks kann daher 
immer nur als Versuch gewertet werJ,en, 
die vielschichtig verwobenen Zusammen­
hänge des Pl'Oblems durch eine Vielzahl 
,"on selbstiindig'en Stellungnahmen zu den 
einzelnen Teilpr'Oblemen zu beleuchten .. 
Gegenüber dem Nachteil der Uneinheit­
lichk<Cit der Gesamtdarstellung Uegt hierin 
wohl der Vorzug dieses Verfahrens, sofern 
den Einzelbeiträgen nur g'enügcnd Raum 
g.elass,en ist, die Gedanken auszuspinnen. 
In dies,em Sinne wird man auch an das 
vorliegende Jahrbuch "Schiene und Stra­
fle" 1955, das seit Dezember in anspre­
chender und gefälliger Form vorliegt" 
herangehen müssen. Es greift einen Teil­
aspekt aus dem aktuellen deutschen V,er­
kehrsg'eschehen hera'lls, das Verhältnis 
zwischen Schienen- und Sttaßenverkehr 
und umreißt S'O seine Möglichkeiten und 
Gr'enzen: Es besteht damit -einerseits d1e 
Legitimation, ja di,e Notwendigkdt, grund­
sätzliche Fragen der deutschen V,erkehrs­
politik zu 'erörtern, und es süllen anderer­
seits ignoriert werden die Pr.obl,eme des 
dritten Binnenv,erkehrsträgers, der Bin­
nenschiffahrt, dann des Luft-, See- und 
Nachrichtenverkehrs. Es ist begreiflich, 
daß diese GJ.1enzen z. T. nicht ,erreicht, 
z. T. überschritten werden; die g'ewaltsame 
Herauslösung eines "Tdlaspektes", wie 
lOben bemerkt wurde, aus <einem komple­
x'en Gebilde, ;,riicht" sich auf diese Weise. 
(Es erscheint in der Tat bedenk'enswert, 
üb das Sammelwerk in der Zuktmft nicht 
als dne Art "Jahrbuch des deutschen V'er­
kehrs" ,erscheinen sollte). 

Das Werk selbst ist auf folgenden Ab­
schnitten aufgebaut: 

Verk-ehrsplOlitik - Verk'ehrswirtschaft -
Eisenbahn - Post, Straßenverk'ehr -
Nahverk,ehr -' Planung - Straßen- und 
Brückenbau V,erkehrstechnik - Lei­
stungsschau in Bildern und Industriean-
7ieigen. 

Die Beitriige unter den 'einzelnen Ab­
schnitten behandeln höchst bedeutsame 
Grtllldfrag'en der deutschen Verk-ehrspoli­
tik unter v-erschiedenen Aspekten (gleiche 
"Startbedil1gungen", Gemeinwirtschaftlich­
keif und Lockerung der Gemeinwirtschaft­
lichkeit, Konkurrenz zwischen Kraftwagen 
und Eisenbahn, Knotenp'unktverkehr 111l1d 
Fliichenverkehr, Wegekost:en, Planung und 
techno Pr.obleme). Eine aufschlußreiche 
Auswahl aus der deutschen Verkdlrssta­
tistik beschli:eflt den Band, der mit v~elen 
Ilhlstrationendurchsetzt ist. H. Kaufer 

B run n er, Kar!, H., Prof. Dipl.-Ing. Dr.: 
Städtebau und Schndlv,erkehr. Springer­
Verlag, Wien, 1955, 189 Seiten. 

Das Thema Städtebau und Verkehr ist in 
zahlreichen einzelnen SchriHen grundsiitz­
lieh er und spezielLer Art in der Literatur 
behandelt worden. Der Fachmann kennt 
zwar die Aufsätz,e und Schriften, die sein 
Fachgebiet betreHen, aber ,es ist für ihn 
schwierig, sich laufend über die Nachbar­
gebiete zu informieren. Das Verkehrs­
pl'Oblem in den Städten ist für die öffent­
liche Verwaltung und für die Bevölk'erung 
immer mehr in den Vmdergrund gerückt, 
'Oft werden aber durch d~e Vidzahl der 
Schwierigkeiten nur isolierte Einzel­
probleme gesehen. 

PIlOt Brunuer bemüht sich in dem Werk, 
keine technische Abhandlung über Straßen­
bau, über V,erkehrsbetriebe üder 'ein ande­
res Einzdthema zu schr'eiben, sondern er 
gibt dnen Querschnitt durch den helutigen 
Stand. zeitgemäßer Verkehrsvorsorge und 
ihr,e Beziehungen zu den Zielen des 
modernen Städtebaues. 
Die Veröffentlichung kann nicht 'lIur Fach­
leuten, sonder,n auch int'eressierten Kreisen 
der B,evölkerung, besonders aber den maß­
gebenden Persönlichkdt'en der Stadtver­
tretung,en und VerwaHungen ,einen Über­
blick über das Pl'Oblem Städtebau und 
Schnellverkehr geben. Es wird damit eine 
wichtige Aufgabe 'erfüllt; denn die großen 
Aufgahen der Verkehrsv,erbesserung'en, die 
in den Städten in Angriff zu nehmen sind, 
finden ,erst dann den kräftigsten Antrieb 
und Fortschritt, wenn alle beteiligten In­
stitutionen die Ziele und Wirktlllg,en 
k'ennen und mit -eigelllem fundiert,em Urteil 
d1e Bestrebungen der Stadt- und Ver­
kehrsplanung unt,erstützen können. 

Der V,erfasser geht ,"on der städtebau­
lichen und verkehrlichen Gesamtschau 
einer Stadtplanung aus und stellt fest, ' 
daß für dne gute Stadtgestaltung und 
V,erkehrsplanung das Wiss,en und Urteil 
viel<er berufener Männer aus den hoch­
'entwickdt'en Spezialfächern herangezogen 
werden muß, damit die Entscheidung,en 
erleichtert werden. 
Die vechtzeitige Vorsorg,e für' die zu­
künftige Entwicklung muß nach Brunner 
im Vordergrund st,ehen; denn "nicht die­
jenige Stadt nimmt den größten Rang ein, 

, die das größt,e U~Balmnetz hat, sondern 
jene, deren PIU11ung so weitsichtig war, 
daß sie keine U-Bahn braucht" (Prof; 
Hankers, Wien). 
Über die Straßenv,erk-ehrsplanullg wird ein 
Überblick g,eg.eben, wobei die Erkennt­
niss,e der müdernen Straßenverkehrstech-
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nik nur angedeutet werden. Auch bei den 
Straßenkreuzungen heschriinkt sich der 
V,erfasser auf eine kurz:e Darstellung von 
typischen Lösungsmöglichkeit:en. 

Die öffeiitlichen V'erkehrsmittel Straßew 
bahn, Autobus und vor allem die g!1()ß~ 
städtische Schnellbahn werden eingehend 
behandelt. Ebenso schildert 'er die 
U~Bahn~Systeme in den Welt- 'llnd Gr:oß~ 
stiidten New York, Lonrllon, Paris, Berlin, 
Moskau, Stiockholm, 'M.adrid, Barcelona 
und Hamburg, wobei besonders inter~ 
'essallte Hinweise über die U~Bahnen. in 
Spanien gegeben werden, die sonst nur 
sdten in solchen allgemdlliell Veröffent~ 
lichungenerscheinen .. 
Die Arbeit schließt mit 'einem praktischen 
Beispiel: Der V,erkehrsplanung des öffent~ 
lichen V,erkehrs in Wien. Der Verfasser 
gibt hier eine Analyse des öffentlich~1l 
V:erkehrs, die Untersuchung über die V,er~ 
lagerung der Verkehrsdichte und die Plu­
nung der zukiinftigell U~Bahll. Dabei geht 
er auch auf die vorhandene Stadtbahn 

-------------------
und ihren Ausbau ein. Der Straßenver­
kehr wird nur am Rande behandelt. Be­
merkenswert ist die von Oberbaurat Wolf­
ram aufgestellte Liirmkarte im Verkehrs­
raum vlon Wien, auf der die Liirmspitzen 
von 86 bis 105 Phon in vier IntervaIIen 
dargestellt sind. 
In.sge~amt m~Iß man das Erscheinen dies~s 
mIt VIelen BIldern und Zeichnungen aus­
g~~sta~tetel1 Werkes s;ehr begrüßen. Es 
fullt 111 der Anschauhchkeit seiner Dar­
stellung :eine Lücke der Literatur über 
großst1idtisches V,erkehrswesen, \Vlobei :es 
eine . sehr nützliche Zusammenfassung 
der bIslang s:ehr v,erstreuten., :einschlägigen 
Literatur vermittelt.' F. Ltdke. 

Berichtigung 
In dem Aufsutz "Zur Problematik der 
Investitionen im deutschen Verkehrswe~ 
sen" (Seidenfus), Heft 4/1955, Seite 203 
2./3. Zeile, muß 'es anstelle "des gesamtel~ 
Verkehrst.rägers B:nnenschiffahrt" heißen 
"der Reederei-Tonnage". 

Die Ei,nordnung des W,erltverkchrs in den Gesamtverkehr 

Die Einordnung des Werkverkehrs 
in den Gesamtverkehr 

VonDr: Waltcr Hamm 
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Der Werkverkehr -- die Beförderung von Gütern für 'eigene Zwecke dnes Unter" 
nehmens 1) - ist in letzter Zeit mehr und mehr in den ;Vordergrund der verkehrs,: 
politischen Diskussion gerückt und zurri Gegenstand leidenschaftlicher Ausein" 
andersetzung geworden. Der Mdnungsstreit konzcntriert sich nahezu ausschließ" 
lieh ,auf den W,erkvlerkehr mit Lastkraftwagen, der sich besonders in dm 'ersten 
Jahren nach dem Zusammenbruch erheblich ausgedehnt hat. Ueber den \V,erb 
verkehr in der Binnenschiffahrt, der beispielsweise auf dem Rhein dne bedeut" 
same Rolle spielt und der ,ebenfalls kräftig zugenommen hat, wird dagegen so 
gut wie gar nicht gesprochen, obw'Ühl di:e Probleme in diesem V<!rkchrszweig 
durchaus ähnlich gelagert sind; das gilt vor allem für das \'{T'ettbewerbsverhältnis 
zur Bundesbahn. Schließlich besteht auch eine Parallc-1e zwischen dem Werb 
verkehr mit Lastkraftwagen und der Benutzung von Personenkraftwagen 'Und 
Omnibussenaußerhalb des Verkehrsgewerbes, die in den letzten Jahren ungleich 
stärker gestiegen ist als der Werkverkehr mit Lastkraftwagen. Allein der Pcr" 
sonenkr.aftwagenverkeh,r hatte berdts 1954 dne um über die Hälfte größere Be" 
förderungsleistung, gemessen in Personenkilömetcr, zu verzeichnen als die 
Bundesbahn. ~) Zwar bestehen zahlreiche Berührungspunkte zwischen den 
Gründen für den Werkverkehr und für die nicht gewerbliche Benutzung von 
Personenkraftwagen. Auch beeinflußt der Personenkraftwagenverkehr di:e Tarif" 
politik und die finanzielle Lage der Eisenbahnen und der andcl'en öffentlichen 
V,erkehrsuntemehmen maßgeblich. Trotzdem ist der M'einungsstl1eit über die 
Einschränkung der nicht gewerblichen Benutzung von Kraftfahrzeugen auf den 
Werkverkehr mit Lastkraftwagen beschränkt geblieben. Das gleiche Verkehrs" 
finanzgesetz :1), das den Werkfernverkehr auf der Straße mit drastischen Abgaben" 
erhöhungen belegte, hat sogar :eine fühlbare Stettcrsenkung für die Personenkraft" 
wagenhalter gebrach( 

I. Das Problem der. EigenEertigung 
Im Werkverkehr spiegelt sich ,eine T,endenz wider, die' weit über den Verkehr 
hinausgehend in ,allen Wirtschaftszweigen spürbar ist. Es ist ein alltäglicher 
Vorgang, daß ein Unternehmen zur Eigenfertigung ,eines Produkts übergcht, das 
es bisher von ,einem andel'en Unternehmen gekauft hat. Zweck dieser An" 
gliederung v,on 'Oft branche fremden oder vor" und nachgdagerten F,ertigungs" 
zweigen ist in der Regel das Bestreben, Kosten zu sparen. Es Hegt in der Natur 
dieses V:ergangs bc~ründet, daß vielfach gerade dLe größten Kunden abspringen. 
Denn für 'sie ist der Aufbau eigener Produktionsanlagen in vielen Fällen wirt" 

I) V gl. § 48 uc~ GüLcrkra.ftY(lrkdll·sgesd~" VOIll 17. 10. 1952. 
2) vVerner Heubol, Der motorisierte Straßonpol'soll,nnverk'l'lhr im Jahre lU5'1, in "Die Bllnd.'.,­
bahn", 29. Jg., lU55, S. 1084 lIlul 108(j, 
:I) ßllndnsgl1'S<ntzhlatt 1!JoiJ, Teil I, S. lfi6H. 
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